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Zum 15. Jahrestag der Menschenrechte am 10. Dezember 1963 

Botschaft des Präsidenten der Generalversammlung Carlos Sosa-Rodriguez 
Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, deren fünfzehnten Jahrestag wir heute feiern, ist ein Meilenstein in der 
Geschichte der Menschheit. Ihre wirkliche Bedeutung wird vielleicht einmal begriffen werden, wenn die Mißstände 
und das Unrecht, die nun diese Rechte verletzen, der Vergangenheit angehören. 
Die Verfasser der Erklärung fühlten bei ihrer Ausarbeitung nach den dunklen Jahren des Zweiten Weltkrieges noch 
den Schrecken und die Unmenschlichkeit, die über die Welt gekommen waren. Sie wußten, daß außer der Zerstörung 
der Städte, außer den Umwälzungen durch den Krieg etwas Zarteres zertreten worden war — die Würde des Menschen. 
Es war notwendig für die Welt, dieses Unrecht zu verdammen und das Vorhandensein unveräußerlicher Rechte aller 
Menschen erneut zu bekräftigen. 
Es war nicht das erste Mal, daß Menschen versuchten, ihrer Achtung vor den Menschenrechten und ihrem Glauben an 
sie Ausdruck zu geben, doch das Ausmaß der Tragödie und die Schwere der Rechtsverletzungen verlangten eine feier­
liche Tat. 
Die Allgemeine Erklärung versinnbildlicht den wahren Geist der Vereinten Nationen, und die Verhältnisse, unter denen 
sie geschaffen wurde, machen sie zu einem Dokument allgemeingültiger Ziele und zu einem Programm für Handlungen, 
denen keine Nation, ob groß oder klein, reich oder arm, gleichgültig gegenüberstehen kann. 
Das Erreichen jeder neuen Kulturstufe durch die Völker hilft zugleich, die Achtung vor den Menschenrechten zu 
stärken und auszubreiten und den anklagenden Finger der Weltmeinung auf jene zu richten, die es noch vorziehen 
sollten, sie zu mißachten. 
An diesem fünfzehnten Jahrestag ist meine höchste Hoffnung, daß diese Botschaft hilft, die Sorge aller Völker der 
Welt um die Verteidigung und die Beachtung der Menschenrechte zum Ausdruck zu bringen, so daß sie jene erreicht, 
die sich weiterhin, verblendet durch Vorurteil oder aus politischen und ideologischen Gründen, weigern, die Allgemein­
gültigkeit dieser Grundsätze anzuerkennen. 

Botschaft des Generalsekretärs der Vereinten Nationen U Thant 
Das menschliche Leid und die materielle Zerstörung aller Kriege der Geschichte wurden durch den, der vor rund 18 
Jahren endete, übertroffen. In gleicher Weise machte das Böse, um dessen Zerstörung willen der Krieg ausgefochten 
wurde — das Böse, wie es sich in Gaskammern und Massengräbern offenbarte —, alle früheren Beweise von Unmensch­
lichkeit verhältnismäßig bedeutungslos. 
Vor diesem Hintergrund wurde die Charta der Vereinten Nationen entworfen. Sie wurde ein geschichtliches Dokument 
aus vielen Gründen. Vielleicht ist der kennzeichnendste von ihnen der Ausdruck der Überzeugung — zum ersten Mal 
in allgemeingültigen Begriffen —, daß Friede und menschliche Wohlfahrt nie gesichert und erhalten werden können, 
wenn nicht die „unveräußerliche Würde und der unveräußerliche Wert der menschlichen Persönlichkeit" anerkannt, 
beachtet und gegen alle Versuche, sie zu leugnen, gesichert werden können. 
„Wir, die Völker der Vereinten Nationen . . . bekräftigen erneut unseren Glauben an die Grundrechte des Menschen", 
sagt die Präambel der Charta. Und Artikel 1 bestimmt als ein Hauptziel der Organisation, „die Achtung vor den Men­
schenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion 
zu fördern und zu festigen". 
In diesem Jahr lenken wir die Aufmerksamkeit auf den fünfzehnten Jahrestag eines anderen geschichtlichen Doku­
mentes, das aus diesem wieder erneuerten Glauben und dem erklärten Ziel hervorging: auf die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte, verkündet durch die Generalversammlung der Vereinten Nationen in Paris am 10. Dezember 1948 als 
„das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal". 
Während dieser fünfzehn Jahre ist der Einfluß der Erklärung auf das Weltgewissen ständig stärker geworden. Die 
Verwirklichung ihrer Maßstäbe ist weitergegangen. Sie ist in viele nationale Verfassungen aufgenommen worden — 
bisweilen teilweise, bisweilen ganz. Gesetze und richterliche Entscheidungen sind durch sie beeinflußt worden. Auf der 
internationalen Ebene liegt sie in einem sehr realen Sinne allem zu Grunde, für das die Vereinten Nationen eintreten. 
Viele geduldige und gewissenhafte Arbeit muß getan werden und ist getan worden — besonders durch das Entwerfen 
von Übereinkünften, die das Ideal in rechtlich bindende Verpflichtungen für diejenigen umformen, die sie unter­
schreiben. Das ist eine oft schwierige und heikle Arbeit, und es braucht Zeit, sie zu vollenden. Aber die Berichte der Ver­
einten Nationen und der Sonderorganisationen, in denen sie gleichfalls getan wird, zeugen von den Erfolgen der Zusam­
menarbeit, Auffassungen und Überlieferungen, die sich bisweilen scharf unterscheiden, miteinander in Einklang zu 
bringen. 
Wenn auch am fünfzehnten Jahrestag der Verkündung der Allgemeinen Erklärung gute Gründe für eine hoffnungsvolle 
Zukunft gegeben sind, so ist dennoch für Selbstgefälligkeit kein Platz. Man braucht nur den heutigen verstärkten Kampf 
gegen die übrig gebliebenen Formen von Diskriminierungen und Unterdrückung zu betrachten, um zu erkennen, 
daß noch größere Anstrengungen gemacht werden müssen, um die verkündeten Ziele zu erreichen. Die Bemü­
hungen müssen auf allen Ebenen fortgesetzt werden — von den internationalen Konferenzen bis zur kleinsten örtlichen 
Gemeinde. Ja, die örtliche Gemeinde ist vielleicht die wichtigste von allen — denn eine grundsätzliche Achtung vor 
den Menschenrechten beeinflußt alle Formen mit menschlicher Beziehung. 
Wenn ich noch eine weitere, eine persönliche Bemerkung machen darf: Ich habe über den schließlichen Ausgang des 
Kampfes keinen Zweifel. Alle heutigen großartig mannigfaltigen Gruppen der Menschheit haben keine andere Mög­
lichkeit, als „Duldsamkeit zu üben und als gute Nachbarn in Frieden miteinander zu leben". Wenn dieses Ziel einmal 
erreicht ist, wird es den endgültigen Sieg des Besten und Edelsten im Menschen darstellen — trotz der dunkel be­
fleckten Seite seiner langen Geschichte. (Überse tzung aus dem Englischen) 



Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 

Gedanken zum 15. Jahrestag ihrer Verkündung 

DR. ERNST HAMBURGER, N E W YORK 

I 
A m 10. Dezember 1963 waren 15 Jahre vergangen, seit die 
dri t te G e n e r ä l v e r s a m m l u n g der Vereinten Nationen die A l l ­
gemeine E r k l ä r u n g der Menschenrechte angenommen und 
v e r k ü n d e t hat. Der Beschluß der Vereinten Nationen, diesen 
Gedenktag feierlich zu begehen ist berechtigt. Es ist ihre 
bisher größte Leistung auf dem Gebiet der F ö r d e r u n g der 
Menschenrechte, die erste weltweite Erklärung in der 
Menschheitsgeschichte erarbeitet, zur Annahme gebracht, ver­
k ü n d e t und damit festen Grund für das Weiterwirken auf 
diesem, siebenmal in der Charta von San Francisco mahnend 
hervorgehobenem Arbeitsgebiete der UNO gelegt zu haben. 
Diese Feststellung ergeht u n a b h ä n g i g von der unbestreitba­
ren Tatsache, daß die in den 30 A r t i k e l n der E r k l ä r u n g 2 nie­
dergelegten Grundsä tze in weiten Teilen der Welt nicht oder 
nur unvollkommen befolgt werden. Auch die französische 
E r k l ä r u n g der Rechte des Menschen und des Bürge r s von 
1789 war 15 Jahre später , als sich Napoleon Bonaparte 1804 
zum Kaiser der Franzosen krönte , in vieler Hinsicht ein toter 
Buchstabe. Dennoch hat sie vor, w ä h r e n d und nach dieser 
Zeit einen gewaltigen Einf luß auf die französische und 
Menschheitsgeschichte ausgeübt . Auch die amerikanische 
Unabhäng igke i t s e rk l ä rung en thä l t Wahrheiten, die i n der 
damaligen Zeit nicht Wirkl ichkeiten waren. P rä s iden t Abra­
ham Lincoln hat nachdrückl ich darauf hingewiesen, daß ihre 
Schöpfer „nicht die offensichtliche Unwahrhei t auszusprechen 
gedachten, d a ß alle Menschen gleiche Rechte genössen; sie 
beabsichtigten vielmehr, das Recht aller Menschen auf Gleich­
heit zu ve rkünden , derart daß es verwirk l icht werden könne, 
soweit die U m s t ä n d e es gestatten w ü r d e n " . 
Das gleiche gi l t von der Allgemeinen Erk lä rung , die von der 
durch die Vereinten Nationen rep räsen t i e r t en Völkergemein­
schaft erlassen und für die Menschen und Völker der Welt be­
st immt ist. Sie ist ihrem Charakter nach denjenigen Ins t ru­
menten zuzurechnen, in denen das Bestreben des heutigen 
Völkerrechts zum Ausdruck kommt, der Staatengesellschaft 
eine Verfassung zu geben und dem Rechte und der Wohlfahrt 
der Einzelperson zu dienen. Beide Ziele hat der britische Völ­
kerrechtslehrer Lord NcNair, ein f rühere r Richter und zeit­
weiliger P r ä s i d e n t des Haager Internationalen Gerichtshofs, 
als kennzeichnend für die modernen Tendenzen des Völke r ­
rechts bezeichnet. 

I I 

Die Allgemeine E r k l ä r u n g der Menschenrechte en thä l t mehr 
als eine einfache Aufzählung von Grund- und Freiheits­
rechten. Unter dem Einfluß der modernen Verfassungsent­
wicklung skizziert sie, wenn auch in sehr allgemeiner Form, 
die Organisation einer freien Welt. Sie schließt einen Katalog 
der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte ein: ih r A r ­
t ike l 3 v e r k ü n d e t das Recht auf Leben, persönliche Freiheit 
und Sicherheit. Diese Urrechte werden in den folgenden A r ­
t ike ln i m einzelnen definiert und geklär t . W i r finden hier die 
traditionellen Grundrechte auf Gleichheit vor dem Gesetz und 
Rechtsschutz in allen Lebenslagen, das Verbot der Sklaverei 
und des Sklavenhandels, unmenschlicher Bestrafung und 
Behandlung, Zusicherung des Briefgeheimnisses und Schutz 
des Privatlebens, Fre izügigkei t und Asylrecht, Gewissens­
und Religionsfreiheit. Diese Grundrechte werden dann auf 
den Menschen als Mitgl ied der Familie und der Nation sowie 

als tä t igen S t aa t sbü rge r i m öffentlichen Leben ausgedehnt; 
hier erscheinen das Recht auf freie Meinungsäußerung , Ver­
eins- und Versammlungsrecht und bestimmte Grundsä t ze 
für gleiche Zulassung zu öffentlichen Ämte rn , für A u s ü b u n g 
des Wahlrechts und für Wählba rke i t . 
Symmetrisch zum A r t i k e l 3 legt der A r t i k e l 22 den Grund 
für die E r k l ä r u n g der wirtschaftlichen, sozialen und kulturel­
len Rechte; sie werden i n den A r t i k e l n 23 bis 27 entwickelt. 
Hier findet sich das Recht auf Arbe i t und befriedigende 
Arbeitsbedingungen, auf M a ß n a h m e n , die der sozialen S i ­
cherheit dienen, auf Gewerkschaftsrecht und Freizeit, auf 
Bi ldung und Unterricht und Teilnahme am kul turel len Le­
ben des Volkes. 
So weit k ö n n t e n die A r t i k e l der E r k l ä r u n g auch in jedem 
nationalen Dokument ähnl icher A r t erscheinen. Als eine 
E r k l ä r u n g , die von den Vertre tern von Staaten aller K o n ­
tinente ausgearbeitet und an Menschen und Gesellschafts­
organe aller Kontinente gerichtet ist, zeigt sie jedoch d a r ü b e r 
hinaus die E igen tüml ichke i t en ihres internationalen oder 
besser übernationalen Charakters. A l le Menschen ohne U n ­
terschied k ö n n e n sich auf die i n dieser E r k l ä r u n g v e r k ü n ­
deten Rechte beziehen. Sie ist „universa l" gültig, eine Eigen­
schaft, die in ihrem lange diskutierten Titel i n allen Haupt­
sprachen der Welt zum Ausdruck kommt und nur i m Deut­
schen i n dem Wort „a l lgemein" ve rb laß t . Das völkerrecht l iche, 
politische oder verwaltungsrechtliche Statut eines Staates oder 
Territoriums darf für die Anwendbarkeit der E r k l ä r u n g k e i ­
nen Unterschied machen, die Menschenrechte sollen übe ra l l 
beachtet werden, wo Menschen leben. Al le haben Anrecht auf 
gleichen Schutz gegen eine die E r k l ä r u n g verletzende D i s k r i ­
minierung, auf Anerkennung als juristische Person und als 
S taa t sbürger . Empfang und Verbreitung von Nachrichten und 
Ideen sollen nicht durch Ländergrenzen beschränk t werden. 
Internationale Zusammenarbeit soll es allen ermöglichen, 
ihre wirtschaftlichen und sozialen Rechte verwi rk l i ch t zu 
sehen; die Technische Hilfe findet ihre menschenrechtliche 
Grundlegung in dieser Bestimmung der E r k l ä r u n g , die ihrer­
seits auf A r t i k e l 55 der Charta beruht. Unter den Aufgaben 
der Erziehung w i r d das Ziel hervorgehoben, Vers t ändn i s , 
Duldsamkeit und Freundschaft zwischen den Nationen und 
allen rassischen und religiösen Gruppen zu fördern und für 
die Aufrechterhaltung des Friedens i m Sinne der Vereinten 
Nationen zu wi rken . Damit greift der Text auf den ersten 
Absatz des Vorspruchs zurück, der die Anerkennung der 
W ü r d e aller Mitglieder der menschlichen Familie und ihrer 
gleichen und unveräußer l i chen Rechte als Grundlage der 
Freiheit, der Gerechtigkeit und des Friedens in der Welt 
bezeichnet. Gewiß finden sich einzelne dieser Bestimmungen 
auch in nationalen Verfassungen oder E r k l ä r u n g e n ; der K e n ­
ner des Abschnitts I des Grundgesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland w i r d schnell Parallelen, teilweise auch direkt 
durch die Allgemeine E r k l ä r u n g beeinf lußte Stellen ent­
decken. Aber in dieser Geschlossenheit sind diese Best immun­
gen nur in der E r k l ä r u n g der Vereinten Nationen enthalten; 
sie geben ihr den Charakter, der sie von den nationalen Er­
k l ä rungen oder Verfassungsbestimmungen unterscheidet. 
Die E r k l ä r u n g dehnt den Begriff der Menschenrechte weit 
aus. I n ihr findet die Vision eines Weltstaatensystems Aus­
druck, in dem die Menschen frei von Diskr iminierung auf 
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Grund irgendwelcher nicht zu rechtfertigender Faktoren in 
Frieden und Freiheit leben. Die Aufzählung der M i n i m a l ­
g rundsä tze für Wahlrecht und Wäh lba rke i t wurde bereits 
e r w ä h n t . Das Recht auf unabhäng ige und unparteiische Ge­
richtsbarkeit ist in der E r k l ä r u n g niedergelegt. Sie zähl t die 
G r ü n d e auf, die Rech tsbeschränkungen rechtfertigen können 
und begrenzt sie auf die gesetzlich vorgesehenen Fäl le , i n 
denen die Rechte anderer, die Mora l und die öffentliche Ord­
nung und allgemeine Wohlfahrt i n einer demokratischen Ge­
sellschaft vordringliche Berücksicht igung verlangen. Sie w i l l 
die Gesellschaft, i n der die Menschenrechte anerkannt sind, 
gegen U n t e r w ü h l u n g durch to ta l i t ä re Kräf te sichern und 
einen Mißbrauch der Freiheitsrechte mi t dem Ziele ihrer 
Ze r s tö rung nicht zulassen. Sie proklamiert das Recht des 
Menschen auf eine soziale und internationale Ordnung, in 
der die in ihr aufgeführ ten Freiheitsrechte zu voller Ent­
faltung kommen können ; die Formel ist unbestimmt, aber 
sie zeugt von dem Bewußtse in , d a ß die Menschenrechte nicht 
i m leeren Raum, sondern nur i m gesellschaftlichen, nationa­
len und internationalen Rahmen existieren und ausgeüb t 
werden können . Solange Staatensysteme bestehen, deren 
Grundordnungen zu den Prinzipien der Menschenrechtser­
k l ä r u n g in Widerspruch stehen, l äß t sich diese soziale und 
internationale Ordnung nicht verwirklichen, können die 
Menschenrechte nicht zu universaler Geltung kommen. 
Die hier in knappen Zügen gegebene Analyse der Allgemei­
nen E r k l ä r u n g der Menschenrechte zeigt, daß man ihr nicht 
gerecht w i rd , wenn man sich mi t der Darstellung der i n ih r 
aufgezähl ten Rechte der Einzelperson begnügt . Sie präz is ie r t 
nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten. Sie sieht nicht nur 
den Einzelnen, sondern auch die Gesellschaft. Sie spricht nicht 
nur von der nationalen, sondern auch von der internationalen 
Grundordnung. Wenn einst das Menschheitsziel einer Wel t ­
ordnung und Weltregierung erreicht sein w i r d , so kann die 
Wel t e rk l ä rung als Grundrechtsteil einer Universalverfassung 
dienen. Sie en thä l t Grundsä tze , die allgemein unterschrieben 
werden können . Sie verl ier t sich nicht in Einzelheiten und 
stellt es daher den regionalen Gliedern eines Zusammen­
schlusses der Völker frei, solche Einzelheiten entsprechend der 
Mannigfaltigkeit ihrer Entwicklung zu gestalten, ohne in 
Widerspruch zu der Allgemeinen E r k l ä r u n g zu geraten. So 
weit w i r auch i m heutigen Stadium der Menschheitsgeschichte 
von Weltregierung und Weltverfassung entfernt sind, — w i r 
dür fen in unserem Planen niemals dieses Fernziel der 
Menschheit aus dem Auge verlieren. 

I I I 

Der f rühere Delegierte des Libanon, Charles Malik, der als 
Berichterstatter der Menschenrechtskommission der UNO 
und als P r ä s i d e n t des Dri t ten, mi t sozialen, h u m a n i t ä r e n und 
kul turel len Fragen befaß ten Hauptausschusses der General­
versammlung i m Jahre 1948 eine führende Rolle beim Z u ­
standekommen der E r k l ä r u n g gespielt hat, hat ihren Sinn bei 
den Beratungen fo lgendermaßen gekennzeichnet: die E r k l ä ­
rung nennt und v e r k ü n d e t die Rechte, die die menschliche 
Vernunft beim gegenwär t igen Stand der Entwicklung als 
untrennbar ve rknüpf t mi t der menschlichen Person erach­
tet. Französische Gedanken des 18. Jahrhunderts spiegeln 
sich in dieser Feststellung wider. Zugleich läß t sie erkennen, 
daß Malik, ebenso wie übr igens der französische Delegierte, 
Professor René Cassin, der nicht selten die Beratungen in 
ein juristisch-historisches Kolleg oder Seminar für die ande­
ren Mitglieder der Kommission verwandelte, die Menschen­
rechte nicht als starres Rechtsgut angesehen wissen woll te ; 
sie unterliegen dem Wandel gemäß dem Wechsel der Gesell­
schaftsformen. Gewiß sind Grundrechte, wie z. B. das Recht 
auf Leben, persönliche und Gewissensfreiheit als wünschba re 
Lebens- und Gesellschaftsziele von ewiger Bedeutung: der 
Staat, der sich ihre Mißachtung zu Schulden kommen läßt, ist 

despotisch, und die Gesellschaft, die die Verkennung dieser 
Rechte bi l l ig t oder zum mindesten gleichgültig und wider­
spruchlos hinnimmt, barbarisch. Neben grundlegenden Rech­
ten stehen jedoch andere, die mi t den wirtschaftlichen und so­
zialen V e r ä n d e r u n g e n der Gesellschaft, den Idealen der 
Völker und der Erweiterung des geographischen Rahmens 
der Länder , in die der Gedanke der Menschenrechte erst­
malig eindringt, ihren Aspekt ände rn . I m 19. Jahrhundert 
war der Aufstieg der Industriegesellschaft, i m 20. Jahrhun­
dert ist die Wiedergeburt Asiens und das Erwachen Afrikas 
zu eigenem geschichtlichem Leben maßgebend für solchen 
Wechsel. 

Von der Magna Charta Libertatum, die den Reigen der gro­
ßen Freiheitstexte des Mittelalters und der Neuzeit eröffnet, 
hat man gesagt, sie sei nicht am Rande eines gesellschaftlichen 
Chaos entstanden. Die in ihr niedergelegten Rechte der eng­
lischen Barone, die i m Gedankenwandel spä te re r Jahrhun­
derte als Rechte des Volkes von England erscheinen, bestan­
den bereits vor der Magna Charta; sie fanden i n ihr ihre 
Kodifizierung, nachdem sie vom K ö n i g t u m auße r Kra f t 
gesetzt worden waren. Das gleiche gil t von der Allgemeinen 
E r k l ä r u n g der Menschenrechte. Sie wendet sich gegen die 
Verkennung und Mißachtung dieser Rechte und gegen die aus 
dieser Geisteshaltung resultierenden Akte der B r u t a l i t ä t des 
Nationalsozialismus und Faschismus. Zwar e r w ä h n t sie die 
Bewegungen selbst nicht, aber die Beziehung ist für die 
heute lebende Generation unverkennbar und deutlich. Von 
ihrer ausdrückl ichen Benennung beschloß man nach einge­
hender Debatte abzusehen; die Mehrheit wünschte , das Do­
kument u n a b h ä n g i g von den S t ü r m e n der Gegenwart zeitlos 
gül t ig zu gestalten und es vers tändl ich und eindrucksvoll auch 
für künft ige Generationen zu formulieren, denen jene Er­
eignisse kein unmittelbares Erlebnis mehr bedeuten und 
denen sie als grauenvolle, unmenschliche Abirrungen einer 
unvers tänd l ichen fernen Vergangenheit erscheinen w ü r d e n . 

M i t ihrer A n k n ü p f u n g an lange zuvor erarbeitete und for­
mulierte Rechte ist somit die E r k l ä r u n g keineswegs die 
Emanation einer radikalen Ideenwelt, sondern sie t r äg t v i e l ­
fach, na tür l ich nicht i m Parteisinne, konservativen Charakter. 
Sie knüpf t an eine lange Entwicklung an, die von England 
ausgehend, von Nordamerika m i t den britischen Siedlern ü b e r ­
nommen und von Frankreich i m Anschluß an seine eigene 
Philosophie für französische und europä i sch-kon t inen ta l e Be­
dürfnisse verarbeitet worden ist. Sie lehnt sich an Texte an, 
die seit dem Ende des 18. Jahrhunderts i m nationalen und 
internationalen Recht, i n E rk l ä rungen , Verfassungen, ordent­
licher Gesetzgebung und Rechtsprechung ihren Niederschlag 
gefunden haben. Sie sind ursprüngl ich Produkte der alten 
und neuen westlichen Welt. Sie haben sich jedoch von ihr 
aus weiter ausgedehnt, zunächst nach Lateinamerika w ä h r e n d 
der ersten großen Entkolonisierungsperiode vor 150 Jahren, 
dann in die von der Türkenher r scha f t befreiten Balkanstaa­
ten, schließlich nach Asien und Af r ika in der letzten und 
endgül t igen Epoche der Dekolonisation. Auch international 
sind von den ersten E r k l ä r u n g e n und Ver t r ägen gegen Skla­
venhandel und Sklaverei zur Zeit des Wiener Kongresses 
bis zur Formulierung von Rechten bestimmter Personengrup­
pen i m Vö lke rbundsve r t r ag und i n den Prinzipien der I n ­
ternationalen Arbeitsorganisation seit langem die Bausteine 
zusammengetragen worden, die bei der Schaffung der A l lge ­
meinen Menschenrech t se rk lä rung verwertet worden sind 3 . 

Die Menschenrechtsabteilung des Sekretariats der UNO l i t t 
daher bei der Ausarbeitung des ersten Entwurfs keineswegs 
an Materialmangel; ebenso wenig Professor Cassin bei der 
Gestaltung des Projekts, mi t dem ihn die Menschenrechts­
kommission beauftragt hatte. Sie konnten an eine reichhal­
tige Tradit ion anknüpfen . Negativ bestand die Aufgabe der 
Kommission darin, Unwesentliches auszumerzen und sich 
nicht mi t den Formeln zu begnügen, die noch in den Ohren 
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klingen, aber der modernen Entwicklung nicht mehr v o l l 
Rechnung tragen: so bleibt Gleichheit vor dem Gesetz ein 
Menschenrecht, aber das Verbot der Diskriminierung durch 
das Gesetz oder neben dem Gesetz t r i t t als neuere Forderung 
hinzu. Positiv hatte die Kommission den Erwartungen zu 
entsprechen, die an die Errichtung eines geistig-moralischen 
Bollwerks gegen die to ta l i tä ren , die Freiheit vernichtenden 
und den Frieden zers törenden Bewegungen geknüpf t wurden. 
Der Text hatte knapp und volks tüml ich und für die Vertre­
ter aller Nationen, Rassen und Religionen auf ihren verschie­
denen Entwicklungsstufen annehmbar zu sein. Daran hat 
man zwei Jahre gearbeitet. Die Mühe , die auf die Schaffung 
dieses Instruments verwandt worden ist, hat sich gelohnt. D a ß 
einige A r t i k e l durch Kraf t , Wucht und Klarhei t unmi t te l ­
bar zu uns sprechen, w ä h r e n d die Sprache anderer durch 
m ü h s a m zustande gebrachte Kompromisse ge l ähmt erscheint, 
l äß t sich nicht leugnen. Es hieße Übermenschl iches verlangen, 
wenn man einen sprachlich, sachlich und politisch von allen 
Fehlern freien Text h ä t t e erwarten wollen. 

I V 

Eine der bedeutsamsten Aufgaben bestand in der Aufnahme 
der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, die 
einen wichtigen Bestandteil der E r k l ä r u n g bilden. Die Ent­
stehung der modernen Industrie- und Massengesellschaft 
führ te unter dem Druck der Industriearbeiterschaft, sodann 
der Kirchen und sozial gesinnter Gelehrter und Autoren zur 
Anerkennung der Verpflichtungen des Staates auf wirtschaft­
lichem und sozialem Gebiet, zur Aufstellung eines neuen so­
zialen Gerechtigkeitsideals, zur Hervorhebung der sozialen 
Funkt ion des Eigentums und zur Beschränkung der unge­
zügel ten Verfügung übe r die Produktionsmittel durch private 
Kräf te . Die ersten Ansä tze dazu finden sich bereits i n den 
französischen Revolutionsverfassungen, s t ä rke re in der Ver­
fassung der zweiten französischen Republik. Die Linke der 
Frankfurter Paulskirche hat vergeblich u m die Aufnahme 
sozialpolitischer Bestimmungen i n die Grundrechte von 1848 
gerungen; nur auf dem Gebiet des Unterrichts- und Erzie­
hungswesens zeigte sich die Mehrheit der Versammlung auf­
geschlossen. Gesetzliche Fortschritte auf sozialpolitischem 
Gebiet wurden unter F ü h r u n g von Deutschland und G r o ß ­
britannien in g rößerem Maße erst i n der zweiten Hälf te des 
19. Jahrhunderts verwirkl icht . Deutschland war auch der 
erste Staat, der i n seiner Weimarer Verfassung ein modernes 
System der Menschen- und Bürger rech te proklamiert hat, 
auf das die Verfassunggeber neuer europäischer Staaten 
vielfach zurückgegriffen haben. I n i hm hatten die t radi t io­
nellen Grundfreiheiten und die modernen sozialen, w i r t ­
schaftlichen und kulturel len Rechte gleichwertig ihren Platz 
nebeneinander, und auch in der Durchführung mancher dieser 
erstmalig der Erprobung unterworfenen Ideen ist das 
Deutschland von Weimar für viele beispielhaft gewesen. Es 
hat damit einen zwar späten, aber eindrucksvollen Beitrag 
zu der Menschenrechtsentwicklung der westlichen Welt ge­
liefert. W ä r e n nicht manche Autoren der Zeitgeschichte durch 
die Aufdeckung wirkl icher oder vermeintlicher Schwächen 
der Weimarer Republik und ihrer führenden S t a a t s m ä n n e r 
überbeschäft igt und durch feindseligen Eifer i n der Beurtei­
lung ihres Werkes geblendet, so w ü r d e diese bedeutende 
menschenrechtliche Leistung Deutschlands der nationalen und 
internationalen historischen Beachtung nicht so stark ent­
zogen worden sein, wie es tatsächlich der Fa l l ist. 
Als die Allgemeine E r k l ä r u n g der Menschenrechte beraten 
wurde, hatten alle Staaten der westlichen Welt den Anschluß 
an diese Entwicklung gefunden: Großbr i t ann ien in der ihm 
eigenen stetigen Entwicklung, die ihren H ö h e p u n k t i n dem 
Wirken Lord Beveridges fand; Frankreich, seitdem 1936 die 
Regierung Léon Blums eine neue soziale Gesetzgebung i n 
Angr i f f genommen hatte; die Vereinigten Staaten, seit Frank­

lin D. Roosevelt 1933 seine sozialen Reformen begonnen und 
1944 eine zweite „Bill of Rights" zur Wahrung der sozia­
len Sicherheit und Unabhäng igke i t des Menschen i n einer 
Botschaft an den K o n g r e ß propagiert hatte. Besonders seine 
knappen und mi t r e ißenden P r o g r a m m s ä t z e haben die For­
mulierung der betreffenden A r t i k e l der Allgemeinen E r k l ä ­
rung stark beeinflußt . Die zuweilen gehör te Behauptung, d a ß 
die westlichen Mächte sich für die traditionellen Freiheits­
rechte, die Sowjets und ihre V e r b ü n d e t e n für die sozialen 
Rechte eingesetzt hä t ten , ist eine Legende. Die Staaten des 
Westens traten e inmüt ig ebensowohl für persönliche Freiheit 
wie für soziale Rechte ein. Westliches Gedankengut ist auch 
die Proklamierung des Anspruchs eines jeden, „durch inner­
staatliche M a ß n a h m e n und internationale Zusammenarbeit 
unter Berücksicht igung der Organisation und der Hi l fsmit te l 
jedes Staates i n den G e n u ß der für seine W ü r d e und die 
freie Entwicklung seiner Persönl ichkei t unentbehrlichen w i r t ­
schaftlichen, sozialen und kul turel len Rechte zu gelangen". 
Damit w i r d diesen Rechten derselbe Charakter zugesprochen, 
wie den bürger l ichen und s taa t sbürger l i chen Rechten: sie 
sind Freiheitsrechte, sie entstammen rechtsphilosophisch dem 
gleichen Gedanken, aus dem die Forderung nach dem Schutz 
der Einzelperson gegen staatliche Wi l lkür hervorgegangen 
ist. Sie verlangen ein positives, aktives Verhalten der Regie­
rungsorgane, aber dieses dient dem gleichen Zwecke, der dem 
Verbot der Einmischung des Staates i n die Fre ihedtssphäre des 
Einzelnen zugrunde liegt. Die E r k l ä r u n g mag, technisch gese­
hen, zwei Kategorien von Rechten enthalten, aber sie ist aus 
einem Guß. Keine schönere Anerkennung konnte ihren V ä ­
tern zuteil werden, als die Tatsache, d a ß dies vornehmlich 
aus liberalen und sozialen S t r ö m u n g e n gespeiste Dokument 
i n der Enzyklika Pocem in Terris als ein A k t von höchs ter 
Bedeutung anerkannt worden ist, und daß ein buddhistischer 
G e n e r a l s e k r e t ä r der Vereinten Nationen das Ur te i l Johan­
nes XXIII. ü b e r sie i n seiner Ansprache an die italienische 
Gesellschaft für internationale Organisation im Ju l i 1963 i m 
Wortlaut zi t iert und gepriesen hat. 

V 

Lord Acton hat gesagt, d a ß das eine wi r re Stück Papier mi t 
der E r k l ä r u n g der Rechte des Menschen und des B ü r g e r s 
s t ä rke r war als alle Armeen Napoleons. Das Wor t ist h i n ­
reißend, aber es t r i f f t nicht ins Schwarze. Es w a r ja gerade 
die E r k l ä r u n g von 1789, die den Heeren der französischen 
Revolution ihre unüberwind l i che S tä rke gegeben hat. Von 
ihrer Verhe ißung ging eine revolu t ionäre politische S toßkra f t 
aus. 
Dasselbe kann von der Allgemeinen E r k l ä r u n g der M e n ­
schenrechte nicht gesagt werden. Das ist nicht notwendiger­
weise ein Tadel. Wenn der E rk l ä rung von 1948 messianische 
Kräf te nicht innewohnen können und sollen, so darf man 
nicht übersehen , d a ß die Entfesselung solcher Krä f t e der 
Menschheit mehr Erschü t te rungen und Elend als Glück ge­
bracht hat. Als 1945 nach dem Zusammenbruch des Regimes 
Hit lers die Menschen aus der Tiefe des Elends nach Sicherung 
gegen Tyrannei und Despotie schrieen, haben die Völker und 
ihre großen h u m a n i t ä r e n Organisationen den Regierangen 
der Vereinten Nationen die Anerkennung der Menschen­
rechte i n der Charta förmlich aufgezwungen; wie stets war 
in den Amtsstuben die Neigung zum Experimentieren m i t 
dem Unbekannten gering. M i t jedem Jahre, in dem man sich 
von den fürchterl ichen Ereignissen jener Zeit entfernt hat, ist 
der A l l t ag mehr und mehr in seine Rechte getreten. Gemes­
sen ermahnt die Generalversammlung alle, sich die E r k l ä ­
rung stets gegenwär t ig zu halten und sich zu b e m ü h e n , durch 
Unterricht und Erziehung die Achtung vor den Grund- und 
Freiheitsrechten zu fördern und durch fortschreitende natio­
nale und internationale M a ß n a h m e n ihre Anerkennung und 
Verwirkl ichung zu gewähr le i s ten . Das ist ein großes Ziel. Die 
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Präsident 
Kennedys 
letzter Besuch 
bei den 
Vereinten 
Nationen 

G e n e r a l s e k r e t ä r U Thant 
geleitet P r ä s i d e n t 
Kennedy zur Versamm­
lungshalle, wo er am 
20. September eine Rede 
hielt, der folgender 
Tei l entnommen ist. 

„ ... Wir haben uns in den letzten Jahren auf einen Vertrag über die beschränkte Einstellung der Kernwaffenver­
suche geeinigt, auf eine Nachrichtenverbindung zwischen unseren Hauptstädten für den Dringlichkeitsfall, auf eine 
Grundsatzerklärung bezüglich der Abrüstung, auf eine Erweiterung des Kulturaustauschs, auf eine Zusammen­
arbeit im Weltraum, auf die friedliche Erforschung der Antarktis und auf eine Entschärfung der Kuba-Krise des 
vergangenen Jahres. 
Darum glaube ich, daß die Sowjetunion und die Vereinigten Staaten zusammen mit ihren Verbündeten weitere 
Abkommen erreichen können — Abkommen, die unserem gemeinsamen Interesse entspringen, die gegenseitige Ver­
nichtung zu verhindern. 
Über die Reihenfolge weiterer Schritte kann es keinerlei Zweifel geben. Wir müssen weiterhin nach einem Über­
einkommen über Maßnahmen zur Verhinderung eines Krieges durch Zufall oder Fehleinschätzung trachten. Wir 
müssen weiterhin ein Übereinkommen über Maßnahmen zur Sicherung gegen einen Überraschungsangriff anstre­
ben, wozu die Errichtung von Beobachtungsposten an Schlüsselpunkten gehört. Wir müssen uns weiterhin um ein 
Abkommen über die Einschränkung des nuklearen Wettrüstens durch eine Kontrolle der Überstellung von Kern­
waffen, eine Verwendung spaltbaren Materials für friedliche Zwecke sowie ein Verbot unterirdischer Versuche mit 
angemessenen Inspektionen und Einhaltungsgarantien bemühen. Wir müssen uns ferner um ein Abkommen über 
einen freieren Informationsaustausch und Personenverkehr von Ost nach West und von West nach Ost bemühen. 
Wir müssen, ermutigt durch die gestrige positive Antwort des sowjetischen Außenministers auf diesen Vorschlag, 
weiterhin eine Übereinkunft über ein Abkommen suchen, durch das Massenvernichtungswaffen aus dem Weltraum 
verbannt werden. Sehen wir zu, daß wir unsere Delegierten wieder an den Verhandlungstisch bringen, damit sie 
ein durchführbares Abkommen in dieser Richtung ausarbeiten. 
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Lassen Sie uns auf diese und andere Weise den steilen und schwierigen Pfad zu einer umfassenden Abrüstung 
beschreiten, das gegenseitige Vertrauen durch gegenseitige Verifizierung festigen und die Institutionen des Friedens 
schaffen, während wir gleichzeitig unsere Kriegsmaschinen demontieren. Wir dürfen nicht deswegen, weil etwa 
nicht in allen Punkten eine Übereinstimmung erzielt werden kann, die Übereinkunft dort hinausschieben, wo ein 
Übereinkommen möglich ist. Und wir dürfen Vorschläge nicht nur aus propagandistischen Gründen unterbreiten. 
Schließlich gibt es auf einem Gebiet, auf dem die Vereinigten Staaten und die Sowjetunion eine führende Stel­
lung einnehmen — dem Gebiet der Raumfahrt —, Ansatzpunkte genug für eine neue Zusammenarbeit, für weitere 
gemeinsame Anstrengungen bei der Ausarbeitung eines Weltraumrechts und der Erforschung des Weltraumes. Zu 
diesen Möglichkeiten gehört auch eine gemeinsame Expedition zum Mond. Der Weltraum bietet keine Souveräni­
tätsprobleme; in einer Resolution dieser Versammlung haben die Mitglieder der Vereinten Nationen auf jegliche 
territorialen Rechtsansprüche im Weltraum oder auf Himmelskörpern verzichtet und erklärt, daß das Völkerrecht 
und die Charta der Vereinten Nationen gültig sein sollen. Warum sollte daher der erste Flug des Menschen zum 
Mond Gegenstand eines nationalen Wettstreits sein? Warum sollten sich die Vereinigten Staaten und die Sowjet­
union bei der Vorbereitung solcher Expeditionen auf immense Doppelleistungen auf dem Gebiet der Forschung, der 
Konstruktion und der Ausgaben einlassen? Wir sollten lieber prüfen, ob die Wissenschaftler und Astronauten 
unserer beiden Länder — ja der ganzen Welt — bei der Eroberung des Weltraumes nicht zusammenarbeiten kön­
nen, um eines Tages in diesem Jahrzehnt nicht Vertreter einer einzigen Nation, sondern Vertreter der gesamten 
Menschheit zum Mond zu schicken ... 
Die Bereitstellung von Entwicklungshilfe durch die einzelnen Länder muß fortgesetzt werden. Aber auch die 
Vereinten Nationen müssen eine größere Rolle in den Bemühungen spielen, allen Menschen die Früchte der Wissen­
schaft und Industrie unserer Zeit zukommen zu lassen. Eine Konferenz der Vereinten Nationen zu diesen Fragen, 
die vor Monaten in Genf stattgefunden hat, eröffnete den Entwicklungsländern neue Ausblicke. Im kommenden 
Jahr wird eine UN-Konferenz über Handelsfragen die Notwendigkeit prüfen, diesen Ländern neue Märkte zu 
eröffnen. Und über vier Fünftel des UN-Systems sind heute dabei, die Waffen der Wissenschaft und Technik für 
das Entwicklungsjahrzehnt der Vereinten Nationen zu mobilisieren. 
Es kann aber noch mehr, noch weit mehr geschehen. Es könnten beispielsweise 

— eine Weltzentrale für medizinische Nachrichten unter den Auspizien der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
vor Epidemien und den nachteiligen Folgen bestimmter Drogen warnen und die Ergebnisse neuer Versuche und 
Entdeckungen verbreiten; 

•— regionale Forschungszentren unser gemeinsames medizinisches Wissen erweitern und zusätzlich Wissenschaftler 
und Ärzte für die jungen Staaten heranbilden; 

— ein weltumspannendes System von Satelliten die Verbreitung von Nachrichten und Wettermeldungen in allen 
Teilen der Erde ermöglichen; 

— ein weltweites Naturschutzprogramm die Wald- und Wildbestände erhalten helfen, die gegenwärtig von der 
Gefahr der Vernichtung bedroht sind, die Gewinnung von Nahrungsmitteln aus den Weltmeeren steigern, und 
die Verseuchung der Luft und des Wassers durch industrielle und nukleare Abfallstoffe verhindern; und 

— ein, weltweites Programm zur Ertragssteigerung der Landwirtschaft und Verbesserung der Nahrungsmittelver­
teilung — ähnlich wie das ,Lebensmittel-für-den-Frie den'-Programm meines Landes — jedem hungernden 
Kind die Nahrung geben, die es braucht . . . 

Neue Anstrengungen sind notwendig, wenn die jetzt 15 Jahre alte Menschenrechtsdeklaration der UN-Vollver­
sammlung ihre volle Bedeutung erlangen soll. Und es sollten neue Mittel zur Förderung der Freiheit der Rede 
und des Ideenaustauschs gefunden werden — durch bessere Reisemöglichkeiten und Nachrichtenverbindungen und 
durch einen vermehrten Austausch von Besuchergruppen, Büchern und Rundfunksendungen, denn jetzt, da die Welt 
das Wettrüsten ablehnt, muß der Wettstreit der Ideen blühen — und dieser Wettstreit muß so umfassend und 
fair wie möglich sein. 
Die amerikanische Delegation ist bereit, UN-Initiativen zur Verfolgung all der Ziele anzuregen, die ich erwähnt 
habe. Denn dies ist eine Organisation für den Frieden — und der Friede kann nicht ohne Fortschritte kommen ... 
Wir können ihren friedensbewahrenden Apparat nicht als selbstverständliche Einrichtung betrachten. Dieser Apparat 
bedarf einer soliden Finanzierung — und diese ist nicht gegeben, wenn man zuläßt, daß einige Mitglieder sie 
dadurch an der Erfüllung ihrer Pflichten hindern, daß sie ihren eigenen Verpflichtungen nicht nachkommen. Die 
Vereinten Nationen müssen von allen unterhalten werden, die hier von ihren Rechten Gebrauch machen, und alle 
UN-Maßnahmen müssen bis zum letzten unterstützt werden ... 
Es ist zum Beispiel sehr wichtig, nicht die außerordentlichen Erfolge der Vereinten Nationen im Kongo in Frage 
zu stellen. Dieses Land, das erst vor drei Jahren um die Hilfe der Weltorganisation nachsuchte, hat jetzt darum 
gebeten, daß die Vereinten Nationen noch etwas länger dort bleiben. Meines Erachtens sollte diese Vollversamm­
lung alle notwendigen Schritte zur Konsolidierung der bereits erzielten Erfolge unternehmen und das junge Land 
in seinem Kampf um den Fortschritt schützen. Lassen Sie uns vollenden, was wir begonnen haben, denn ,wer seine 
Hand an den Pflug legt und sieht zurück', sagt die Heilige Schrift, ,der ist nicht geschickt zum Reich Gottes'. 
Ich hoffe ebenso, daß die jüngste Initiative einiger Mitglieder, eine Bereitschaftsfriedenstruppe, die von den UN 
abgerufen werden kann, vorzubereiten, andere Länder zu ähnlichen Zugeständnissen ermutigen wird. Die Ver­
einigten Staaten sind auch weiterhin bereit, logistische und andere materielle Unterstützung zu gewähren. 
Eine Überwachung ohne spezifische Vorkehrungen für eine friedliche Lösung genügt jedoch nicht. Wir sollten den 
Aufgabenbereich für Sondermissionen erweitern, die an Ort und Stelle die Verhältnisse prüfen und sich um eine 
Schlichtung bemühen, und wir sollten in stärkerem Maße den Internationalen Gerichtshof einschalten und die 
Arbeit der Internationalen Rechtskommission beschleunigen . . ." 

186 Vereinte Nationen 6/63 



Väte r der E r k l ä r u n g konnten jedoch kaum deutlicher auf den 
Weg der Evolution verweisen; erzieherische, gesetzliche und 
rechtliche Mi t t e l sollten die in der E r k l ä r u n g proklamierten 
Ziele nähe r rücken . A n ihr als einem für alle gemeinsamen 
Maßs tabe sollte man immer wieder messen, wie wei t man 
sich der Vollendung genähe r t habe. Der deutsche Text spricht 
von dem „von allen- Völkern und Nationen zu erreichenden 
gemeinsamen Ideal". Er folgt der französischen Überse tzung ; 
denn es ist bequemer, aus dem Französischen weiter zu 
überse tzen, als sich u m das Vers t ändn i s angelsächsischen 
Denkens zu bemühen , und er läß t daher nichts von einer ge­
wissen Nüchternhei t , von der produktiven Pragmatik des 
Urtextes erkennen, die mi t den Formulierungen der Charta 
von San Francisco parallel läuft . Diese h ü t e t sich, selbst nur 
von dem Schutz der Menschenrechte zu sprechen; man wuß te , 
daß die internationale Gemeinschaft zu schwach war, die 
Menschenrechte zu schützen, und daß es aller ihrer Macht 
bedür fen w ü r d e , u m positive Arbei t wenigstens für ihre 
Förderung zu leisten. 
Die Zeit nach 1945 hat die Berechtigung dieser Skepsis bes t ä ­
tigt. Die ideologische Mannigfaltigkeit der aus dem Zweiten 
Weltkrieg hervorgegangenen Welt, die v e r s t ä r k t e Machtstel­
lung der kommunistischen Staaten, i n deren Verfassungen 
die Menschenrechte keinen e igenständigen Wert, sondern nur 
propagandistische Bedeutung haben, die abs toßende Dokt r in 
der Apartheid in der südafr ikanischen Republik, und der 
langwierige und schwierige Prozeß der Nationsbildung in den 
neuen Staaten legen den B e m ü h u n g e n u m die internationale 
F ö r d e r u n g der Menschenrechte schwere Hindernisse in den 
Weg. Auch Völker und Regierungen der neuen Staaten, die 
solidarischen Empfindens mi t den kommunistischen Regimes 
in keiner Weise verdächt ig sind, sehen oft rücksichtslos­
schnelle Industrialisierung, ein Einparteiensystem und die U n ­
schädl ichmachung einer Opposition als vordringliche Aufga­
ben an. Die Befolgung der in der E r k l ä r u n g niedergelegten 
Grundsä tze weicht dem Willen, eine moderne Gesellschafts­
struktur anstelle der Stammesgemeinschaften Ohne Berück­
sichtigung der Freiheitskomponente zu schaffen. I n der E r k l ä ­
rung von Bandung wurde die Allgemeine E r k l ä r u n g der Men­
schenrechte „ve rmerk t " . Acht Jahre spä te r wies ihr die i m 
Mai 1963 angenommene afrikanische Einheits-Charta neben 
der Charta von San Francisco einen bedeutsameren Platz als 
Grundlage für die friedliche Zusammenarbeit der afr ikani­
schen Staaten an, ein Schritt vo rwär t s , der m i t Befriedigung 
erfüllt . U m aber zu ermessen, wie wenig dies bisher der 
Wirkl ichkei t entspricht, braucht man als hervorstechendstes 
Beispiel nur auf das offen au tor i t ä re , nach dem Führe rp r inz ip 
regierte Ghana zu blicken. 

V I 

Dennoch sind von der Allgemeinen E r k l ä r u n g der Menschen­
rechte bedeutende Wirkungen ausgegangen. Man hat auf sie 
zurückgegriffen, wenn man i m nationalen und internationa­
len Rahmen der Idee der Menschenrechte weitere Verbreitung 
verschaffen wollte. Wi r werden auch in Zukunft auf ihr — 
und auf ihr allein — weiter zu bauen haben. Das umfang­
reiche, ehrgeizige Schema von 1946, in dem die E r k l ä r u n g 
als Tei l eines zugleich völkerrecht l ich bindende Menschen­
rech tsver t räge und D u r c h f ü h r u n g s m a ß n a h m e n enthaltenden 
Ganzen erschienen, kann man getrost zu den Akten legen. Die 
Menschenrechtskommission und der Dr i t te Haup tausschuß 
der Generalversammlung haben allerdings in langjähr igen 
B e m ü h u n g e n die Grundsä tze der E r k l ä r u n g i n detaillierte 
Rechtssätze umgegossen. Sie erscheinen i n zwei Konventions­
entwürfen — einer für bürger l i che und s taa tsbürger l iche , der 
andere für soziale, wirtschaftliche und kulturel le Rechte, 
und diese werden dem Plenum der Generalversammlung 
vorgelegt werden, wenn die Kommissionsberatungen ih r 
Ende erreicht haben. Der Leser dieser umfangreichen Doku­
mente steht betroffen vor dem Bemühen , auf diesem Ge­

biete allumfassendes Völkerrecht zu setzen, das unmittelbar 
nach dem Inkraf t t re ten der Konvention für bürger l iche und 
s taa t sbürger l i che Rechte für die Vereinigten Staaten und 
Saudi-Arabien, für Frankreich und den Sudan, für Schweden 
und Indonesien Gül t igke i t haben soll. Die von der Menschen­
rechtskommission vorgeschlagenen, nicht sehr weitgehenden 
D u r c h f ü h r u n g s m a ß n a h m e n werfen noch schwierigere Pro­
bleme auf; das merkbare Zögern der Kommission, an die 
Beratung dieses Teils der Konventionen heranzutreten, spie­
gelt die Zweifel der Staaten selbst wider. Ü b e r e i n s t i m m u n g 
besteht meist i m Negativen. Die Generalversammlung hat 
zwar die Menschenrechtskommission ersucht, Bestimmungen 
ü b e r das internationale Petitionsrecht auszuarbeiten; jedoch 
wurden alle in der Kommission gemachten Vorschläge, die ein 
solches Recht für Einzelpersonen oder private Organisationen 
vorsahen, abgelehnt oder zurückgezogen. Ob das i m Plan 
der Menschenrechtskommission erscheinende Komitee für 
Menschenrechte, dem eine vermittelnde Rolle bei Beschwer­
den eines Staates wegen Verletzung der Menschenrechte in 
einem anderen Staate zufallen soll, bei der Beratung in dem 
Dr i t t en Haup taus schuß aufrecht erhalten werden w i r d , l äß t 
sich noch nicht sagen. 

Die Menschenrechtsabteilung des Sekretariats hat gemäß 
einem Beschluß der Generalversammlung von 1962 eine aus­
gezeichnete rechtsvergleichende Übersicht über Durchfüh­
rungsmaßnahmen vorgelegt. Sie zieht neben anderen Ins t ru ­
menten auch die M a ß n a h m e n heran, die auf Grund von Be­
stimmungen der europäischen Menschenrechtskonvention i n 
einer politisch und verfassungsrechtlich verwandten Gruppe 
von Staaten erfolgreich erprobt worden sind, und sie analy­
siert andere Vorschriften, die die Internationale Arbei ts­
organisation in einer langen Tradi t ion erarbeitet hat. Gegen 
M a ß n a h m e n dieses Umfangs i m W e l t m a ß s t a b e für a l lum­
fassende Völke r rech t sve r t r äge stemmen sich die wichtigsten 
Staaten der UNO, Ohne deren Zustimmung die Konventionen 
kaum einen Wert haben w ü r d e n . Amerikanischer Idealismus 
t rug von 1942 bis 1945 das meiste zur Internationalisierung 
des Menschenrechtsgedankens bei. Heute pausieren das 
amerikanische Volk und seine Vertreter bei der E r w ä g u n g 
des Gedankens, sich einer h ö h e r e n Instanz als dem Supreme 
Court der Vereinigten Staaten zu unterwerfen; der Zustand 
der Welt verlockt zu solchen Experimenten nicht. Daß die 
Sowjetunion den S o u v e r ä n i t ä t s g e d a n k e n mehr als i rgend­
ein anderer Staat ü b e r s p a n n t , we iß jeder. Frankreich hat 
nicht einmal die europäische Menschenrechtskonvention ra­
t if iziert . Der verstorbene S t a a t s s e k r e t ä r Dulles hat i m Na­
men des P r ä s i d e n t e n Eisenhower jeder Rat i f ikat ion eines 
menschenrechtlichen Vertrages abgeschworen; P r ä s i d e n t 
Kennedy hat mi t der Vorlage von dre i m i t dem innerstaatli­
chen amerikanischen Recht ü b e r e i n s t i m m e n d e n internationa­
len Konventionen ü b e r Sklaverei, Zwangsarbeit und die 
politischen Rechte der Frau einen Vors toß .gemacht, der 
amerikanische Senat aber hat die Vorlagen sofort auf Eis 
gelegt. Selbst i n dem unwahrscheinlichen Falle, daß einmal 
eine amerikanische Regierung umfassende Menschenrechts­
ve r t r äge unterzeichnen sollte — die Regierung Kennedy 
w ü r d e es nicht tun — die Zustimmung des Senats der Ver­
einigten Staaten w ü r d e n sie nie finden. Aus a l l dem ergibt 
sich, d a ß man auch in Zukunft allein von der E r k l ä r u n g von 
1948 auszugehen haben w i r d . 

Es ist wiederholt dargelegt worden, d a ß der E r k l ä r u n g keine 
völkerrechtlich bindende Kraft innewohnt — die Material ien 
zeigen dies unwiderleglich — und d a ß sie auch nicht als eine 
juristische Definit ion der i n der Charta e r w ä h n t e n Men­
schenrechte angesehen werden darf; die Generalversamm­
lung w ü r d e ihre Kompetenzen überschre i ten , wenn sie sich 
das Recht der Defini t ion a n m a ß t e . Trotzdem ist die E r k l ä r u n g 
nicht nur wegen ihrer moralischen Bedeutung ein wichtiges 
Instrument. Sie kann auch rechtlich und politisch weit über 
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das Maß hinaus verwertet werden, als es gegenwärtig ge­
schieht, sobald, um m i t Lincoln zu reden, „die U m s t ä n d e es 
gestatten werden". Das hat ein guter Kenner der Materie, 
Dr. Egon Schwelb, i n seinen an neuartigen Gedanken reichen 
Darlegungen in einer Panel-Diskussion des Institute of An­
nual Review of United Nations Affairs an dem Beispiel der 
E r k l ä r u n g von 1960 ü b e r die G e w ä h r u n g der Unabhäng igke i t 
an koloniale L ä n d e r und Völker dargelegt 5 . Zur Durchfüh­
rung dieser E r k l ä r u n g 6 hat man gemäß einer Entsch l ießung 
von 1961 7 eine völlig neue Maschinerie i m Rahmen der UNO 
geschaffen. E in Sonderausschuß von 17, spä te r 24 Mitgl iedern 
wurde eingesetzt, die ihrerseits Unterkommissionen geschaf­
fen hat. Fragebogen wurden versandt, Petitionen entgegen­
genommen, Petenten gehört , Reisen unternommen, Bespre­
chungen mi t Vertretern von Kolonia lmächten fanden statt, 
der Sicherheitsrat wurde auf Situationen hingewiesen, die 
nach Ansicht des Ausschusses f r iedensgefährdend waren. 
Mehr noch: Schwelb macht darauf aufmerksam, daß die 
antikoloniale Entsch l ießung den Staaten die getreuliche und 
strikte Befolgung der Bestimmungen der Charta, der Al lge­
meinen E r k l ä r u n g der Menschenrechte und der E r k l ä r u n g 
von 1960 in gleicher Weise zur Pflicht macht. Damit hat die 
Menschenrech tse rk lä rung 12 Jahre nach ihrer Annahme und 
Proklamierung ein Gewicht erhalten, das weit s t ä rke r ist als 
die ihr ursprüngl ich zugedachte Funktion. Die von Schwelb 
gezogene Parallele zeigt, daß s tü rmische und die Grenzen 
zwischen den Machtblöcken über f lu tende Bewegungen nicht 
daran scheitern, daß es ihnen an juristisch solider Fundie­
rung fehlt; schließlich ist ja die Beseitigung des Kolonialsy­
stems nicht eine Grundregel der Charta; auch ist sie in ke i ­
nem völkerrecht l ichen Vertrage niedergelegt. Wenn die Zeit 
reif ist, schaffen sich solche Bewegungen i m Rahmen der 
UNO ihre eigenen Instrumente und Organe. 

V I I 

Bis diese Zeit kommt, liegt die Weiterarbeit an der E r k l ä ­
rung nicht etwa brach, wenn auch die Ergebnisse und Zie l ­
setzungen bescheidener sind. Ihre erzieherischen Qual i tä ten 
werden verwertet. Die gemeinsame Plattform, die sie schafft, 
erzeugt über die Grenzen der Kontinente hinweg durch Wort, 
Schrift und Bi ld , durch gemeinsame B e m ü h u n g e n der Schu­
len und Hochschulen ein Gefühl der Gemeinsamkeit zwischen 
Menschen, Rassen, Religionen und Nationen in der Grund­
legung h u m a n i t ä r e r Prinzipien für das Indiv iduum und die 
demokratische Gesellschaft. Die Umwandlung einzelner Be­
stimmungen der E r k l ä r u n g in völkerrecht l ich bindende Ver­
t räge ist gelungen, und es w i r d weiter daran gearbeitet. 
Solche Ver t r äge sind die Konvention übe r die Abschaffung 
der Sklaverei, des Sklavenhandels und von Praktiken, die der 
Sklaverei ähnl ich sind (wie etwa Brautkauf und zwangs­
weise Wiederverheiratung von Witwen). Ferner die unter den 
Auspizien der Internationalen Arbeitsorganisation angenom­
menen Konventionen über die Abschaffung der Zwangsar­
beit und gegen Diskriminierung bei Anstellung und Beschäf­
tigung. Hierzu gehör t auch die durch Vorarbeiten in der UNO 
vorbereitete, von der Generalkonferenz der UNESCO ange­
nommene Konvention gegen Diskriminierung i m Erziehungs­
wesen. E r w ä h n t seien auch die drei von der Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen angenommenen Konventionen 
über gleiche s taa tsbürger l iche Rechte der Frau, die Staats­
angehörigkei t der verheirateten Frau und über freie Zust im­
mung zur Eheschließung, ein Mindestheiratsalter und Ehe­
register, schließlich die Ver t r äge über Flücht l inge und Staa­
tenlose. Umwandlungen weiterer Grundsä tze in geltendes 
Völkerrecht sind in Vorbereitung; der neue Gedanke der 
Menschenrechtsver t räge faßt a l lmähl ich Fuß , die Hemmnisse, 
die ihm entgegenstehen, werden durch Aufgreifen dringen­
der, menschenrechtlicher Einzelprobleme auf Grund i n d i v i ­
dueller Anregungen oder gemeinsamer Beratungen al lmähl ich 

ü b e r w u n d e n . Die Allgemeine E r k l ä r u n g der Menschenrechte 
hat auch stark auf die Fassung der europäischen Menschen­
rechtskonvention, auf den Entwurf des interamerikanischen 
Juristenrats der Organisation der amerikanischen Staaten und 
auf andere regionale und bilaterale Ver t r äge eingewirkt. D a ß 
die E r k l ä r u n g lebt und w i r k t , beweist auch die Bezugnahme 
auf sie in Verfassungen, zuletzt besonders in den Verfassun­
gen der neuen afrikanischen Staaten, und gelegentlich in Ge­
setzestexten und Richtersprüchen. Das Bekenntnis zu ih r ist 
gleichfalls interessant, wenn nicht nur zahlreiche Einzelbe­
stimmungen auf sie zurückzuführen sind, sondern auch, wie 
in der Verfassung von Somalia allgemein festgesetzt w i r d , 
daß die Somalische Republik, soweit anwendbar, die Bestim­
mungen der Allgemeinen E r k l ä r u n g annimmt; eine einge­
hende Debatte, i n der diese Bestimmungen mi t der Rücks t än ­
digkeit der Verhäl tn isse in Somalia kontrastiert wurden, 
ging der Formulierung voraus. Die periodische Erstattung von 
Berichten übe r die Entwicklung der Menschenrechte, an der 
sich die Mehrheit der Mitgliedstaaten beteiligt, Studien ü b e r 
Einzelrechte und ihre A u s ü b u n g und die Abhaltung von re­
gionalen Seminaren für M ä n n e r und Frauen in gehobenen 
Stellungen, um rechts- und verwaltungsvergleichende 
Schlüsse zu ziehen und durch Austausch von Erfahrungen 
Verbesserungen anzuregen, stehen jetzt im Vordergrund des 
Wirkens der Menschenrechtskommission und ihres Unteror­
gans, das sich mi t der Bekämpfung der Diskriminierung und 
dem Schutz der Minderheiten befaß t ; ähnliche Probleme be­
schäftigen u. a. auch die Frauenrechtskommission. 

V I I I 

Amicus Plato, magis arnica Veritas. Der Beitrag der Verein­
ten Nationen zum Fortschritt der Menschenrechte gibt zur 
Zeit nicht Anlaß zur Genugtuung, der Einfluß der Al lgemei ­
nen E r k l ä r u n g der Menschenrechte ist ve rhä l tn i smäß ig be­
scheiden. Die der französischen Revolution entstammende 
Doktr in , d a ß die F ö r d e r u n g von Frieden und Freiheit parallel 
laufen, und daß eines ohne das andere undenkbar ist, bleibt 
als politische Philosophie eine ewige Wahrheit. Die politische 
Praxis der heutigen Welt weicht aus Gründen , die in der 
Darstellung zum Ausdruck gekommen sind, vielfach davon 
ab. I n solchen Zeiten gil t es, den Glauben an die Menschen­
rechte und an den Wert und die Bedeutung der Allgemeinen 
E r k l ä r u n g wachzuhalten, i n den Menschen das Streben nach 
ihrer Verwirkl ichung zu entfachen und diejenigen Ziele, die 
sich heute erreichen lassen, energisch zu verfolgen. Das tu t 
die UNO, und sie leistet dabei eine wichtige Vorarbeit für 
die Zeit, in der sie ihr Menschenrechtsprogramm ohne die 
gegenwär t igen Hemmungen wieder voll w i r d aufgreifen 
können . 

Anmerkungen: 

1 Entschl ießung der Generalversammlung 1775 (XVII ) vom 7. Dezem­
ber 1962. 

2 Allgemeine E r k l ä r u n g der Menschenrechte v e r k ü n d e t von der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen am 10. Dezember 
1948. Deutsche Überse tzung s. V N Heft 6/1962 S. 193 f. Der deutsche 
Text kann bei der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Natio­
nen kostenlos angefordert werden. 

3 Ich habe einen Abr iß der Geschichte der Menschenrechte in ihrem 
Verhä l tn i s zu der Gestaltung der internationalen Beziehungen 
1959 in einem Kurse der Haager Akademie für Völker rech t zu 
geben versucht. Der Kurs ist in kondensierter Form veröffent l icht : 
„Droi t s de l 'Homme et Relations internationales", Académie de 
Droi t International, Receuil des Cours 1959, I I p. 295—429. 

4 UN-Doc. A/5411 vom 29. A p r i l 1963. 
5 Annual Review of United Nations Affairs 1962/1963. New York U n i ­

versity and Carnegie Endowment for International Peace, New 
York 1963. — Die Veranstaltung fand am 27. Mai 1963 statt. 

6 E r k l ä r u n g übe r die G e w ä h r u n g der Unabhäng igke i t an koloniale 
L ä n d e r und Völker. — Entschl ießung der Generalversammlung 
1514 (XV) vom 14. Dezember 1960. Deutsche Ubersetzung s. V N 
Heft 4/1962 S. 117. 

7 Der Stand der Durchführung der E r k l ä r u n g ü b e r die G e w ä h r u n g 
der Unabhäng igke i t an koloniale L ä n d e r und Völker. — Entschlie­
ßung der Generalversammlung 1654 (XVI) vom 27. November 1961. 
Deutsche Ubersetzung s. V N Heft 4/1962 S. 117. 
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Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
und die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

PROFESSOR DR. H E I N Z GURADZE 

I 
Die Allgemeine E r k l ä r u n g der Menschenrechte, die vor 15 
Jahren am 10. Dezember 1948 von der Hauptversammlung 
der Vereinten Nationen i n Paris mit 48 Stimmen bei 8 Enthal­

tungen verabschiedet wurde, war nicht die erste internatio­

nale E r k l ä r u n g dieser A r t . Ih r vorangegangen war die „Ame­

rikanische E r k l ä r u n g der Menschenrechte und ­pflichten", die 
auf der 9. internationalen Konferenz der amerikanischen 
Staaten i m Mai desselben Jahres i n Bogota angenommen wor­

den war l . W ä h r e n d dieses Dokument wegen seiner Beschrän­

kung auf den amerikanischen Kontinent wenig beachtet wor­

den ist, hat man auf die Allgemeine E r k l ä r u n g der Vereinten 
Nationen wegen ihrer Universa l i t ä t anfangs große Hoffnun­

gen gesetzt 2. Mrs. Roosevelt, die Vorsitzende des Menschen­

rechtsausschusses, i n dem die E r k l ä r u n g ausgearbeitet wor­

den war, sprach am Abend vor der Beschlußfassung der Ver­

sammlung davon, d a ß man „an der Schwelle eines großen 
Ereignisses i m Leben der Vereinten Nationen und i m Leben 
der Menschheit" stehe. Sie verglich die E r k l ä r u n g mit der 
Magna Charta, mit der französischen E r k l ä r u n g der Men­

schen­ und Bürger rech te von 1789 und mit der amerikani­

schen B i l l of Rights; und der Vorsitzende der Versammlung, 
der Australier Evatt, meinte, „Mill ionen von M ä n n e r n , 
Frauen und Kindern auf der ganzen Welt, viele Meilen ent­

fernt von Paris und New York, werden in diesem Dokument 
Hilfe, F ü h r u n g und Erleuchtung suchen". Diese k ü h n e n Hoff­

nungen haben sich nicht erfüllt . Schon damals war die Mehr­

zahl der Delegierten der Ansicht, daß die E r k l ä r u n g keine 
rechtlich bindende, sondern nur eine moralische Wirkung 
habe. Allerdings m a ß e n ihr zwei wichtige Mitglieder des 
Menschenrechtsausschusses, der Berichterstatter und Dele­

gierte von Libanon, Charles Mal ik und der französische Völ­

kerrechtler Cassin, rechtliche Wirkung zu. Cassin meinte, die 
Sätze der E r k l ä r u n g gingen übe r A r t . 38 Abs. 1 с des Statuts 
des Internationalen Gerichtshofs als allgemeine Rechtsgrund­

sätze in das Völkerrecht ein, w ä h r e n d Mal ik die E r k l ä r u n g 
als authentische Auslegung der Charter der Vereinten Natio­

nen verstanden wissen wollte. Aber diesen Stimmen stand die 
Ansicht derjenigen Delegierten gegenüber , die lediglich den 
moralischen Wert betonten und jede rechtliche Wirkung ab­

lehnten. Zu ihnen gehör ten die Mitglieder der amerikanischen 
Delegation, Mrs. Roosevelt und Dulles. Auch i n der Wissen­

schaft überwieg t die Meinung derer, die die rechtliche W i r ­

kung der E r k l ä r u n g verneinen 3 . F ü r diese Ansicht sprechen 
die Tatsache, d a ß die Entschl ießungen der Generalversamm­

lung nur empfehlenden Charakter haben, und der Umstand, 
daß die E r k l ä r u n g sich selber in ihrer P r ä a m b e l als „common 
standard of achievements", einen gemeinsamen Maßs tab des 
Erreichten 4 , bezeichnet. Vor allem aber w i r d die rechtliche 
Natur der E r k l ä r u n g dadurch widerlegt, daß man schon vor 
ihrer Verabschiedung vorhatte, die i n ihr enthaltenen Pr in ­

zipien in Konventionen, die von den Mitgliedstaaten zu r a t i ­

fizieren w ä r e n , also in völkerrecht l iche Vert räge , umzugießen. 
Diese Konven t ionsen twür fe liegen noch heute unvollendet i m 
Ausschuß für Soziale, H u m a n i t ä r e und Kulture l le Fragen der 
Generalversammlung 5 . 

Dennoch ist die Allgemeine E r k l ä r u n g nicht ohne politische 
Bedeutung geblieben. Die Versammlung hat sich i n vielen 
Entschl ießungen auf sie berufen 6 , so vor allem — wenngleich 
bisher ohne Erfolg — i n denjenigen, i n denen sie die Apar t ­

heidpolit ik der Südaf r ikan i schen Union verur te i l t hat. Uns 
soll hier der Einfluß beschäftigen, den die E r k l ä r u n g auf die 
von allen Staaten des Europarats mit Ausnahme Frankreichs 

ratifizierte Europä ische Menschenrechtskonvention vom 
4. November 1950 genommen hat. Denn diese Konvention ist 
i n der Bundesrepublik geltendes Recht; sie kann vor staat­

lichen Gerichten und internationalen Gremien, der Menschen­

rechtskommission und dem Gerichtshof für Menschenrechte, 
beide i n S t r a ß b u r g , geltend gemacht werden; und soweit die 
Thesen der Allgemeinen E r k l ä r u n g sich i n Rechtsnormen 
umgesetzt haben, ist dies durch die Europäische Konvention 
geschehen 7. Freilich kann es sich bei der folgenden Betrach­

tung nur um einen summarischen Überbl ick handeln. 

I I 

Die Konvention nimmt i n den ersten beiden Absä tzen ihrer 
P r ä a m b e l ausdrückl ich auf die Allgemeine E r k l ä r u n g Bezug. 
Sie en thä l t i n ihrem ersten Abschnitt (Art . 2—18) 13 Gruppen 
von Grundrechten, die sämtl ich ihre Parallelen i n der Erklä­

rung haben. (Weitere Abschnitte der Konvention handeln 
von der Menschenrechtskommission und dem Gerichtshof für 
Menschenrechte, die in diesem Zusammenhang nicht inter­

essieren.) Das Zusatzprotokoll zur Konvention vom 20. März 
1952 en thä l t drei zusätzl iche Rechte, die ebenfalls auf A r t i k e l 
der E r k l ä r u n g zurückgehen. I m Gegensatz zur E r k l ä r u n g , die 
ihre Thesen i n Form von Prinzipien teils mehr, teils weniger 
genau formuliert , enthalten die A r t i k e l der Konvention ent­

weder genau präzis ier te , alle Einzelheiten regelnde Formu­

lierungen oder i n einem jeweiligen zweiten Absatz besonders 
normierte Einschränkungen des einzelnen Grundrechts. Hier 
hat sich die Tendenz der Eng lände r durchgesetzt, die schon 
bei Beratung der E r k l ä r u n g einen Vertragsentwurf dem der 
bloß programmatischen Deklaration vorgezogen h ä t t e n und 
die nun — gegenüber der französischen Richtung — auf eine 
der englischen Tradit ion entsprechende kasuistische Fassung 
drangen. Daraus resultiert die unmittelbare Anwendbarkeit 
der Normen der Konvention durch staatliche Gerichte, ohne 
d a ß es eines Ausführungsgese tzes bedarf. Ferner beschränk t 
sich die Konvention i m Gegensatz zur E r k l ä r u n g mit w e n i ­

gen Ausnahmen auf die klassischen Grundrechte; sie e n t h ä l t 
insbesondere nicht die sozialen Schutzrechte, die die E r k l ä ­

rung gleichfalls aufgenommen hat. 

I I I 

Die typische Verschiedenheit der beiden Dokumente w i r d am 
A r t . 3 der E r k l ä r u n g deutlich, der lautet: 

„ J e d e r m a n n hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicher­

heit der Person." 
Diese drei Rechte sind i n der Konvention i n 3 A r t i k e l n aus­

führlich behandelt. A r t . 2 sichert gleichfalls das Recht auf 
Leben zu, macht aber davon mehrere Ausnahmen, nämlich 
die i n der Bundesrepublik abgeschaffte Todesstrafe, ferner 
bei Notwehr, bei Widerstand gegen polizeiliche Festnahme 
und bei Bekämpfung eines Aufstands oder Aufruhrs. Man 
sieht aus diesem Beispiel, daß es dem Europarat darauf an­

kam, eine völkerrecht l iche Konvention zu schaffen, die, wenn 
sie schon die Handlungsfreiheit der Teilnehmerstaaten ein­

schränkte , ihnen jedoch gleichzeitig die H a n d l u n g s s p h ä r e zu­

sprach, deren sie bedurften, u m ihre staatlichen Aufgaben zu 
erfüllen. Die i n A r t . 3 der E r k l ä r u n g ebenfalls geschützten 
Rechte auf persönl iche Freiheit und Sicherheit haben i n 
A r t . 5 der Konvention eine außerordent l ich detaillierte Rege­

lung erfahren, die hauptsächl ich strafprozessualer Natur ist, 
aber auch i n andere Rechtsgebiete eingreift. I m Ansch luß 
daran behandelt A r t . 6 weitere Mindestgarantien des Verf ah­
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Der handschriftliche En twur f des französischen Professors R e n é -
Samuel Cassln vom Beginn der P r ä a m b e l der Allgemeinen E r k l ä r u n g 
der Menschenrechte (s. SS. 183 und 214). 

rensrechts. I n recht unsystematischer Weise erscheinen dage­
gen in der E r k l ä r u n g diese Schutzbestimmungen nicht i m A n ­
schluß an die Garantie der persönl ichen Freiheit und Sicher­
heit, sondern spä te r in den A r t . 9 und 10 und auch hier wie ­
der nur in lapidarer Form. 
Das Verbot der Folter und der grausamen und unmenschli­
chen Behandlung oder Strafe stimmt in beiden Dokumenten 
wört l ich übere in (Erk lä rung A r t . 5, Konvention A r t . 3). Von 
ihnen w i r d das Verbot der unmenschlichen Strafe z. Zt . bei 
uns i m Zusammenhang mi t gewissen Delikten diskutiert, bei 
denen die Aberkennung der bürger l ichen Ehrenrechte oder 
unve rhä l t n i smäß ig hohe Mindeststrafen zwingend vorge­
schrieben sind. Ebenso deckt sich der Wort laut des Verbots 
rückwi rkende r Strafgesetze (Erk lä rung A r t . 11 Abs. 2, K o n ­
vention A r t . 7 Abs. 1); nur hat die Konvention in einem 
Abs. 2 davon die allgemeinen Rechtsgrundsä tze des Völker ­
rechts ausgenommen, eine Bestimmung, die die Bundesregie­
rung bei der Ratifizierung ausgeschlossen hat. Das Verbot der 
Sklaverei (Art . 4 der E r k l ä r u n g ) findet sich in A r t . 4 Abs. 1 
der Konvention wieder; diese hat aber ein durch detaillierte 
Ausnahmen e ingeschränktes Verbot der Zwangsarbeit hinzu­
gefügt (Art . 4 Abs. 2—3), das die E r k l ä r u n g nicht kennt. 
A r t . 12 der E r k l ä r u n g und A r t . 8 der Konvention schützen 
Pr iva t - und Familienleben, Wohnung und Briefwechsel, A r t . 
12 der E r k l ä r u n g dazu auch noch Ehre und Ruf. Die Konven­
tion läß t Eingriffe von Behörden nur auf gesetzlicher Grund­
lage zu und schränkt diesen Gesetzesvorbehalt inhaltl ich 
dahin ein, d a ß solche Eingriffe i n einer demokratischen 
Gesellschaft notwendig sein müssen für die nationale Sicher­
heit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, zur Verhinderung von strafbaren Hand­
lungen, zum Schutz der Gesundheit oder Moral oder der 
Rechte und Freiheiten anderer. Diese oder ähnliche Vorbe­
halte kehren in den folgenden A r t i k e l n der Konvention 
wieder. Die E r k l ä r u n g kennt einen entsprechenden, enger 
gefaßten Eingriffsvorbehalt, den sie allgemein für alle ihre 
Rechte in A r t . 29 Abs. 2 formulier t hat. Dadurch, daß in allen 
Fä l len eine gesetzliche Grundlage erforderlich ist, werden 
die Grundrechte gegen Eingriffe der Verwaltung geschützt. 
Eingriffe i n das Briefgeheimnis ohne gesetzliche Grundlage 

w ü r d e n also auch völkerrecht l iche Verpflichtungen der B u n ­
desregierung verletzen. 
I n genau gleichlautenden Formulierungen schützen die 
E r k l ä r u n g (Art . 18) und die Konvention (Art . 9) Gedanken-, 
Gewissens- und Bekenntnisfreiheit, nur daß auch hier die 
Konvention i n einem zweiten Absatz gewisse Schranken 
aufrichtet. Dar in unterscheidet sie sich von A r t . 4 des Grund­
gesetzes, der keine Besch ränkung der Religionsfreiheit ent­
häl t , was die Verfassungsrechtler zwingt, die notwendigen 
Schranken, denen auch die Rel ig ionsausübung unterliegen 
m u ß — etwa die polizeiliche Verkehrsregelung einer Prozes­
sion — aus der Systematik des Grundgesetzes abzuleiten. 
Auch das Recht der freien Me inungsäuße rung ist i n E r k l ä r u n g 
A r t . 19 und Konvention A r t . 10 untereinander ähnlich ge­
faßt ; es schließt i n beiden Normierungen ebenso wie in A r t . 5 
des Grundgesetzes das Recht auf Informationsfreiheit ein; 
jedoch ist die Pressefreiheit e igentümlicherweise nicht er­
w ä h n t . Wie bei den vorhergehenden Rechten sieht die 
Konvention E insch ränkungen vor; für Rundfunk, Fernsehen 
und Lichtspieltheater läß t sie ausdrückl ich ein Genehmi­
gungsverfahren zu. Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit 
sind, anders als i m Grundgesetz, i n A r t . 20 Abs. 1 der Er ­
k l ä r u n g und A r t . 11 Abs. 1 der Konvention zusammen gere­
gelt; die Norm der Konvention fügt das Recht der Koali t ions­
freiheit — aber nur für Arbeitnehmer! — hinzu, das in A r t . 
23 Abs. 4 der E r k l ä r u n g besonders geschützt ist. A r t . 20 Abs. 2 
der E r k l ä r u n g e r w ä h n t ausdrückl ich auch die negative Ver­
einigungsfreiheit, die hinsichtlich der Koalitionen in der 
Konvention absichtlich weggelassen wurde. Die Konvention 
ermöglicht auch hier die e r w ä h n t e n Einschränkungen . 
A r t . 12 ist die einzige Norm der Konvention, die ü b e r die 
klassischen Grundrechte hinausgeht. Sie gibt M ä n n e r n und 
Frauen bei Erreichung des Heiratsalters das Recht, eine Ehe 
zu schließen, allerdings „nach den nationalen Gesetzen". Der 
entsprechende A r t . 16 Abs. 1 der E r k l ä r u n g macht diese 
E insch ränkung nicht. Es leuchtet ein, d a ß die Konvention i m 
Gegensatz zur Erk lä rung , die sich u m Rechtsfragen nicht 
k ü m m e r t und hier nur ein ausdrückl iches Diskriminierungs­
verbot aufstellt, die Festsetzung des Heiratsalters dem 
Gesetzgeber ü b e r l ä ß t und über l a s sen mußte . Desgleichen 
m u ß die staatliche Gesetzgebung Ehehindernisse errichten 
können ; ob allerdings in dem Umfang wie bei uns und m i t 
Dispensmöglichkei t i m Verwaltungswege, ist in manchen 
Fäl len durchaus zweifelhaft 8 und w i r d in Fachkreisen dis­
kutiert . Denn wenn das Recht auf Eheschl ießung einen 
Sinn haben soll, m u ß das Ermessen des Gesetzgebers be­
grenzt sein. Über A r t . 12 Abs. 1 der Konvention hinaus 
sichert die E r k l ä r u n g den Ehegatten gleiche Rechte zu und 
verlangt in Abs. 2 bei der Eheschl ießung den freien Konsens 
der Verlobten. F ü r die Parteien der Konvention war diese 
letzte Forderung selbstvers tändl ich. 

Erst das Zusatzprotokoll (Art . 1) zur Konvention schütz t 
das klassische Grundrecht des Eigentums, allerdings in sehr 
allgemeiner Formulierung. Immerhin läßt es Enteignung nur 
i m öffentlichen Interesse und auf gesetzlicher Grundlage 
sowie i m Rahmen der allgemeinen Rechtsgrundsä tze des 
Völkerrechts , d. h . nur gegen angemessene Entschäd igung , 
zu. Damit werden diese nunmehr i n den Konventions­
staaten auch für I n l ä n d e r anwendbar. D e m g e g e n ü b e r ver­
bietet A r t . 17 der E r k l ä r u n g nur die wi l lkür l i che En t ­
eignung, eine juristisch nicht faßbare Bestimmung. Das 
Zusatzprotokoll en thä l t zwei weitere A r t i k e l , die keine 
klassischen Grundrechte sind. Das Recht des Kindes auf Er­
ziehung und das Recht der Eltern, die Erziehung des Kindes 
entsprechend ihren eigenen religiösen und weltanschaulichen 
Überzeugungen zu bestimmen (Art . 2), unterscheidet sich in 
seiner allgemein gehaltenen Fassung von dem ausführ ­
licheren A r t . 26 der E rk lä rung . Dieser verlangt Schulpflicht 
und Schulgeldfreiheit für die Volksschule sowie Zugang zur 
höheren Schule nur nach Leistungen; ferner stellt er a u ß e r 
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der Entfaltung der Persönl ichkei t noch weitere bestimmte 
Ziele für die Erziehung auf, die an sich nicht Gegenstand 
eines Grundrechtskatalogs sein können . Endlich sehen A r t . 3 
des Zusatzprotokolls und A r t . 21 Abs. 2 der E r k l ä r u n g freie 
Wahlen vor, die n ä h e r modifiziert sind. Die Garantie des 
Europarats bleibt allerdings hinter der Forderung der Er­
k l ä r u n g wei t zurück, denn sie verlangt nicht einmal allge­
meine, gleiche und direkte Wahlen. Selbst in dieser unzu­
reichenden Form war die Aufnahme des Ar t ike ls in das 
Zusatzprotokoll zwischen Versammlung und Ministeraus­
schuß des Europarats streitig; er wurde erst auf Druck der 
Versammlung und in einer Form aufgenommen, die ihn 
injustiziabel macht. 
E r k l ä r u n g und Konvention enthalten beide eine Rechtsschutz­
bestimmung, jedoch sehr verschiedenen Inhalts. W ä h r e n d 
A r t . 8 der E r k l ä r u n g die Möglichkeit gerichtlicher Nach­
prüfung von Verwaltungsakten, die Grundrechte verletzen, 
verlangt, sieht A r t . 13 der Konvention nur einen Rechts­
schutz — und nicht einmal einen gerichtlichen — für Ver­
letzungen der in ihr enthaltenen Menschenrechte vor. Ebenso 
weichen die Gleichheitssätze in E r k l ä r u n g und Konvention 
von einander ab. Die E r k l ä r u n g en thä l t Gleichheitsgebote 
an zwei verschiedenen Stellen. I h r A r t i k e l 2 verbietet D i s k r i ­
minierung lediglich in bezug auf die Menschenrechte der 
E rk l ä rung , w ä h r e n d A r t . 7 S. 1 ganz allgemein die Gleich­
heit vor dem Gesetz proklamiert . Dagegen verbietet Art.14 
der Konvention nur die unterschiedliche Behandlung in 
bezug auf ihre Rechte und zähl t e r l äu te rnd , nicht erschöpfend, 
bestimmte verbotene Diskriminierungskri terien auf. Die 
Tatsache, d a ß darunter in Anlehnung an A r t . 2 der Er­
k l ä r u n g auch die politische Überzeugung fällt, steht nach 
einer Entscheidung der Menschenrechtskommission dem Ver­
bot der Kommunistischen Partei i n der Bundesrepublik 
nicht entgegen, we i l A r t . 17 der Konvention die Berufung 
auf die Menschenrechte denen versagt, die sie abschaffen 
w ü r d e n , wenn sie zur Macht k ä m e n . Eine fast wört l ich mi t 
A r t . 17 übe re in s t immende Sicherheitsvorschrift findet sich 
am Ende der E r k l ä r u n g (Art . 30). 

I V 
Dieser Überbl ick zeigt, d a ß die Einwirkungen der E r k l ä r u n g 
der Vereinten Nationen auf die Europäische Konvention 
beträcht l ich sind. Diese en thä l t keinen Menschenrechtsartikel, 
der nicht auf ein Vorbi ld der E rk l ä rung , häufig in wör t l icher 
Anlehnung, zurückgeht . Zusätze , die das Asylrecht und die 
Freizügigkei t , auch das Recht, sein Land zu verlassen, schüt­
zen, schweben zur Zeit; sie haben ihre Parallelen in A r t i k e l 
13 und 14 der E r k l ä r u n g . Die Konvention stellt damit das 
erste Beispiel dar, in dem die Grundsätze der Erklärung 
auf internationaler Ebene in die Praxis umgesetzt worden 
sind. Denn die Konvention hat, ü b e r die E r k l ä r u n g hinaus­
gehend, dem Verletzten ein Recht zur Anrufung eines inter­
nationalen Gremiums, der Europäischen Menschenrechts­
kommission, gegeben und daneben noch den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte geschaffen, der allerdings 
nur von Staaten und von der Kommission angerufen werden 
kann. Wie wei t sich der Rechtsschutz durch die Kommission 
tatsächlich auswirkt, steht freilich auf einem anderen Blat t . 
Die Tät igkei t der Europäischen Menschenrechtskommission 
ist en t täuschend. Bis zum Ende des Jahres 1961 waren von 
i m ganzen 937 Beschwerden, die seit 1955 verhandelt wurden, 
930 abgewiesen und nur 7 für zulässig e r k l ä r t worden 9 . 
Dieses Verhäl tn is kann nicht allein damit e rk l ä r t werden, 
d a ß in den Vertragsstaaten der Konvention alles in bester 
Ordnung ist und die Beschwerdeführer , von denen immerhin 
121 durch Anwä l t e vertreten w u r d e n 1 0 , alle Querulanten 
waren, wenngleich sicherlich eine große Zahl der Beschwer­
den u n b e g r ü n d e t war. Man geht wohl nicht fehl i n der Fest­
stellung, d a ß die positivistische Auslegung der Konvention 
durch die Menschenrechtskommission ihre Effektivi tät auf 
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internationaler Ebene nicht unerheblich beeint rächt igt . Das 
besagt noch nichts ü b e r den Wert der Konvention als solcher, 
die ja auch i m innerstaatlichen Recht — jedenfalls i n der 
Bundesrepublik — anwendbar ist, soweit sie übe r den Schutz 
der Grundrechte i m Grundgesetz und i n den Bundes- und 
Ländergese tzen hinausgeht. 
Neben dieser Ausstrahlung, die die Menschenrech t se rk lä rung 
der Vereinten Nationen auf die Konvention des Europarats 
gehabt hat, darf aber auch ihre generelle politische Bedeu­
tung nicht übe r sehen werden. Sie wurde durch den damaligen 
Außenmin i s t e r der Vereinigten Staaten Marshal l bei der 
Eröffnung der Versammlung in Paris, wie folgt, umrissen: 
„Regierungen, die die Rechte ihres eigenen Volkes systema­
tisch mißachten , werden nicht geneigt sein, die Rechte anderer 
Nationen und anderer Menschen zu achten, sondern ver­
mutl ich ihre Ziele auf internationaler Ebene durch Zwang 
und Gewalt zu erreichen suchen " . " 

Anmerkungen : 
1 Englischer Text s. i n Yearbook on Human Rights 1948, p. 441 f. 
2 Englischer Text s. in Yearbook on Human Rights 1948, p. 466 ff . 

und Yearbook of the United Nations 1948—49, p. 535 ff. Deutsche 
Ubersetzung s. V N Heft 6/1962 S. 193 f. 

3 Zusammenstellung der Ansichten bei Robinson, Nehemiah, The 
Universal Declaration of Human Rights, Institute of Jewish Af ­
fairs, New York 1958, p. 33 f f . ; rechtliche W ü r d i g u n g bei Guradze, 
Heinz, Der Stand der Menschenrechte i m Völkerrecht , Schwartz & 
Co., Göt t ingen 1956, S. 127 ff . 

4 Die i m Deutschen übliche Formulierung: „das . . . zu erreichende 
gemeinsame Ideal" ist ungenau. S. A n m . 2, aaO. 

5 Uber die Geschichte der E n t w ü r f e s. Green, The United Nations 
and Human Rights, Brookings Inst i tut ion 1956, p. 37 f f . ; ü b e r den 
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8 Vgl . Guradze, s. A n m . 3, aaO, S. 219 ff. 
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Zum Geburtstag der Vereinten Nationen 

DR. WERNER DANKWORT, H A R W I C H (USA) 

Botschafter a. D. 

A m 24. Oktober 1945 ist die Charta der Vereinten Nationen in 
Kra f t getreten, nach der es das anerkannte Ziel der Organi­
sation ist, den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
aufrechtzuerhalten und freundschaftliche Beziehungen z w i ­
schen den Nationen auf der Basis der Achtung des Grund­
satzes der Gleichberechtigung und des Selbstbestimmungs­
rechts der Völker zu entwickeln. A n der Schwelle des nun­
mehr 19. Lebensjahres der Organisation ist es vielleicht ange­
messen, i m hektischen Rhythmus der tagespolitischen Ereig­
nisse einen Augenblick in Ruhe zu verweilen, u m einen Blick 
auf die zurückgelegte Wegstrecke wie auf die vor uns liegende 
S t r a ß e des Weltverbandes der UNO zu werfen. 

* 

Man braucht in der kurzen Geschichte der Vereinten Natio­
nen nicht wei t zu rückzub lä t t e rn , u m sich daran zu erinnern, 
daß die UNO bei Beginn der 16. Generalversammlung 1961 
einen ungewöhnl ichen Tiefpunkt erreicht hatte. Schon der 
Beginn dieser Versammlung war von einer Reihe so unheil­
voller politischer Ereignisse überscha t te t worden, d a ß Pessi­
misten sich das Schicksal des Völkerbundes wiederholen sa­
hen. Die Eröffnungs tagung in der Enklave am East River in 
New York stand 1961 i m Zeichen der Mauer in Berl in , der 
Wiederaufnahme der nuklearen Versuche, der K ä m p f e in 
Katanga und des tragischen Todes von Hammarsk jö ld . Diese 
ungewöhnl iche Belastungsprobe der Weltorganisation ver­
schärfte sich besonders dadurch zu einer ernsthaften Krise, 
d a ß die Vereinten Nationen mi t einem Mil l ionen-Dollar-
Sonderbudget allein für die Kongoaktionen belastet wurden 
und in eine katastrophale Finanzlage hineinsteuerten. Hierzu 
kam die elementare Erschü t t e rung der Ziele und Grundsä tze 
durch das Vorgehen Indiens in Goa. Zwar versuchten die 
USA mi t ihren Na to -Verbünde t en i m Sicherheitsrat am 18. 
Dezember 1961 den fundamentalen Grundsatz des Verzichts 
auf Gewaltanwendung zu retten, aber die Sowjetunion i m 
Verein mi t Ceylon, Liberia und der Vereinigten Arabischen 
Republik brachte die entsprechende Entschl ießung auf Rück­
nahme der indischen Truppen durch Veto zu Fall . Zum Ü b e r ­
fluß m u ß t e auf die an und für sich denkbare Anrufung der 
Gene rä lve r sammlung , i n der es kein Veto gibt, verzichtet 
werden, da für diesen Fal l i n der Generalversammlung keine 
die Satzung s tü tzende Zweidrit telmehrheit zu finden war. M i t 
anderen Worten: die Gewaltanwendung in sogenannten kolo­
nialen Angelegenheiten wurde damals sanktioniert! 
Bei dieser Sachlage gegen Ende des Jahres 1961 war es nicht 
verwunderlich, d a ß die UNO einem Sturm der K r i t i k aus­
gesetzt wurde und d a ß die Weltorganisation auch i n solchen 
L ä n d e r n ernsthaften Bedenken begegnete, die bisher zu ihren 
eifrigsten F ö r d e r e r n gezählt hatten. Das galt z. B. für die 
USA, in denen die Regierung große Schwierigkeiten bei der 
G e w ä h r u n g einer Finanzhilfe bis zu 100 Mil l ionen Dollar für 
die Kongoaktion der Vereinten Nationen zu ü b e r w i n d e n hatte. 
Das galt aber auch für Großbr i t ann ien , wo der Außenmin i s t e r 
selbst seiner Mißbi l l igung übe r die Entwicklungstendenzen 
in der UNO öffentlich Ausdruck verlieh. Noch weniger E n ­
thusiasmus brachte Frankreich auf, das die Zahlung des f ran­
zösischen Anteils der mil i tär ischen Unkosten i m Kongo ver­
weigerte, und die bitterste K r i t i k ging von Belgien aus, das 
eine Lösung des Katangaproblems i m Einklang mi t den 
Grundsä t zen der Vereinten Nationen al lein auf dem Ver­
handlungswege anstrebte. 

Die Zahl der K r i t i k e r der UNO, die ungefähr zum Zeitpunkt 
des Ausscheidens des amerikanischen „Execut ive Assistant 
to the Secretary General", des Stellvertreters von Hammar­
skjöld, Dr. Andrew Cordier, an einem epochalen Wendepunkt 
angekommen war, l ieße sich leicht in allen L ä n d e r n der 
Welt — und nicht nur in Regierungskreisen — vermehren. 
S tänd ig neu auftauchende politische Frikt ionen und die un ­
erledigten alten Probleme wie z. B. die arabisch-israelischen 
Streitigkeiten, die Rassenprobleme in Südafr ika, Kuba, Korea, 
Vietnam, Südt i ro l oder das geteilte Deutschland, das A b r ü ­
stungsproblem und die Weltraumfragen gaben immer neuen 
Zündstoff und reichliches Material zur K r i t i k an der U n -
vollkommenheit, Reformbedürf t igke i t oder gar der Zweck-
losigkeit der einzigen weltumfassenden Staatenorganisation 
unseres Planeten, an den „United Nations". 

* 

Trotzdem hat die Organisation die Jahreswende 1961/62 in 
einer sehr v ie l besseren Verfassung passiert, als viele er­
wartet hatten. Nach Abschluß dreimonatiger Verhandlungen 
in allen Gremien der Vereinten Nationen hatte sich die Ge­
samtsituation ü b e r r a s c h e n d gebessert. Der politische Gesund­
heitszustand der Organisation kräf t ig te sich zunächst durch 
die einstimmige Wahl eines neuen, durchaus fähigen General­
sekre tä rs , der es bis zum heutigen Tage verstanden hat, auf 
beiden Seiten des Eisernen Vorhangs „persona grata" zu 
bleiben, was seine beiden Vorgänger jedenfalls nicht fertig 
gebracht haben. Das interessanteste P h ä n o m e n in der Ent ­
wicklung der Organisation bildete jedoch die relativ maßvo l l e 
und betont se lbs tändige Pol i t ik des großen afro-asiatischen 
Blocks, der heute in der Lage ist, einen qualifizierten Mehr ­
hei tsbeschluß in der Generalversammlung zu blockieren. Das 
zeigte z. B . die Diskussion der Angolafrage, die in den zwei­
ten Teil der 16. Tagung der Generalversammlung fiel , die 
H ä l t u n g der afro-asiatischen Gruppe i n der Frage des ehe­
maligen deutschen Kolonialgebietes von Ruanda-Urundi oder 
die Ablehnung einer Entschl ießung, mi t der die Vereinigten 
Staaten wegen angeblich wiederholten Aggressionsvorberei­
tungen gegen das Castro-Regime verurtei l t werden sollten. 
Kurz gesagt, schon die 16. Generalversammlung hat gezeigt, 
d a ß der befürchtete , einseitig ausgerichtete afro-asiatische 
Block nicht existiert und d a ß die neuen Mitgliedstaaten v ie l 
schneller in die internationale Verantwortung hineinwachsen, 
als man gemeinhin anzunehmen geneigt war. Die Entwicklung 
der Rotchinafrage war h ie r für ein interessanter Prüfs te in . 
Es w ä r e den USA wohl kaum gelungen, Rotchina weiterhin 
von der Organisation auszuschließen, wenn sich nicht 30 afro­
asiatische Stimmen gefunden hä t ten , die direkt oder indirekt 
durch Stimmenthaltung die amerikanische These u n t e r s t ü t z ­
ten. I n der 17. Generalversammlung stimmten 56 Mi tg l ied­
staaten gegen Rotchina, 42 dafür und 12 enthielten sich der 
Stimme. Die 18. Generalversammlung bes tä t ig te diese Stel­
lungnahme am 21. Oktober 1963, als 57 Mitgliedstaaten gegen 
das kommunistische China und 41 für das Peking-Regime 
stimmten. Dabei ist noch hervorzuheben, daß pro-westliche 
oder neutrale Staaten wie England, Schweden, D ä n e m a r k , 
Norwegen und Finnland aus prinzipiellen E r w ä g u n g e n zu­
gunsten der Universa l i tä t der Vereinten Nationen ihre Stimme 
für Rotchina abgegeben haben. 

Die 17. Generalversammlung zeitigte dann das erfreuliche 
Gesamtergebnis, d a ß die bis Ende 1961 erreichte Verbesse-
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rung des internationalen Ansehens der Vereinten Nationen 
aufrecht erhalten werden konnte. Das ist u m so bemerkens­

werter, als mit dieser Tagung das zah lenmäßige Übergewicht 
auf die stark erweiterte Vertretung der farbigen Völker ü b e r ­

ging, die auch die administrative Kontrol le der Weltorgani­

sation mehr oder weniger ü b e r n a h m e n . Dieser Wechsel der 
Zeiten wurde dadurch symbolisiert, d a ß drei Asiaten ihre 
Plä tze auf dem Podium übe r der 17. Generalversammlung 
einnahmen: Muhammad Zafrulla Khan von Pakistan als 
Präs iden t , U Thant von Birma als Genera l s ek re t ä r und С. V. 
Narasimhan von Indien als U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r für die 
Angelegenheiten der Generalversammlung. Trotz unvermeid­

licher Zuspitzung der Meinungsverschiedenheiten i n den so­

genannten kolonialen Angelegenheiten gelang es, die w ä h r e n d 
der 17. Generalversammlung geschaffene leichte Verbesse­

rung der Atmosphä re , die viele nur für transitorisch hielten, 
in die politische Gegenwart h inüberzure t t en , da die Mehr­

zahl der neuen Mitglieder vers tänd igungsbere i t e Mäßigung 
bevorzugten und tagespolitische Ereignisse wie die kommu­

nistische Invasion i n Indien und die Enthü l l ung sowjetrussi­

scher Missilbasen i n Kuba ihre eigene Sprache sprachen und 
so eine heilsame Rückwi rkung auf den Gang aller Verhand­

lungen ausüb ten . 
So brachte die 17. Generalversammlung, u m nur einige wich­

tige Ereignisse zu nennen, die definitive Ernennung U Thants 
zum Genera l sek t re t ä r , Zustimmung zur Entscheidung des I n ­

ternationalen Gerichtshofes ü b e r die finanziellen Verpfl ich­

tungen der Mitgliedstaaten, Bestellung eines Komitees zur 
Überwachung der kritischen Finanzlage der Operationen der 
Vereinten Nationen zur Erhaltung des Friedens, V e r s t ä n d i ­

gung übe r internationale Zusammenarbeit i m Weltal l und 
Einberufung einer Weltwirtschaftskonferenz i m Rahmen des 
Jahrzehnts der Vereinten Nationen für Entwicklung. 

* 
Der Verlauf der letzten beiden Generalversammlungen der 
Vereinten Nationen hat also, wie eine n ä h e r e Analyse zeigt, 
denjenigen Recht gegeben, die i n der UNO die größ te Hoff­

nung auf Erhaltung des Weltfriedens sehen. Voraussetzung 
für eine solche optimistische Auffassung ist natür l ich , d a ß 
man von der Organisation der Vereinten Nationen nicht mehr 
verlangt, als sie zu geben in der Lage ist. Die UNO ist keine 
supranationale Organisation, sondern sie ist lediglich das, was 
die Mitglieder aus ihr machen, ein Zweckverband zur Erha l ­

tung des Friedens, ein Clearinginstitut der Weltmeinung, ein 
ziemlich getreues Spiegelbild der aktuellen Machtverhä l tn i s se 
und, nicht zuletzt, ein permanentes Forum für diplomatische 
Kontakte und mündl iche Verhandlungen. 

Aus letzter Zeit verdienen einige Tatsachen festgehalten zu 
werden, die einen Gradmesser für die A u t o r i t ä t und den 
heutigen internationalen Status der Vereinten Nationen 
abzugeben geeignet sind. A m 5. August 1963 unterzeichneten 
Großbr i t ann ien , die USA und die Sowjetunion den Vertrag 
ü b e r den Kernwaffen­Testbann i n Anwesenheit des General­

sek re t ä r s der Vereinten Nationen. Das h i e r ü b e r veröffent l ichte 
Kommunique der Signa ta rmäch te vermerkt i n Absatz 2 aus­

drücklich die Einladung des Genera l sek re t ä r s der Vereinten 
Nationen, am Unterzeichnungsakt teilzunehmen. Oder: I m 
Streitfal l zwischen den Regierungen von Indonesien, M a ­

laysia und den Philippinen ü b e r die Wahlen in den ehemali­

gen britischen Kolonialgebieten von Nord­Borneo und Sara­

wak schließen die Beteiligten ein Abkommen, m i t dem der 
Genera l s ek re t ä r der Vereinten Nationen zur Entsendung einer 
„fac t ­ f inding"­Kommiss ion aufgefordert w i r d . Der General­

sek re t ä r ü b e r n i m m t diese Aufgabe, nachdem er m i t Erfolg 
die beteiligten Regierungen verpflichtet hat, die Ergebnisse 
der Tät igkei t der Kommission der Vereinten Nationen als 
bindend anzuerkennen. Eine ähnl iche „fac t ­ f ind ing"­Kommis­

sion der Vereinten Nationen ist zur Zeit nach S ü d ­ V i e t n a m 
eingeladen, nach einem Lande, das nicht Mitgl ied der Ver­

einten Nationen ist. Oder schließlich: A m 11. Oktober 1963 
w i r d m i t 106 gegen eine Stimme i n der jetzt tagenden 18. 
Generalversammlung der Vereinten Nationen eine Entschlie­

ß u n g angenommen, die Südaf r ika auffordert, politische Pro­

zesse einzustellen und politische Gefangene freizulassen m i t 
Rücksicht auf die öffentliche Meinung in der Welt, die sich 
i n der Generaldebatte der UNO­Tagung 1963 manifestiert hat. 
Die i n dieser Entschl ießung zum Ausdruck kommende A u t o r i ­

t ä t der öffentlichen Meinung, vertreten durch die UNO, hat 
sich trotz berechtigter völkerrecht l icher Bedenken i n der 
Sache als so stark erwiesen, d a ß nicht nur die USA und Eng­

land, sondern folgende sieben weitere Staaten der Schluß­

resolution i n der Generalversammlung zustimmten, w ä h r e n d 
sie sich noch i m vorhergehenden politischen Ausschuß der 
Stimme enthalten hatten: Australien, Belgien, Frankreich, 
Holland, Kanada, Neuseeland und Panama. 

A m 18. Geburtstag der Vereinten Nationen ist daher, wie die 
letzten Beispiele zeigen, die Feststellung erlaubt, d a ß die UNO 
ein politischer Faktor geworden ist, der von keiner Macht der 
Welt mehr übe r sehen werden kann. Ein Außenpo l i t ike r eines 
Staates, der, wie die Bundesrepublik, nicht Mitgl ied der Ver­

einten Nationen ist, der schweizerische Nationalrat Bretscher, 
hat die Situation der Vereinten Nationen am 15. A p r i l 1962 
in der „Neuen Zürcher Zeitung" zutreffend wie folgt ge­

kennzeichnet: „Eine n ü c h t e r n e Beurteilung der Wirkungs­

möglichkeiten der Vereinten Nationen, die infolge der massi­

ven Inf la t ion ihrer Mitgliedschaft und angesichts des heut i ­

gen Standes des Völkerrechts und der internationalen Mora l 
notwendigerweise begrenzt sind, kann nicht übersehen , d a ß 
ohne die Existenz und Tät igkei t dieser Organisation die i n ­

ternationale Anarchie vol ls tändig w ä r e und infolgedessen 
auch manche der jetzt die Vereinten Nationen s tänd ig be­

schäft igenden Probleme und Konf l ik te geringerer G r ö ß e n ­

ordnung un lösba r w ü r d e n . . . Der Umstand, d a ß die Verein­

ten Nationen i n ihrer heutigen Struktur nicht oder nicht mehr 
den westlichen Vorstellungen entsprechen, m u ß i m Lichte 
der Erkenntnis gewürd ig t werden, d a ß eine Weltorganisation 
ü b e r h a u p t nur dann einen Sinn hat, wenn sie auch die Staa­

ten und Völker einschließt, die unsere Auffassungen nicht 
teilen; denn nur als universelle Organisation k ö n n e n die 
Vereinten Nationen ihrem Ziel, einen minimalen Konsens 
zwischen den Völkern herzustellen, unter Krisen und K ä m p ­

fen i m Laufe der Zeit n ä h e r kommen." 

w. eder die Sowjetunion noch eine der 

anderen Großmächte brauchen die Ver­

einten Nationen zu ihrem Schutz, aber 

alle kleinen unabhängigen Staaten. So 

gesehen ist die Organisation in erster Linie 

ihre Organisation, und ich bin der festen 

Meinung, daß sie sich ihrer mit Klugheit 

bedienen und sie führen können. 

H a m m a r s k j ö l d am 3. Oktober 1960 
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Non-proliferation oder die Verhinderung der Ausbreitung 

von Kernwaffen 
von „ * t 

Anläßl ich der Unterzeichnung des Abkommens ü b e r die 
begrenzte Einstellung der Kernwaffenversuche nannte der 
G e n e r a l s e k r e t ä r der Vereinten Nationen, U Thant, am 5. 
August 1963 in Moskau die wichtigsten Probleme, die nun­
mehr bei den A b r ü s t u n g s v e r h a n d l u n g e n zu lösen w ä r e n 
A n erster Stelle wies er auf die Verhinderung einer weiteren 
Verbreitung der Kernwaffen (non-proliferation) hin. U Thant 
konnte bei dieser Gelegenheit feststellen, daß sich die Ver­
einten Nationen schon längere Zeit m i t diesem Thema 
beschäftigen. Die bedeutende Rolle der Vereinten Nationen 
i n den A b r ü s t u n g s v e r h a n d l u n g e n w i r d gern un te r schä tz t . 
Der Verhandlungsverlauf w i r d oft so dargestellt, als sei 
er nur eine Angelegenheit der beiden Wel tmächte . A b ­
r ü s t u n g s m a ß n a h m e n sind aber nur sinnvoll, wenn sie u n i ­
versellen Charakter haben. Hier wurde in den A b r ü s t u n g s ­
debatten der Generalversammlung eine vorbereitende Arbei t 
geleistet, ohne die eine Teilnahme eines großen Kreises von 
Staaten nicht denkbar w ä r e . 
Jede bedeutende Abrüs tungs rege lung zwischen den Wel t ­
mäch ten setzt voraus, d a ß sich ein gewisses M a ß an we l t ­
politischer Interessenkongruenz und eine gewisse gegenseitige 
Abgrenzung der weltpolitischen I n t e r e s s e n s p h ä r e n heraus­
bildet. Solange die Gesp rächspa r tne r Lösungen erwarteten, 
die nur einer Seite mil i tär ische Vorteile brachten, waren sie 
an einer echten A b r ü s t u n g noch nicht interessiert. Heute 
beginnt sich die erforderliche Interessenkongruenz und 
Interessenabgrenzung abzuzeichnen, und die Wel tmächte 
scheinen zu echten Verhandlungen bereit und fähig zu sein. 
Die Verhinderung der weiteren Verbreitung von Kernwaffen 
ist seit l änge re r Zeit ein Gegenstand gemeinsamen Interesses 
der füh renden Atommäch te . Das Kernwaffenmonopol ver­
schafft ihnen die grundsätz l iche Kontrol le ü b e r das we l t ­
politische Geschehen auf dem Gebiet der Friedenssicherung, 
und diese Kontrol le n immt i m gleichen Verhä l tn i s ab, wie 
das Kernwaffenmonopol durchbrochen w i r d . Die Verbreitung 
von Kernwaffen setzt die Wel tmächte der Gefahr aus, mi t 
Ereignissen konfrontiert zu werden, die ihre Sicherheit und 
ihre politischen Zielsetzungen i n entscheidendem Maße 
tangieren und die sie nicht verhindern können . 

I n der bisherigen Abrüs tungsd i skuss ion sind mehrere m ö g ­
liche M a ß n a h m e n diskutiert worden, die mehr oder weniger 
geeignet sind, das Anwachsen der Zahl der A tommäch te 
zu verhindern. 
Der ä l tes te Vorschlag liegt i n der Frage der Einstellung der 
Kernwaffenversuche. Seit am 2. A p r i l 1954 Nehru gegen die 
g roßen thermonuklearen Versuchsexplosionen Stellung be­
zog und ihre Einstellung forderte 2 , ist das Thema nicht 
mehr aus den Abrüs tungsd i skuss ionen innerhalb und a u ß e r ­
halb der Vereinten Nationen verschwunden. Gewiß stand 
dabei oft die Verhinderung einer gefährlichen radioaktiven 
Verseuchung i m Vordergrund der E r k l ä r u n g e n . Heute wissen 
w i r aus der E r k l ä r u n g der sowjetischen Regierung vom 20. 
August 19633, d a ß die Verhandlungen erst seit Ende 1962 
einigen Erfolg versprachen und damit zum Moskauer Ver­
t r a g 4 führen konnten, we i l die Sowjetunion bis dahin auf 
Kernwaffenversuche nicht verzichten woll te . Die Sowjet­
union hatte die Absicht, den amerikanischen Vorsprung bei 
den großen Kernwaffen aufzuholen und nach Möglichkeit 
zu überb ie ten . Hinzu kam, daß nach der letzten Ausein­
andersetzung i n der Kuba-Krise die beiden Wel tmächte 

angesichts der fortschreitenden Desintegration der beiden 
Bündnissys teme und des drohenden Zerfalls der Bipolar i tä t 
des weltpolitischen Systems zu einem gewissen politischen 
Interessenausgleich bereit waren. 
Die Einstellung der Kernwaffenversuche erschwert die 
Entwicklung neuer Atommäch te , we i l sie nur noch unter­
irdische Explosionen erlaubt. Eine wie große Rolle der Ge­
danke der Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen bei den 
Verhandlungen u m das Moskauer Abkommen gespielt hat, 
machen die Aus füh rungen des amerikanischen Verteidigungs­
ministers, McNamara, w ä h r e n d der Hearings des amerika­
nischen Senats i m August dieses Jahres deutlich: „Einer der 
Hauptzwecke des Vertrages, ein Zweck, der von allen 
ursprüngl ich an den Verhandlungen beteiligten Mächten 
verfolgt wurde, war die Verhinderung der Weiterverbreitung 
von Kernwaffen 5 . " Dieser Zweck w ü r d e durch eine Weiter­
gabe von Kernwaffen an dri t te Mächte, u m Kernwaffenver­
suche seitens dieser Mächte zu umgehen, vol l s tändig m i ß ­
achtet werden. M i t anderen Worten: Eine solche Weitergabe 
von Kernwaffen w ü r d e gegen den Geist des Vertrages ver­
stoßen. Diese Feststellung steht i m Gegensatz zu solchen 
deutschen Äuße rungen , die dem Moskauer Abkommen keine 
große Bedeutung beimessen wollen. 
Schon in den Verhandlungen des F ü n f m ä c h t e - U n t e r a u s ­
schusses der Abrüs tungskommiss ion der Vereinten Nationen 
in London i m Jahre 1957 war von amerikanischer Seite an­
scheinend zunächst auch an eine Regelung der non-prolifera­
t ion gedacht worden 6 . Der Gedanke konnte sich damals 
nicht durchsetzen, we i l gewisse Na to -Verbünde t e befürch­
teten, d a ß Washington und Moskau ü b e r ihre Köpfe hinweg 
zu einem Arrangement gelangen könn ten , und energisch 
intervenier ten 7 . Es kam hinzu, daß i m Zuge der damals die 
strategischen Über legungen beherrschenden Diskussion u m 
eine nukleare U m r ü s t u n g an eine weitgehende atomare 
Bewaffnung der N a t o - V e r b ä n d e m i t Kernwaffen gedacht 
wurde. Der nach langen Verhandlungen mi t den Nato-
Staaten schließlich eingebrachte Vorschlag vom 29. August 
19578, die Regelung der Nichtweitergabe von Kernwaffen 
m i t der Frage des Herstellungsverbots zu verknüpfen , w a r 
zum Scheitern verurteil t , w e i l er schwierige Kont ro l lp ro­
bleme aufwarf. Offensichtlich war auch die weltpolitische 
Entwicklung noch nicht an dem Punkt angelangt, an welchem 
beide Wel tmächte zu einem politischen Interessenausgleich 
bereit gewesen w ä r e n . 

I m gleichen Jahre 1957 wurde auch erstmalig die mögl iche 
atomare A u s r ü s t u n g der Bundeswehr in E r w ä g u n g gezogen 
Amerikanischerseits deutete man die Bereitschaft an, der 
Bundeswehr Trägerwaf fen zur Verfügung zu stellen, w ä h r e n d 
die Gefechtsköpfe unter amerikanischem Verschluß gehalten 
werden sollten. 
Es ist möglich, d a ß diese E r ö r t e r u n g e n die Sowjetunion 
außerordent l ich beunruhigten. Jedenfalls versprach sie nun 
ihrerseits ihrem chinesischen Verbünde ten Hilfe beim A u f ­
bau einer Atomstre i tmacht 1 0 . Noch offen ist, ob die scharfe 
sowjetische Reaktion auf die Verteidigungspolitik der B u n ­
desregierung reine Propaganda ist oder nicht. Man m u ß an­
nehmen, d a ß man die außerordent l iche Dynamik und W i r t ­
schaftskraft der Bundesrepublik sehr realistisch einschätzt , 
wobei noch Erinnerungen aus zwei Weltkriegen hinzukom­
men. Es ist möglich, d a ß die Sowjetunion befürchtet , die 
Bundesrepublik erstrebe die Verfügungsgewal t ü b e r K e r n -
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waffen, und entgegenstehenden deutschen E r k l ä r u n g e n keinen 
Glauben schenkt. F ü r die Sowjetunion könn te daher die 
Bundesrepublik ein Land sein, d a ß se lbs tbewuß t nach einer 
weltpolitischen Stellung strebt, was Komplikat ionen verur­
sachen kann, ist doch die Bundesrepublik der Staat in Europa, 
der am meisten nach einer V e r ä n d e r u n g des Status quo i n 
einer Richtung strebt, wie sie die Sowjetunion nicht wünscht . 
I n Moskau w i r d man dennoch nüch te rn genug sein, keine 
direkte Bedrohung durch die begrenzten mil i tär ischen Mög­
lichkeiten der Bundesrepublik zu befürchten. Aber vielleicht 
a r g w ö h n t man, d a ß die Bundesrepublik durch ein erwachtes 
weltpolitisches Se lbs tbewußtse in Ereignisse herbe i führen und 
Entwicklungen einleiten könnte , die sich der Kontrol le 
Washingtons entziehen und durch unvermeidliche Ket ten­
reaktionen die beiden Wel tmäch te in einen großen K o n ­
f l i k t hineinziehen könn ten . Es m u ß Aufgabe der Bundes­
republik sein festzustellen, ob die geäuße r t en sowjetischen 
Befürchtungen echt sind, und wenn ja, sie zu zerstreuen. 
Der Ostblock reagierte zunächst mi t dem Vorschlag der Er­
richtung einer kernwaffenfreien Zone in E u r o p a u , durch 
den die Weiterverbreitung der Kernwaffen auf die Bundes­
republik verhindert werden sollte. Durch geographische 
Zuges tändnisse bezüglich der Ausdehnung dieser Zone in 
Osteuropa und durch den Verzicht auf eine Anerkennung 
der DDR, sollte dieser Vorschlag at t rakt iv gestaltet werden. 
Er m u ß t e aber trotzdem scheitern, we i l er m i t der gleich­
zeitigen Forderung, auch die amerikanischen Kernwaffen 
m ü ß t e n diese Zone verlassen, die westliche Verteidigung 
ernsthaft bedrohte. Als Chruschtschow i m September 1959 
i m Camp David m i t Eisenhower zusammentraf, m u ß ihm 
klar gewesen sein, d a ß die Idee der kernwaffenfreien Zone 
in der vorgesehenen Form keinen Erfolg versprach. Es ist 
bekannt, d a ß bei den Gesprächen die Abrüs tungs f r age und die 
Deutschlandfrage diskut ier t w u r d e n 1 2 . Auch das Thema China 
kam zur Sprache 1 3 . Anschl ießend fuhr Chruschtschow nach 
Peking und ver l ieß China, ohne ein Kommunique zu 
veröffentl ichen. Heute wissen w i r , daß damals die So­
wjetunion den Chinesen die Mi t te i lung machte, sie k ö n n e 
keine Atomwaffen liefern, wobei sie auf den engen Zusam­
menhang mi t der Frage einer deutschen Atombewaffnung 
hinwies. Die Vermutung liegt nahe, daß hier gewisse Zusam­
m e n h ä n g e bestehen, die jedoch noch der endgül t igen his tor i ­
schen Aufk lä rung harren. Jedenfalls kann man annehmen, 
d a ß spätes tens seit diesem Zeitpunkt ein stillschweigendes 
Ü b e r e i n k o m m e n der beiden Mächte d a r ü b e r besteht, keine 
Kernwaffen an dri t te Staaten weiterzugeben. 

Es fehlte daher nicht an einer gewissen realpolitischen 
Grundlage, als der irische Außenmin i s te r , Frank Aiken, am 
28. Oktober 1959 vor der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen die Schließung des „ A t o m - K l u b s " vorschlug 1 4 . 
A iken regte an, die Zehnmäch te -Abrüs tungskommiss ion solle 
u. a. auch die Frage eines Abkommens übe r die non-prol i ­
feration auf ihre Tagesordnung setzen. Ein Jahr vorher 
hatte Aiken ähnliche B e m ü h u n g e n vor der Generalversamm­
lung aufgeben müssen 1 5 , w e i l sie noch auf den Widerstand 
der Wes tmächte s t ießen und der Resolutionsentwurf eine 
deutliche Entscheidung der abstimmenden L ä n d e r gefordert 
hä t te . I n der Debatte i m Herbst 1959 beurteilten Frankreich 
und die Ostblock-Staaten den Gedanken negativ. Aber 
angesichts der g roßen Mehrheit der Be fü rwor t e r und des 
Gewichts der i n der Versammlung zum Ausdruck kommenden 
öffentlichen Meinung konnten sie sich bei der Abst immung 
nur zur Stimmenthaltung en t sch l i eßen 1 6 . Die Diskussion 
stand zum Tei l unter dem Eindruck von Untersuchungen, 
die eine schnelle Ausweitung der Zahl der A tommäch te 
voraussahen 1 7 . Die Frage der französischen Kernwaffen­
versuche spielte in diesem Zusammenhang gleichfalls eine 
Rolle. 

Die Genfer Abrüs tungskonfe renz von 1960, beschattet vom 

U2-Zwischenfäl l und vom Scheitern der Gipfelkonferenz, 
konnte nichts i n der von der UN-Entsch l i eßung vorgeschla­
genen Richtung auf die non-proliferation erreichen. Die 
Sowjetunion sah i n ihrem auf der Konferenz vorgelegten 
Abrüs tungsvorsch lag vom 2. Juni I960 1 8 unter anderem ein 
Verbot der Weitergabe von Kernwaffen für die erste Etappe 
des A b r ü s t u n g s p l a n s vor. 
A u f der 15. Tagung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen 1960, regte Gomulka ein Verbot der Ü b e r t r a g u n g 
von Kernwaffen a n 1 9 . Er hatte aber damit keinen Erfolg, 
we i l er das Thema mi t der Frage der R ä u m u n g der S t ü t z ­
punkte i m Ausland verknüpf te , wodurch die westliche Ver­
teidigung ähnl ich wie beim Rapacki-Plan einseitig benach­
teiligt w ü r d e . Dagegen wurde ein wiederum vom irischen 
Außenmin i s t e r , Frank Aiken , vorgelegter Entwurf , der e in 
Abkommen ü b e r die non-proliferation befürwor te te , m i t 
68 Stimmen ohne Gegenstimmen bei 26 Enthaltungen, dar­
unter die Westmächte , angenommen 2 0 . 
E in Jahr später , auf der 16. Tagung der Generalversammlung 
(1961), war die A t m o s p h ä r e angesichts der Wiederaufnahme 
der sowjetischen Kernwaffenversuche und der französischen 
Versuchsexplosionen i n der Sahara so igewandelt, daß ein 
ähnl icher Resolutionsentwurf einstimmige Annahme f a n d 2 1 . 
Bereits beim Beginn der Tagung hatten sich die Vereinigten 
Staaten deutlich gegen eine Weiterverbreitung der K e r n ­
waffen ausgesprochen 2 2 , und auch die sowjetischen Vorschläge 
vom 27. September 1961 2 3 sahen ein Abkommen in diesem 
Sinne vor, das als T e i l m a ß n a h m e auch a u ß e r h a l b eines 
umfassenden A b r ü s t u n g s p r o g r a m m s angestrebt werden k ö n ­
ne. D a ß die Sowjetunion bei einem solchen Abkommen vor 
allem an Deutschland dachte, e rk l ä r t e sie in ihrem Vor ­
schlag ausdrückl ich. 

Einen neuen Gedanken brachte der schwedische A u ß e n ­
minister Oesten U n d é n i n die Debatte, als er vorschlug 2 4 , 
der Gene ra l s ek re t ä r der Vereinten Nationen möge eine U m ­
frage veranstalten, unter welchen U m s t ä n d e n Staaten, die 
keine Kernwaffen besitzen, sich bereit e rk l ä r en könn ten , 
auf die Herstellung, den Erwerb oder die Stationierung von 
Kernwaffen zu verzichten. Der Vorschlag m u ß t e die West­
mäch te beunruhigen, w e i l er auf die Errichtung eines 
„Klubs atomwaffenfreier Staaten" zielte, ohne auf dem für 
jede A b r ü s t u n g s v e r e i n b a r u n g notwendigen Hintergrund p o l i ­
tischer und mi l i tä r i scher Interessenabgrenzung aufzubauen, 
was die für die westliche Verteidigung notwendige Stationie­
rung von Kernwaffen in den Nato-Staaten gefährde t hä t t e . 
Trotz der ablehnenden Haltung der Wes tmäch te wurde die 
entsprechende E n t s c h l i e ß u n g 2 5 von der Generalversamm­
lung m i t 58 gegen 10 Stimmen bei 23 Enthaltungen ange­
nommen. 
A u f die Umfrage von U Thant antworteten von 104 ange­
sprochenen Staaten bis zum 7. September 1962 63 L ä n d e r 2 6 . 
Eine Analyse der Ergebnisse der Umfrage w ü r d e den Rahmen 
dieser Darstellung sprengen. K e i n Staat lehnte jedenfalls 
die non-proliferation grundsätz l ich ab. Die von manchen 
Staaten gestellten Vorbedingungen für einen Verzicht auf 
Kernwaffen weichen selbst innerhalb der Bündn i s sys t eme 
stark voneinander ab. Die Umfrage t rug jedoch dazu bei, 
d a ß sich der größte Tei l der Völkergemeinschaf t mi t dieser 
Frage beschäft igte und Stellung bezog und so den Boden für 
den Fal l vorbereitete, d a ß die Wel tmäch te zu einem ent­
sprechenden Abkommen gelangen sollten. 
Nachdem die Vereinigten Staaten zuvor darauf bestanden 
hatten, ü b e r die non-proliferation nur i m Rahmen eines a l l ­
gemeinen A b r ü s t u n g s a b k o m m e n s zu sprechen, schienen sie 
i m F r ü h j a h r 1962 bereit zu sein, neben T e i l m a ß n a h m e n i n 
der Be r l i n - und Deutschlandfrage auch den Verzicht auf 
die Weitergabe von Kernwaffen ins Auge zu fassen 2 7 . Der 
Plan stieß i n Bonn und Paris auf Widerstand. Er wurde 
durch eine Indiskretion i n Bonn an die Öffentl ichkeit ge­
bracht, was zu einer erheblichen Verstimmung in Washington 
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f ü h r t e 2 8 . I m August 1962 unterrichtete die Sowjetunion 
Peking formell von ihrer Absicht, mi t den Vereinigten Staa­
ten einen Vertrag gegen die Weiterverbreitung von K e r n ­
waffen zu schließen 2 9 . Als sich Chruschtschow in den entschei­
denden Stunden der Kuba-Krise bereit gezeigt hatte, die 
sowjetischen Raketen aus der Karibischen See zurückzuzie­
hen, e rk l ä r t e Kennedy i n seinem Antwortschreiben an 
Chruschtschow vom 28. Oktober 1962 3 0 , d a ß nunmehr For t ­
schritte bei den Abrüs tungsve rhand lungen , insbesondere in 
der Frage der Kernwaffenversuche und der Ausbreitung der 
Kernwaffen, erreicht werden könn ten . Die Frage der Ein­
stellung der Kernwaffenversuche ist i m Rahmen des gegen­
w ä r t i g Möglichen geregelt. Es bleibt die Frage der weiteren 
Verbreitung von Kernwaffen. 
Es wurde oben bereits gesagt, d a ß eine Weitergabe von K e r n ­
waffen gegen den Geist des Moskauer Abkommens ve r s toßen 
w ü r d e . Dieser Grundsatz kann als stillschweigend vereinbart 
gelten. Die E r k l ä r u n g e n des amerikanischen Präs iden ten , des 
sowjetischen Außenmin i s t e r s und des britischen A u ß e n m i n i ­
sters vor der 18. Generalversammlung s l zeigen, daß das A b ­
kommen ü b e r die non-proliferation Gesprächs thema zwischen 
Washington und Moskau bleibt. 

Die letzte Entschl ießung der Generalversammlung der Ver­
einten Nationen, die sich m i t der non-proliferation befaßte 3 2 , 
sah vor, d a ß sich die A t o m m ä c h t e verpflichten sollten, keine 
Kernwaffen und keine zu ihrer Herstellung brauchbaren I n ­
formationen an dr i t te Mächte weiterzugeben. Die übr igen 
Mächte sollten auf den Erwerb und die Herstellung von K e r n ­
waffen verzichten. Bei der Durch führung des Abkommens war 
an eine Inspektion und Kontrol le gedacht. 
A u f Grund der Erfahrungen bei den Verhandlungen u m das 
Teststoppabkommen kann man erwarten, d a ß Kontrol le und 
Inspektion auf Schwierigkeiten s toßen werden, so daß man 
vielleicht ähnl iche Tei l lösungen wie beim Moskauer A b k o m ­
men ins Auge fassen m u ß . Bei i h m hat man j a die unter­
irdischen Versuche der schwierigen Kontrollprobleme wegen 
ausgeklammert. 
Das k ö n n t e für den vorgesehenen Verzicht auf Herstellung 
von Kernwaffen durch die nicht zu den A t o m m ä c h t e n gehö­
renden Staaten gelten. So wie beim Moskauer Abkommen 
w i r d man unter U m s t ä n d e n auf komplette Lösungen ver­
zichten müssen , sofern der Vertragszweck als solcher damit 
nicht i n Frage gestellt w i r d . Durch das Moskauer A b k o m ­
men w i r d die Entwicklung von Kernwaffen ohnehin stark 
verzöger t und behindert, so d a ß das Herstellungsverbot von 
geringerer Dringlichkeit ist. Die Bundesrepublik ist gemäß 
A r t i k e l 1 des Protokolls I I I zum Vertrag übe r die Westeuro­
päische U n i o n 3 3 zum Herstellungsverzicht verpflichtet, was 
die Sowjetunion zwar weiß , sie aber anscheinend nicht aus­
reichend beruhigt. 
Die E r h ö h u n g der Zahl der A tommäch te w ä r e daher i n erster 
Lin ie durch die Weitergabe und den Empfang von Kern­
waffen möglich. Es kann davon ausgegangen werden, daß 
die A t o m m ä c h t e ein echtes Interesse an der non-proliferation 
haben. Deshalb schließen sie diesen Vertrag, und sollten 
schwerwiegende nationale Lebensinteressen bedroht sein, 
werden sie sich ähnl ich dem heim Teststoppabkommen vorge­
sehenen Verfahren von den Bindungen lösen. Eine solche 
Aufnahme der clausula rebus sie stantibus i n den Vertrags­
text stellt i m Grunde nur die Anerkennung eines allgemein 
geltenden Völker rech tsgrundsa tzes dar. Das Künd igungs rech t 
mi t den schwerwiegenden weltpolitischen Folgen w i r d ein 
Staat ohnehin nur i m ä u ß e r s t e n Fa l l i n Anspruch nehmen. 
M i t der heimlichen Verletzung eines universell geschlossenen 
Vertrages w ü r d e der Rechtsbrecher ein Risiko eingehen, das 
ihn an den Rand des casus be l l i bringen könn te . 
Angesichts der weltpolitischen Lage und des g roßen Drucks 
der Weltmeinung dür f ten sich die gleichen Staaten zum Bei ­
t r i t t entschließen, die auch das Moskauer Teststoppabkom­

men unterzeichnet haben. Frankreich w i r d es nicht leicht 
fallen, einen plausiblen Grund für die Verweigerung des Be i ­
t r i t t s zu finden, zumal seiner Aufnahme i n den „ A t o m - K l u b " 
nichts mehr i m Wege steht. Bei Ausklammerung des Her-
stellungsverbots w ä r e sogar der Be i t r i t t der Volksrepublik 
China möglich, so d a ß der Vertrag damit volle Unive r sa l i t ä t 
erlangen könn te . 

Es wurde oben dargelegt, daß R ü s t u n g s v e r e i n b a r u n g e n nur 
sinnvoll sind, wenn eine gewisse Interessenabgrenzung z w i ­
schen den Wel tmäch ten erreicht ist. Sie m u ß nach Lage der 
Dinge auf der gegenwär t igen Machtkonstellation und damit 
auf dem Status quo aufbauen. 
Damit ist auch sogleich die Deutschlandfrage und die Hal tung 
der Bundesrepublik zu dem Abkommen angesprochen. Bei der 
Beurteilung der weltpolitischen Ausgangssituation m u ß von 
der Feststellung Kennedys i n seiner Friedensrede vom 10. 
Juni 1963 3 4 ausgegangen werden: „Wir m ü s s e n uns m i t der 
Welt befassen, wie sie ist, und nicht, wie sie h ä t t e sein k ö n ­
nen, w ä r e die Geschichte der letzten achtzehn Jahre anders 
verlaufen". Das hat schwerwiegende Konsequenzen für die 
deutsche Frage. Die Hoffnung m u ß begraben werden, die 
deutsche Frage k ö n n e durch eine Verschlechterung der sowje­
tischen Machtposition gegenüber dem Westen gelöst werden. 
Zum Status quo gehör t die schmerzliche Teilung Deutsch­
lands. Dazu gehör t aber auch die Tatsache, daß Ber l in zur 
Freien Welt gehört , daß dort die Truppen der W e s t m ä c h t e 
stationiert sind und daß der Zugang zur Stadt grundsä tz l ich 
nicht ge fährde t w i r d . Zum Status quo gehö r t gleichfalls, daß 
die Bundesrepublik atomar verteidigt w i r d und damit ihre 
Sicherheit gewähr le i s t e t ist. F ü r die östliche Seite bedeutet 
der Status quo, d a ß es keine „Fre ie Stadt West-Berl in" ge­
ben w i r d . Die SBZ bleibt ein Ter r i to r ium dri t ter Klasse, was 
die Sowjetunion, wie die Vorgänge u m die Unterzeichnung 
des Moskauer Vertrages beweisen, teils offen, teils s t i l l ­
schweigend, hinzunehmen bereit ist. Die diesbezügl ichen 
chinesischen Vorwür fe sind daher nicht ganz unberechtigt. 
Natür l ich w i r d die Bundesregierung bei den Verhandlungen 
Fortschritte i n der deutschen Frage anstreben. S p e k t a k u l ä r e 
Erfolge sind nicht zu erwarten. Sie werden i m Geben und 
Nehmen diplomatischen Verhandeins weitgehend von den 
Preisen abhäng ig sein, die man zu zahlen bereit ist. Es gibt 
eine Skala von mögl ichen östl ichen Zuges tändnissen , die an­
visiert werden k ö n n e n und die sich wohltuend auf ganz 
Deutschland auswirken w ü r d e n , ohne das östliche machtpoli­
tische und mi l i tä r i sche Sicherheitsinteresse und Prestige zu 
b e r ü h r e n . 

Washington ist wegen der g roßen politischen, mi l i tä r i schen 
und wirtschaftlichen Bedeutung der Bundesrepublik und der 
gleichzeitigen französischen B e m ü h u n g e n um Bonn in g r o ß e m 
Maße bereit, deutsche Wünsche zu berücksicht igen. Washing­
ton scheint anzunehmen, es k ö n n e die deutsche Zustimmung 
zu einem Abkommen ü b e r die Nichtweiterverbreitung von 
Kernwaffen nur gewinnen, wenn der Bundesrepublik durch 
die sogenannte multi laterale Atomstreitmacht (MLF) ein stra­
tegisches Mitspracherecht e i n g e r ä u m t w i r d . Die USA weisen 
i n der Diskussion m i t der Sowjetunion denn auch eindringlich 
darauf hin, d a ß die M L F gerade die Sicherheit gebe, d a ß 
Deutschland keine nationale Ver fügungsgewal t ü b e r K e r n ­
waffen erhalte. Die M L F hat für die atlantische Ver te id i ­
gung keinen nennenswerten mil i tär ischen sondern mehr 
einen politischen Effekt. E in e rhöh te r deutscher Beitrag auf 
dem Gebiet konventioneller Rüs tungen w ü r d e den m i l i t ä r i ­
schen Wert des Bündn i s ses und damit die Sicherheit der 
Bundesrepublik e rhöhen . Die B e m ü h u n g e n u m eine ver­
s t ä rk t e Integration des atlantischen Bündn i s ses k ö n n t e n 
durch die daraus resultierende E i n r ä u m u n g eines strategi­
schen Mitspracherechtes der europäischen Staaten den gle i ­
chen Erfolg haben, was wohl auch i m Sinne der meisten 
N a t o - V e r b ü n d e t e n liegen w ü r d e . 
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Gewiß kann die Bundesregierung i m Verhandlungsspiel z w i ­

schen Ost und West attraktive wirtschaftliche Angebote ma­

chen. Da die Sowjetunion behauptet, daß sie durch die M L F 
und jedes auch nur indirekte deutsche Streben nach Einf luß 
auf Kernwaffen außerordent l i ch beunruhigt ist, und da 
andererseits die Sicherheit der Bundesrepublik auch ohne 
die M L F gewähr le i s t e t ist, w i r d es i m /gesamtdeutschen I n ­

teresse Aufgabe der Bundesregierung sein, sich danach zu 
erkundigen, was die Sowjetunion für einen echten Verzicht 
der Bundesrepublik auf direkte und indirekte Ver fügungs ­

gewalt ü b e r Kernwaffen zu bieten bereit und i n der Lage ist. 
Die Bundesregierung k ö n n t e zudem an der Höhe des von der 
Sowjetunion offerierten Preises feststellen, ob die sowje­

tischen Befürch tungen echt sind, oder ob die Bundesrepublik 
für die Sowjetunion nur das wil lkommene Ziel einer Propa­

ganda ist. Die nächs ten Jahrzehnte dür f ten uns vor wel t ­

politische Probleme stellen, für deren Lösung der Besitz von 
Kernwaffen von geringerer Bedeutung sein w i r d . Es läge mit 
einem deutschen Kernwaffenverzicht dann der i n der Ge­

schichte nicht seltene Fa l l vor, der aus der Not eine Tugend 
macht, die unter U m s t ä n d e n außerorden t l i che Früch t e t r äg t . 
Der Präs iden tenwechse l i n den Vereinigten Staaten scheint 
vorläufig keinen Wechsel i n der Richtung der amer ikani ­

schen Außenpo l i t ik zu verursachen. Die programmatische 
Rede des neuen Präs iden ten , Lyndon B. Johnson, vom 
27. November 1963 3 5 und das, was ü b e r das Gespräch z w i ­

schen Mikojan und Johnson bekannt geworden i s t 3 e , erlauben 
keine anderen Schlußfolgerungen. Eine gewisse Bedeutung 
w i r d der Dezembertagung des Nordatlantikrates zukommen, 
da sie sich m i t den nächs ten Schritten auf dem Gebiet der 
Rüs tungskon t ro l l e befassen w i r d . Da die Bundesrepublik 
dabei eine sehr gewichtige Stimme hat, ist es für die Be­

urtei lung der zukünf t igen Entwicklung interessant (festzu­

stellen, i n welcher Richtung sie dieses Gewicht geltend 
machen w i r d . 
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Von der Nahrungshilfe zur Selbsthilfe PROF. DR. DR. h. c. FRITZ BAADE, M d B 
Direktor des Forschungsinstituts für Wirtschaftsfragen 
der Entwicklungsländer е. V., Bonn 

Die Wel te rnährungswi r t schaf t , i n der w i r heute leben, ist ein 
höchst paradoxes Gebilde. Die Welt unserer Jugend und u n ­

serer Väte r ist geradezu auf den Kopf gestellt worden. 
Es schien die natür l iche ernährungswir t schaf t l i che Gliede­

rung der Welt zu sein, d a ß die I n d u s t r i e l ä n d e r ein Nahrungs­

defizit haben, das von den A g r a r l ä n d e r n gedeckt w i r d , die 
dafür m i t den Produkten der I n d u s t r i e l ä n d e r bezahlt wer­

den. 
Heute haben gerade die größten und volkreichsten Agrar ­

l ä n d e r große und m i t beängs t igende r Schnelligkeit wachsende 
Nahrungsdefizite, die bisher so gut wie ausschließlich von dem 
am s t ä rks t en industrialisierten Land der Welt, den Vereinig­

ten Staaten, gedeckt werden, und zwar nicht gegen Bezah­

lung, sondern geschenkweise. W i r m ü s s e n uns jetzt darauf 
einrichten, daß auch das andere industr ie l l hochentwickelte 
Gebiet der Welt, Westeuropa und insbesondere der E W G ­

Raum, daran gehen m u ß , Überschüsse an Nahrungsmitteln zu 
produzieren, nicht u m sie zu verkaufen, sondern u m sie an 
den hungernden Tei l der Wel tbevö lke rung zu verschenken. 
Dieses Verschenken darf na tü r l i ch nicht i n alle Ewigkei t 
fortgesetzt werden, i rgendwann einmal m u ß die Nahrungs­

hilfe von der Selbsthilfe abgelöst werden. 
Es is t notwendig, d a ß w i r uns illusionslos d a r ü b e r kla r sind, 
d a ß das Nahrungsdefizit agrarischer Entwick lungs l ände r zu­

nächs t noch viele Jahre lang zunehmen w i r d und daß auch 
die s t ä r k s t e n und erfolgreichsten Anstrengungen zur Selbst­

hilfe, d. h. zur Steigerung der Nahrungsproduktion i n diesen 
L ä n d e r n , nur verhindern können , d a ß das Defizit astronomi­

sche, praktisch i n der ganzen Welt nicht mehr zu deckende 
A u s m a ß e annimmt und es Jahrzehnte dauert, bis das Schen­

ken von Nahrung durch die gestiegene Eigenproduktion ab­

gelöst werden kann. 
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Diese Z u s a m m e n h ä n g e hat der Verfasser vor allen Dingen für 
drei besonders volkreiche L ä n d e r immer wieder hervorge­
hoben, nämlich für Indien, Pakistan und die Türke i . Diese 
L ä n d e r erhalten heute schon zusammen etwa 7 M i l l , t ame­
rikanisches Getreide und dazu noch andere Agrarprodukte 
wie Magermilchpulver und Ölfrüchte geschenkt, so daß von 
den reichlich 2 Md. $, die die Amerikaner aus ihren Vor ­
r ä t e n verschenken, mehr als 1 M d . $ allein auf diese drei 
L ä n d e r entfallen. 
Das Nahrungsdefizit dieser L ä n d e r ist, wie der Verfasser 
durch intensive Beschäf t igung m i t der Wirtschaft dieser 
L ä n d e r festgestellt hat, nicht ein statisches, d. h. gleich­
bleibendes, sondern ein i n g roßem M a ß e dynamisches, d. h . 
wachsendes Defizit. Der Verfasser glaubt eines dieser L ä n ­
der besonders gut zu kennen, we i l er zwölf Jahre dort als 
Berater tä t ig war, näml ich die Türke i . Die T ü r k e i hatte in 
der ersten Hälf te der fünfziger Jahre noch einen Ausfuhr­
überschuß an Getreide, und für einige Jahren war der Ge­
treideexport sogar der g röß te Devisenbringer i n der t ü r ­
kischen Handelsbilanz. Dann — i n Jahren m i t ungüns t igen 
Witterungsbedingungen — hatte die Tü rke i einen Zuschuß­
bedarf, der aus amerikanischen Uberschüssen gedeckt wurde. 
Schließlich alber w a r ein solches Defizit schon i n normalen 
Erntejahren vorhanden, und i m Erntejahr 1960/61, einem 
Jahr m i t überdurchschni t t l i ch güns t igen W i t t e r u n g s v e r h ä l t ­
nissen, brauchte die T ü r k e i 1,7 M i l l , t an amerikanischen 
Getreidegeschenken. Ähnl ich war die Entwicklung i n Pak i ­
stan und Indien. I n allen dre i L ä n d e r n blieb die Steigerung 
der Nahrungsproduktion hinter der explosionsartig anwach­
senden Bevö lke rungszah l zurück. 
Noch ein anderer Tatbestand ist diesen dre i L ä n d e r n 
gemeinsam. Sie haben keine Reserven mehr an ku l t i v i e r ­
barem Land. I n der T ü r k e i hat eine Kommission der 
E r n ä h r u n g s - und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen (FAO), deren Leiter der Verfasser war, schon i m 
Jahre 1958 festgestellt, daß vie l zu v ie l Land gepf lügt worden 
war, das nie h ä t t e gepflügt werden dür fen und auf dem in fo l ­
gedessen eine starke Bodenzer s tö rung (Erosion) vor sich geht. 
Die FAO hat daraufhin festgestellt, d a ß 4 M i l l , ha, d. h . 
etwa 20 v H des gesamten gepf lüg ten Landes, m i t hohen 
Kosten wieder i n Weide z u r ü c k v e r w a n d e l t werden m ü ß t e n , 
wenn der Bodenze r s tö rung Einhal t geboten werden soll. 
I n Pakistan wiederum fallen jähr l ich Zehntausende von 
Hektaren Bewässe rungs l and aus der Ku l tu r , we i l man es 
v e r s ä u m t hat, die nö t igen D r ä n a g e a n l a g e n zu schaffen, 
so daß weite F lächen des Bodens versalzen und unfruchtbar 
werden. Auch i n Indien gibt es sowohl das Übel der Erosion 
wie das der Versalzung. 
Der Verfasser schätzt daher, d a ß das Nahrungsdefizit al lein 
i n diesen drei L ä n d e r n , die allerdings m i t etwa 600 M i l l . 
Menschen fast die Häl f te der gesamten Bevö lke rung der 
En twick lungs l ände r ausmachen, i m Laufe des nächs ten 
Jahrzehnts eine G r ö ß e n o r d n u n g von 25 bis 30 M i l l , t Getreide 
erreichen w i r d . 

Zwei Wissenschaftler, die an besonders wichtigen Stellen 
der Weltwirtschaft sitzen, Wülard W. Cochrane, der Leiter 
der Wirtschaftsabteilung des US-Department of Agricul ture, 
und Thorkïl Kristensen, G e n e r a l s e k r e t ä r der OECD, gehen 
noch wei t ü b e r diese Annahme hinaus. Cochrane schätzt — 
unter der Voraussetzung einer j äh r l i chen Steigerung des 
Sozialprodukts und des Einkommens i n den Entwicklungs­
l ä n d e r n um 2,5 v H — das Nahrungsdefizit dieser L ä n d e r für 
das Jahr 1980 auf 27 M d . $, mehr als 300 M i l l , t Getreide­
wert . Kristensen kommt unter der gleichen Voraussetzung 
zu einem Einfuhrbedarf allein Asiens auf min ima l 100 M i l l , t 
und maximal 200 M i l l , t Getreidewert i m Jahre 1980. 
Besonders wichtig ist die Feststellung Cochranes, d a ß z w i ­
schen dem Erfolg der Entwicklungshilfe, definiert als Be­
schleunigung des Zuwachses des Sozialprodukts und damit 

Der berühmte französische Maler Marc Chagall (links) ist einge­
laden worden, an der Gestaltung einer Glasmalerei zum Gedenken 
an Dag Hammarskjöld und alle, die für die Erhaltung des Friedens 
starben, mitzuwirken. 

des Einkommens, und dem Nahrungsdefizit ein sehr enger 
Zusammenhang besteht. W ä h r e n d i n den reichen L ä n d e r n 
der Welt eine zehnprozentige Steigerung des Einkommens 
nur zu einer zwei- bis dreiprozentigen Steigerung der 
Nachfrage nach Nahrungsmitteln führ t (Engelsches Gesetz), 
ist i n den armen und hungernden L ä n d e r n die einkommens­
bedingte Elas t iz i tä t der Nachfrage nach Nahrungsmitteln so 
groß, d a ß eine zehnprozentige Steigerung des Einkommens 
nicht nur zu einer zehnprozentigen, sondern unter U m s t ä n d e n 
zu einer zwölf- bis vierzehnprozentigen Steigerung der 
Nachfrage nach Nahrungsmitteln führt . Das bedeutet aber, 
daß das Nahrungsdefizit i n dem hungernden Tei l der Welt 
in den nächs ten Jahrzehnten enorme A u s m a ß e annehmen 
wi rd , wenn es nicht gelingt, die landwirtschaftliche Produk­
tion dort i n einem ganz anderen Tempo zu steigern als 
bisher. Die Entwicklung von der Nahrungshilfe zur Selbst­
hilfe ist also eine entscheidende Voraussetzung dafür , d a ß 
das große Wagnis, i n das sich die Menschheit gestürzt hat, 
nämlich der Kampf gegen Hunger und A r m u t , i m allgemeinen 
Entwicklungshilfe genannt, ü b e r h a u p t gelingen kann. 

Welches sind nun die wichtigsten Instrumente, um die 
Nahrungshilfe zur Selbsthilfe werden zu lassen? 
Das wichtigste Instrument ist der richtige Einsatz der 
Nahrungshilfe. Dieser Einsatz ist bei den Amerikanern i n 
einer ausgesprochen klugen Form organisiert worden. Sie 
schenken ihre Nahrungsüber schüsse in den meisten Fä l l en 
ja nicht direkt, sondern sie verkaufen sie an die Regierungen 
der hungernden Völker gegen die weiche W ä h r u n g des 
betreffenden Landes. Die Regierung verkauft sie dann weiter 
an die Bevölkerung , insbesondere an die städtische B e v ö l ­
kerung ebenfalls gegen diese weiche Währung . Dadurch 
entstehen in dieser W ä h r u n g die sog. Counterpart Funds. 
Die Amerikaner stellen diese Counterpart Funds dann wieder 
— zwar nicht ganz, sondern zu etwa zwei Dr i t t e ln — der 
betreffenden Regierung für gezielte Investitionen, zum Tei l 
sogar zur Deckung von Budgetdefiziten, zur Verfügung. 
Dieses System ist i m Prinzip gut. Es m u ß aber noch in zwei 
Punkten verbessert werden: Erstens sollten die Amerikaner 
und künft ig auch die schenkenden E u r o p ä e r die gesamten 
Counterpart Funds für die Verbesserung der Wirtschaft i n 
dem beschenkten Land zur Verfügung stellen, zweitens sol l ­
ten sie zielgebunden sein, und dabei sollte die V e r s t ä r k u n g 
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des landwirtschaftlichen Beratungswesens (Extension Service) 
einen großen Vorrang erhalten. Man m u ß bedenken, d a ß es 
in der Türke i 40 000, i n Pakistan 100 000 und in Indien 
500 000 Dörfer gibt, die vom landwirtschaftlichen Beratungs­
wesen und vom Einsatz von Demonstrations- und Muster­
g ü t e r n oder Demonstrationsparzellen erreicht werden m ü ß t e n , 
wenn die landwirtschaftliche Produktion hier angekurbelt 
werden soll. 

Der Mechanismus, der die Nahrungshilfe schrittweise zur 
Selbsthilfe werden läßt, kann aber noch gewaltig v e r s t ä r k t 
werden, wenn die helfenden L ä n d e r nicht nur Nahrung, 
sondern gleichzeitig auch Produktionsmittel für Nahrung 
schenken und dabei i m Laufe der Jahre das Schenken von 
Nahrung immer s t ä rke r durch das Schenken von Produk­
tionsmitteln ersetzen. Dabei sind Hande l sdünger und Schäd­
l ingsbekämpfungsmi t te l besonders wirksam. Der Verfasser 
hat diesen Vorschlag zum ersten Male schon vor fünf Jahren 
i n dem Gutachten gemacht, das er der FAO ü b e r die Lage 
in der T ü r k e i erstattet hat. Inzwischen hat sich die FAO 
völlig auf diese Erkenntnis umgestellt, und auf dem World 
Food Congress, der in Washington i n diesem F r ü h s o m m e r 
stattfand, hat ein dahingehender Vorschlag des Verfassers 
volle Zustimmung gefunden. Die Finanzminister der schen­
kenden L ä n d e r m ü ß t e n von diesem Vorschlag begeistert 
sein; denn w ä h r e n d es 80 $ kostet, eine Tonne Weizen zu 
schenken, kostet es nur 20 $, u m diejenige Menge an Han­
de l sdünger zu schenken, m i t der eine Tonne Weizen zusä tz ­
lich produziert werden kann. Es kostet sogar nur 2 $, u m die 
Schädl ingsbekämpfungsmi t te l zu schenken, m i t denen die 
Vernichtung von einer Tonne Getreide verhindert werden 
kann. 

Auch die Bundesrepublik Deutschland hat begonnen, i n die­
sem Sinne vorzugehen. I m Bundeshaushalt von 1964 werden 
zum erstenmal M i t t e l für solche Geschenke an Handels­
d ü n g e r eingesetzt. Auch sie sollten nach dem Prinzip des 
amerikanischen Gesetzes 480 zur Ver fügung gestellt werden, 
d. h. durch Verkauf i n weicher W ä h r u n g an die betreffende 
Regierung und durch Weiterverkauf an die Bauern, wodurch 
Counterpart Funds entstehen. Diese Counterpart Funds 
m ü ß t e n dann ausschließlich für die V e r s t ä r k u n g des land­
wirtschaftlichen Beratungs- und Demonstrationswesens ein­
gesetzt werden. 

F ü r die Industrie in der westlichen Welt hat dieses Vorgehen 
noch deshalb ein besonderes Interesse, w e i l die Produktions­
kapaz i t ä t beim wichtigsten Pflanzennährstoff , nämlich Stick­
stoff, nicht ausgenutzt ist. Es besteht in der westlichen Welt 
eine P roduk t ionskapaz i t ä t von 13 bis 14 M i l l , t Stickstoff, 
w ä h r e n d nur wenig mehr als 10 M i l l , t Stickstoff erzeugt 
werden. Der Einbau von Hande l sdüngergeschenken in den 
Weltkampf gegen den Hunger ist also ein ausgezeichnetes 
Mi t te l , diese Industrie zur vollen Beschäft igung zu bringen. 
I n der Bundesrepublik Deutschland kommt noch ein anderer 
Umstand hinzu. W i r haben durch unsere rasch gestiegene 
Stahlproduktion unseren Anfa l l an Thomasschlacke gewäl t ig 
gesteigert, und zwar ü b e r die Aufnahmefähigke i t unseres 
Marktes hinaus. Thomasschlacke ist — v e r m ä h l e n zu 
Thomasmehl — einer der wichtigsten Phosphor säu redünge r . 
W ä h r e n d in den En twick lungs ländern viele Böden nach 
diesem Dünger hungern, haben sich bei uns an der Ruhr die 
Thomasschlackenhalden aufge tü rmt . Sie in die Entwick­
lungs l ände r zu bringen, w ü r d e nicht nur ein wichtiges 
Instrument sein, u m die Nahrungshilfe zur Selbsthilfe zu 
entwickeln, sondern auch eine starke Entlastung für unsere 
Industrie bedeuten. 

Schließlich darf noch darauf hingewiesen werden, d a ß in 
Entwick lungs ländern Möglichkeiten für die Herstellung von 
Hande l sdünger i n Form von Stickstoff bestehen, die m ö g ­
lichst schnell zur Entwicklung gebracht werden sollten. I n 

Indonesien betragen die Re i se r t r äge nur den dr i t ten Te i l 
der japanischen Reise r t räge . Das indonesische Nahrungsdefi­
zit ist weitgehend dadurch bedingt. Wenn man den Reis i n 
Indonesien ebenso gut e r n ä h r t wie in Japan, w ü r d e bereits 
die Notwendigkeit von Nahrungsgeschenken fortfallen. Indo­
nesien k ö n n t e sogar seine rasch wachsende Bevö lke rung 
selbst e r n ä h r e n , wenn es nur die Hälf te der Stickstoffmenge 
je Hektar verbrauchen w ü r d e , die Japan verbraucht. N u n 
verfügt Indonesien ü b e r den wichtigsten Rohstoff für die 
Stickstoffproduktion, nämlich Erdgas. Erdgas geht auf den 
Erdölfe ldern ungenutzt i n die Luf t . Wenn Indonesien dazu 
gebracht w i r d , m i t deutscher Entwicklungshilfe nicht ein 
hoffnungslos unrentables Stahlwerk zu bauen, für das weder 
Erze noch gute Kohle vorhanden sind, sondern unter Aus­
nutzung des heute in die Luf t gehenden Erdgases eine Stick -
stoffindustrie, so k ö n n t e hier m i t einem Schlage ein g roße r 
Schritt von der Nahrungshilfe zur Selbsthilfe vollzogen 
werden. 

Doch genug der Beispiele! Es besteht kein Zweifel , d a ß das 
Schenken von Nahrung nicht eine Dauereinrichtung zu wer ­
den braucht, sondern wenn man richtig vorgeht, von der 
Selbsthilfe abgelöst werden kann. Man m u ß sich allerdings 
d a r ü b e r i m klaren sein, d a ß das nicht Jahre, sondern zwei, 
vielleicht sogar drei Jahrzehnte dauern w i r d . Letzten Endes 
handelt es sich ja i n den L ä n d e r n , die wie Indien, Pakistan 
und die Türke i keine Reserven an neu kul t ivierbarem Boden 
besitzen, darum, das zu tun, was Friedrich der Große ein­
mal als die größte Aufgabe eines Staatsmannes bezeichnet 
hat, nämlich zwei Zentner dort wachsen zu lassen, w o 
bisher einer wuchs. 
W i r haben dieses Kuns t s tück in Westeuropa und vor allem 
i n Deutschland fertiggebracht. Aber als die G r o ß v ä t e r und 
U r g r o ß v ä t e r der heutigen Bauern an diese Arbe i t heran­
gingen, waren sie schon keine Analphabeten mehr, und auch 
ihre Frauen konnten größtente i l s lesen und schreiben. Jetzt 
sollen Länder , i n denen noch 80 v H der Gesamtbevö lke rung 
und 90 v H der L a n d b e v ö l k e r u n g Analphabeten sind, die­
selbe Leistung vollbringen. Wenn w i r erwarten, daß sie das, 
was i n Westeuropa hundert Jahre gedauert hat, i n dre iß ig 
Jahren schaffen, so erwarten w i r eigentlich ein Wunder. 

Aber noch auf einem anderen Gebiet müssen w i r von diesen 
Völkern ein Wunder verlangen, wenn alle B e m ü h u n g e n u m 
die Steigerung der Nahrungsproduktion nicht durch eine 
hemmungslose Bevölkerungsexplos ion zunichte gemacht wer ­
den sollen. Der Verfasser distanziert sich nachdrückl ich von 
allen Meinungen, die darauf hinauslaufen, daß man den 
L ä n d e r n mi t Bevölkerungsexplos ion M a ß n a h m e n der Gebur­
t enbesch ränkung „verkauf t " oder gar mehr oder weniger 
aufzwingt. Die Anpassung der Geburtenrate an die gesunke­
ne Sterberate, insbesondere die gesunkene Kindersterblich­
keit, ist ein intellektueller und moralischer Vorgang. Er hat 
sich in allen L ä n d e r n vollzogen, die aus ä u ß e r s t e r A r m u t 
und Unwissenheit zu besseren Wohlstands- und Bildungs­
ve rhä l tn i s sen aufgestiegen sind. I n England begann die Sen­
kung der Sterberate vor etwa 250 Jahren. Es hat aber dann 
130 Jahre gedauert, bis die englische Frau begriffen hatte, 
d a ß sie nicht mehr so viele Kinder in die Welt zu setzen 
brauchte, we i l nicht mehr so viele Kinder starben. Auch 
diese Frauen waren keine Analphabeten mehr. I n den 
En twick lungs ländern ist die E i n d ä m m u n g der Bevö lke rungs ­
explosion nur möglich, wenn diese L ä n d e r aus ä u ß e r s t e r 
A r m u t und Unwissenheit zu einem gewissen Wohlstand und 
h ö h e r e m Bildungsniveau aufsteigen. Wenn w i r erwarten, 
d a ß die Frauen dort i n dre iß ig Jahren das lernen, was die 
englischen Frauen in 130 Jahren gelernt haben, so erwarten 
w i r auch hier ein geistiges Wunder. Ganz ohne geistige 
Wunder w i r d der Kampf gegen Hunger und A r m u t aber 
auf keinen Fal l gewonnen werden können . 
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Die Pro-Kopf-Produktion an Nahrungsmitteln in der Welt 

Eine der entscheidenden Zukunftsfragen dst, ob i n der Welt 
die Erzeugung von Nahrungsmitteln m i t dem Wachstum der 
Bevö lke rung Schritt halten kann. Die Menschheit wächs t zur 
Zeit jähr l ich u m rund 75 Mil l ionen, also u m mehr als die 
Bevö lke rung Gesamtdeutschlands. Die Antwor ten auf die 
Ausgangsfrage gehen auseinander, zumal Hunderte von M i l ­
lionen Menschen gegenwär t i g hungern oder nicht ausreichend 
e r n ä h r t werden. 
I n den vergangenen 15 Jahren, genau i n der Zeit vom 1. J u l i 
1948 bis 30. Jun i 1963, is t nach Berechnungen der E r n ä h u n g s -
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO) die Erzeugung von Nahrungsmitteln der Welt schneller 
angestiegen als die Wel tbevö lke rung . 
Tei l t man diesen Zei traum von 15 Jahren dn drei Zeitab­
schnitte von je 5 Jahren und vergleicht man die Jah r fün f te 
mi t der Vorkriegszeit, so zeigt die Nahrungsmittelproduktion 
der Welt i n bezug zur jeweiligen Wel tbevö lke rung , also die 
sogenannte Pro-Kopf-Erzeugung, folgendes B i l d : Die erste 
Nachkriegsperiode 1948/49 bis 1952/53 erreichte die Vorkriegs­
höhe, nachdem die Nahrungsmittelerzeugung w ä h r e n d der 
Kriegszeit hinter dem Wachstum der Bevö lke rung zurück­
geblieben war. I m Zeitabschnitt 1953/54 bis 1957/58 liegen 
die einzelnen Jahresergebnisse zwischen 4 und 9 v H ü b e r de­
nen der Vorkriegszeit. Die letzten 5 Jahre 1958/59 bis 1962/63 
liegen zwischen 11 bis 13 v H ü b e r dem Durchschnitt der 
Jahre 1934 bis 1938. Insgesamt ergibt sich also für die Nach­
kriegszeit, daß die Erzeugung von Nahrungsmitteln dem A n ­
wachsen der Bevö lke rung über legen gewesen ist. 
Leider kann hieraus nicht der Schluß gezogen werden, daß 
dies auch für die Zukunft gi l t . Und ferner besagt das Wel t ­
ergebnis w ä h r e n d des genannten Zeitraums noch nichts ü b e r 
die Ergebnisse der einzelnen Weltregionen. 
Vergleicht man die 3 Jah r fünf t e unter sich und nicht nur mi t 
der Vorkriegszeit, so zeigt sich, d a ß das zweite Jahr fünf t 
(1953/54 bis 1957/58) i m Durchschnitt u m 7 v H ü b e r dem 
Durchschnitt des ersten von 1948/49 bis 1952/53 lag, das dri t te 
Jahr fünf t 1958/59 bis 1962/63 aber nur u m durchschnittlich 
5 v H ü b e r dem zweiten. Das Anwachsen der Pro-Kopf-Erzeu­
gung hat sich also i n den letzten 5 Jahren verlangsamt. Der 
Trend der Verlangsamung w i r d noch deutlicher, wenn man 
die einzelnen Jahre des letzten Jahr fünf t s aufschlüsselt . Der 
Anstieg von 5 v H für 5 Jahre, also jähr l ich i m Durchschnitt 
nur 1 Prozent, ist m i t 4 v H dem Jahr 1958/59 zu verdanken, 
einem Jahr außergewöhnl ich güns t ige r Wetterbedingungen 
fast i n der ganzen Welt. A u f die letzten 4 Jahre bis Mi t te 
1963 vertei l t sich der Anstieg von dem übr igb le ibenden einen 
Prozent. 

Veranschaulicht man die Entwicklung durch Indexzahlen, so 
zeigt sie sich wie folgt, wobei die Durchschnittsproduktion der 
Nahrungsmittel i n der Welt i m Verhä l tn i s zur Durchschnitts­
zahl der Wel tbevö lkerung w ä h r e n d des Zeitraums von 1952/53 
bis 1956/57 m i t 100 angesetzt ist: Vorkriegszeit: 94, Durch­
schnitt des ersten Jah r fün f t s 1948/49—1952/53 : 95, und die 
nun folgenden einzelnen Jahre: 1953/54: 100, 1954/55: 99, 
1955/56: 101, 1956/57: 103, 1957/58: 102, 1958/59: 106 (das extrem 
güns t ige Wetterjahr!), 1959/60: 106, 1960/61: 107, 1961/62: 105, 
1962/63: 106. 
Die Ursachen für das langsamere Anwachsen der Pro-Kopf-
Erzeugung von Nahrungsmitteln i m Weltdurchschnitt liegen 
sowohl i m langsameren Anstieg der Produktions- wie i m 
gleichzeitig schnelleren der Geburtenrate. Der Anstieg der 
Geburtenrate w i r d sich voraussichtlich durch das weitere Vor ­
dringen der modernen Medizin und Hygiene in den unter­

entwickelten Gebieten noch beschleunigen. Die Zuwachsrate 
der Nahrungsmittelproduktion w i r d zukünf t ig beträcht l ich 
v e r s t ä r k t werden müssen , wenn sie m i t dem B e v ö l k e r u n g s ­
wachstum mitkommen und den Vorsprung schaffen w i l l , der 
zur Qua l i t ä t shebung der Nahrungsmittel dringend erforder­
lich ist. 

Die bis jetzt dargelegten Verhä l tn i s se i m Weltdurchschnitt 
der Pro-Kopf-Erzeugung an Nahrungsmitteln lassen einige 
äuße r s t wesentliche Unterschiede zwischen den einzelnen 
Weltregionen nicht erkennen. Die Entwicklungstendenzen 
verlaufen i n den 8 verschiedenen Weltregionen, wie kaum 
anders zu erwarten, sehr unterschiedlich. 
N immt man als Ausgangspunkt wieder die Vorkriegszeit, ge­
folgt vom ersten Nachkr iegs jahr fünf t (1948/49—1952/53) und 
den weiteren Einzel j ä h r e n (s. obigen Weltdurchschnitt für 
diese Zeit) und bedient man sich wieder der Indexzahl 100 
für den Durchschnitt der Jahre 1952/53—1956/57, so sind die 
markantesten Tendenzen und Unterschiede zwischen den 
Regionen folgende: Westeuropa (einschließlich Jugoslawien) 
lag vor dem Kr ieg auf 93, lag i m ersten Nachkr iegs jahr fünf t 
auf 89 und stieg dann m i t geringen Schwankungen stetig bis 
auf 116. Osteuropa und die Sowjetunion begannen m i t 85 
und liegen nach stetigem Anstieg auf 126. Nordamerika be­
gann gleichfalls mi t 85, bewegte sich dann wechselnd u m 100 
und liegt zuletzt auf 98. Auch Ozeanien, also hauptsächl ich 
Austral ien und Neuseeland, das bereits m i t 108 einsetzte, 
hatte Schwankungen bis 92 (für das Jahr 1957/58) zu verzeich­
nen und stieg zuletzt auf 111. Die Region Naher Osten (von 
Zypern und der T ü r k e i i m Nordwesten bis Afghanistan i m 
Osten, einschließlich der afrikanischen Staaten Libyen, Su­
dan und VAR) zeigt m i t einem Beginn bei 96, einem Anstieg 
bis 107 für die Jahre 1958/60 und einem letzten Stand bei 104 
zwar eine steigende Entwicklung gegenüber dem Vorkriegs­
stand, aber doch mi t 105, 103 und 104 i n den letzten Jahren 
eine fallende Tendenz. Afrika hatte m i t 95 beginnend Ver­
besserungen bis einige Male knapp ü b e r 100 zu verzeichnen, 
sank dann aber ab 1957/58 bis 93 i m vorletzten und auf 94 i m 
letzten Berichtsjahr, so d a ß seine Pro-Kopf-Erzeugung fast 
wieder auf dem Vorkriegsstand liegt. Es bleiben noch La te in­
amerika und der Ferne Osten. Dieser (ohne Rotchina, da für 
dieses Land keine zuver läss igen Angaben vorliegen, aber 
einschließlich Indien) beginnt m i t 106 vor dem Krieg, l iegt 
dann seit 1953 immer ü b e r 100 und erreicht in den letzten 
Jahren 100, 103, 105, 103 und 104, zeigt also ein schlechteres 
Ergebnis als selbst zur Vorkriegszeit und für die letzten 
Jahre eine sinkende Tendenz. U n d bei Lateinamerika sieht 
die Entwicklung am schlechtesten aus. Es beginnt m i t 105 
vor dem Krieg, sinkt, erreicht dann i n dem sehr guten Ernte­
jahr 1958 noch einmal den Vorkriegsstand und fäll t dann 
ü b e r 102, 101, 99 auf zuletzt 97. 

Die s t ä rk s t e steigende Tendenz der Pro-Kopf-Erzeugung an 
Nahrungsmitteln seit dem Kr ieg haben also die Industrie­
nationen Gesamteuropas und Nordamerikas zu melden und 
nicht die weniger entwickelten Gebiete, die sie am nöt igs ten 
hä t t en . Nordamerika hatte sein höchstes Ansteigen i m Kr ieg 
und i n den ersten Nachkriegs j äh ren , als die Produktion 
enorm gesteigert wurde, u m die Nah rungsmi t t e l l ücken in 
anderen Teilen der Welt zu schließen. Seitdem stagniert sie 
ziemlich wegen der wachsenden Uberschüsse . 
A m schlechtesten steht es m i t den En twick lungs l ände rn . Der 
Ferne Osten ist das volkreichste Gebiet der Erde, auch ohne 
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Rotchina. Es ist deshalb besonders beunruhigend, daß dieses 
Gebiet nur i m Jahre 1960/61 den Vorkriegsstand seiner Pro­
Kopf-Erzeugung an Nahrungsmitteln erreichte. Lateiname­
r ika erreichte gleichfalls nur einmal (1958/59) den Vorkriegs­
stand und hat zudem i n der Folge eine deutlich und stark 
fallende Tendenz, m i t einem bisherigen Schlußs tand, der u m 
7 Prozent tiefer liegt als vor dem Krieg . 

Die bisherigen Angaben zeigen durch Indexzahlen Entwick­
lungen auf, und zwar für das Verhä l tn i s zwischen der Er­
zeugung von Nahrungsmitteln und der jeweils vorhandenen 
Bevölkerungszah l . Sie sagen aber noch nichts oder nur wenig 
d a r ü b e r aus, wie sich die Produktion der Nahrungsmittel an 
sich entwickelt hat. Das gleiche g i l t für die Entwicklung der 
Bevö lke rung an sich. Z u m vollen Vers t ändn i s und zur r ich t i ­
gen Beurteilung sind h i e r ü b e r noch einige Angaben nötig. 
N immt man wieder die Vorkriegszeit als Anfang und den 
Durchschnitt der Jahre 1958/63 als Schluß einer zu betrach­
tenden Entwicklungszeit und bedient man sich statt der I n ­
dexzahlen diesmal der Prozentrechnung zum Vergleich, so 
hat sich die Produktion der Nahrungsmittel wie folgt ver­
ä n d e r t : Westeuropa + 42 v H , Osteuropa und Sowjetunion + 
63 v H , Nordamerika + 67 v H und Ozeanien + 50 v H . Die 
entwickelten Regionen insgesamt haben damit eine prozen­
tuale Steigerung ihrer Nahrungsmittelproduktion gegenüber 
der Vorkriegszeit u m 57 Prozent zu verzeichnen. Die unter­

entwickelten Regionen liefern folgende Werte ihrer Nah­
rungsmittelerzeugung für den Zei t raum: Lateinamerika 
+70 v H , Ferner Osten +45 v H , Naher Osten +64 v H , Af r i ka 
+54 v H ; zusammen +54 v H . Hinsichtlich der Produktions­
steigerung liegen sie also nur u m 3 v H unter den Industr ie­
nationen und u m 2 v H hinter dem Weltdurchschnitt. Beson­
ders fäll t auf, daß Lateinamerika m i t einer Steigerung von 
70 v H gegenüber der Vorkriegszeit von allen Regionen die 
höchste ü b e r h a u p t zu verzeichnen hat. 
Das dazugehör ige B i l d der absoluten Bevö lke rungsen twick ­
lung sieht so aus: Westeuropa +19 v H , Osteuropa und So­
wjetunion + 11 v H , Nordamerika +43 v H , Ozeanien +52 v H 
(hauptsächl ich durch Einwanderung); die 4 entwickelten Re­
gionen haben zusammen 21 v H mehr Menschen als i n der 
Vorkriegszeit. Die Prozentwerte für die 4 unterentwickelten 
Regionen sind: Lateinamerika +76 v H , Ferner Osten +47 v H , 
Naher Osten +50 v H , A f r i k a +53 v H , zusammen +52 v H . 
Die Steigerung der Bevö lke rung i n Prozenten ist also enorm. 
Die B e v ö l k e r u n g s v e r m e h r u n g der 4 unterentwickelten Re­
gionen insgesamt liegt zweieinhalbfach h ö h e r als die der 
entwickelten Regionen. 
Lateinamerika liegt m i t einer Steigerung von 76 v H gegen­
ü b e r der Vorkriegszeit weitaus vorne, zugleich aber auch da­
m i t ü b e r dem 70prozentigen Anstieg i n der Nahrungsmittel­
produktion. 
Setzt man nun die Entwicklung der Produktion von Nah-

Die Versammlungshalle der Vereinten Nationen am Nachmittag des 26. November 1963 während der Gedenkfeier zu Ehren des ermordeten 
Präsidenten Kennedy. Die Delegierten und das Publikum haben sich zu einer Schweigeminute von ihren Plätzen erhoben. 
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rungsmitteln und die Entwicklung der Bevölkerungszah len , 
i n Prozenten ausgedrückt , zueinander i n Beziehung, u m die 
Entwicklung der Pro-Kopf-Produktion an Nahrungsmitteln 
für die genannte Zeitspanne zu erhalten, so ergibt sich für 
die vier entwickelten Regionen zusammen ein Plus von 
20 v H und für die vier unterentwickelten Regionen nur ein 
Plus von 2 v H , bei einem Weltdurchschnitt von 13 v H (alles 
ohne Rotchina). 
Die Werte für die 8 Weltregionen i m einzelnen sind dabei 
folgende: Westeuropa +20 v H , Osteuropa und Sowjetunion 
+46 v H , Nordamerika +17 v H , Ozeanien —2 v H , Late in­
amerika —3 v H , Ferner Osten —2 v H , Naher Osten + 9 v H , 
Af r ika + 1 v H . Bei a l l diesen Werten darf nie ü b e r s e h e n 
werden, daß es sich u m Entwicklungen und nicht u m absolute 
Zahlen handelt. Es ist ein Unterschied, ob am Ausgangspunkt 
der untersuchten Entwicklungszeit z. B. Ozeanien die höchste 
Pro-Kopf-Produktion der Welt an Nahrungsmitteln hat 
und ih r gegenübe r nun u m 2 v H gefallen ist (zudem auch 
noch als Folge einer e rwünsch ten starken Einwanderung) 
oder ob sie damals schon außerordent l i ch niedrig lag und in 

der Folge bis heute noch weiter absank, wie es beim Fernen 
Osten der Fa l l ist. 
Zum Schluß m u ß noch bemerkt werden, daß die Pro-Kopf-
Erzeugung von Nahrungsmitteln zwar für den Weltdurch­
schnitt i m wesentlichen, d. h. ohne Berücksicht igung schwan­
kender Vor rä te , m i t dem Pro-Kopf-Verbrauch identisch ist. 
Das g i l t aber nicht für die einzelnen Regionen. Der Pro­
Kopf-Verbrauch, kann h ö h e r oder niedriger liegen als die 
Pro-Kopf -Produktion, we i l er durch Importe von Nahrungs­
mi t te ln e rhöh t und durch Exporte gesenkt werden kann. 
Insgesamt gesehen wi rk t e der Welthandel seiner Funkt ion 
gemäß , durch Umverteilung, ausgleichend. So konnte auch 
jeder der genannten unterentwickelten Regionen die ta t­
sächliche Nahrungsmittelversorgung pro K o p f der B e v ö l k e ­
rung auf einer Höhe durchführen , die u m ein Geringes ü b e r 
der Vorkr i egshöhe lag. Das m u ß t e allerdings i m wesentlichen 
durch Abgabe von Devisen geschehen, die gerade diese Re­
gionen zur Einfuhr von Inves t i t i onsgü te rn (Maschinen usw.), 
die ihrerseits wieder für die Durch füh rung der Entwicklungs­
p läne erforderlich sind, dringend benöt igen . 

Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung 

Vom 23. März bis 15. Juni 1964 w i r d i n Genf die Welthandels­
konferenz stattfinden. Eingeladen sind die Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen (UN) und der Sonderorganisationen, 
darunter auch die Bundesrepublik. Die Teilnahme von rund 
120 Staaten w i r d erwartet. Der Gene ra l sek re t ä r der Ver­
einten Nationen, U Thant, hat den f rühe ren Exekutivsekre­
t ä r der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Lateinamerika (ECLA) Raul Prebisch zum G e n e r a l s e k r e t ä r 
der Konferenz ernannt. Herr Prebisch hat kürzl ich der 
Bundesregierung seinen Besuch abgestattet. Die Konferenz 
entspricht dem Anliegen der En twick lungs länder ; sie soll 
den Bestrebungen u m die Ausweitung der Exporte der Ent­
wick lungs länder neue Impulse geben und zu einem H ö h e ­
punkt der Arbeiten der U N i m Rahmen des Jahrzehnts der 
Vereinten Nationen für Entwicklung 
A m 19. Dezember 1961 hat die Generalversammlung der Ver­
einten Nationen, ausgehend von der i n der Charta der U N 
gestellten Aufgabe, für den sozialen Fortschritt und die He­
bung des Lebensstandards aller Völker zu sorgen, m i t Ent­
schließung 1710 ( X V I ) 2 das laufende Jahrzehnt zum „ J a h r ­
zehnt der Vereinten Nationen für Entwicklung" e rk lä r t . Es 
geht nicht nur u m die Entwick lungs länder selbst, sondern u m 
die Grundlagen von Frieden und Sicherheit i n der ganzen 
Welt. Trotz aller B e m ü h u n g e n w ä h r e n d der 50er Jahre ist das 
Durchschnittseinkommen i n den En twick lungs ländern gegen­
übe r demjenigen in den hochentwickelten L ä n d e r n weiter 
zurückgebl ieben. M i t Hilfe gemeinsamer Anstrengungen soll 
nunmehr erreicht werden, d a ß am Ende der 60er Jahre die 
Entwick lungs länder eine jähr l iche Steigerung ihres National­
einkommens von mindestens 5 v H aufzuweisen haben. Die 
Regierungen sollen eine Wirtschaftspolitik verfolgen, die den 
Entwick lungs ländern steigende Exporte zu stabilen und loh ­
nenden Preisen ermöglicht, damit sie ihren wirtschaftlichen 
Aufbau aus eigenen Einnahmen finanzieren können . Bei der 
Ausbeutung von Naturschä tzen der En twick lungs länder mi t 
Hilfe fremden Kapitals soll ein angemessener An te i l an den 
Gewinnen i m Lande verbleiben. Der Zustrom von Kapi ta l 
soll zu beiderseits akzeptablen Bedingungen gefördert wer ­
den. Der Appel l zur Zusammenarbeit richtet sich an inter­
nationale Organisationen, Regierungen, öffentliche und p r i -

FELIX KLEMM 
Oberregierungsrat im Bundesministerium für Wirtschaft 

vate Stellen und erstreckt sich vom Kampf gegen Hunger, 
Krankhei t und Analphabetentum ü b e r die Ausarbeitung von 
En twick lungsp länen bis zur Ausnutzung moderner wissen­
schaftlicher und technischer Erkenntnisse zum Nutzen der 
Entwicklungsgebiete. Er u m f a ß t somit die gesamte Tä t igke i t 
der Vereinten Nationen i m wirtschaftlichen und sozialen 
Bereich. 
F ü r die einzelnen Aufgabenkreise haben die Vereinten Na­
tionen eine Reihe von Konferenzen beschlossen und zum 
Tei l bereits durchgeführ t . Regierungsvertreter, Planungsex­
perten und Wissenschaftler kommen zusammen, u m eine Be­
standsaufnahme der vorhandenen Erfahrungen und H i l f s ­
quellen vorzunehmen, Richtlinien, Schwerpunkte und Pro­
g r a m m g r u n d s ä t z e zu erör te rn , den Einsatz der ver fügbarer . 
Mi t t e l zu planen und nicht zuletzt, u m Kontakt miteinander zu 
gewinnen. Und schließlich dienen die Konferenzen auch dem 
Ziel, die Aufmerksamkeit der Weltöffentl ichkeit auf sich zu 
ziehen. 
I m Februar 1963 tagte i n Genf die Konferenz der Vereinten 
Nationen ü b e r die Anwendung von Wissenschaft und Technik 
zum Nutzen der Entwicklungsgebiete. Ihre Aufgabe war es, 
moderne wissenschaftliche und technische Erkenntnisse für 
die Entwicklungsgebiete nutzbar zu machen. Die Fü l l e des 
zusammengetragenen Materials w i r d noch ausgewertet. I m 
Juni 1963 fand in Washington der W e l t e r n ä h r u n g s k o n g r e ß 
statt. Er stand vor der Frage, wie akute Notlagen mi t Hi l fe 
vorhandener Nahrungsmittelreserven behoben und wie die 
Landwirtschaft i n Entwicklungsgebieten auf lange Sicht ver­
bessert werden kann. 1964 w i r d die Welthandelskonferenz 
zusammentreten, und für 1965 ist eine Wel tbevö lke rungs ­
konferenz in Jugoslawien geplant. 
Die Welthandelskonferenz wurde vom Wirtschafts- und So-
ziialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC) auf seiner Sommer­
tagung i m Jahre 1962 beschlossen. Resolution 917 ( X X X I V ) 
basiert auf einer Entsch l ießung der Generalversammlung, i n 
der der internationale Handel als das wichtigste Instrument 
für die wirtschaftliche Entwicklung gekennzeichnet w i r d . 
Der Wunsch nach einer Welthandelskonferenz ging i n erster 
Linie von den En twick lungs ländern selbst aus. Er fand seinen 
Niederschlag i n der Kairo-Deklarat ion der blockfreien L ä n d e r 
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(Kairo-Konferenz 1962). Die Welthandelskonferenz soll Ge­
legenheit bieten, auf hoher Ebene den Gesamtkomplex aller 
der M a ß n a h m e n zu e rö r t e rn , von denen sich die Entwick­
lungs länder ein Anwachsen ihrer Expor te r löse versprechen. 
Die F ö r d e r u n g des Handels der Entwick lungs länder hat i m 
Rahmen der Entwicklungshilfe immer besondere Bedeutung 
gehabt. Zie l ist das Heranwachsen der Entwicklungs länder , 
besonders der jungen, erst vor kurzer Zeit selbständig ge­
wordenen Staaten, zu echten Handelspartnern, die aus ihrer 
eigenen Volkswirtschaft heraus lebensfähig sind, die nicht vor 
un lösba ren Schwierigkeiten in der Beschaffung der für ihre 
Weiterentwicklung notwendigen Devisen stehen, die nicht 
eine s tändig anwachsende Schuldenlast mi t sich schleppen 
und nicht auf die G e w ä h r u n g immer neuer grants und loans 
angewiesen sind. 
We l tbankp rä s iden t Woods hat in seiner Ansprache anläßl ich 
der Jahresversammlung der Weltbankgruppe 1963 auf drei 
Problemkreise hingewiesen, m i t denen sich viele Entwick­
lungs l ände r auseinandersetzen müssen . Einmal sei die Struk­
tur der Ausfuhren in vielen Fä l len nicht i m nöt igen Gleich­
gewicht (Warenproblem). Die Deviseneinnahmen der meisten 
Entwick lungs länder seien von einer nur begrenzten Anzahl 
von Rohstoffen abhängig, deren Preise starken Schwankun­
gen unterliegen und für die die Nachfrage nur i n sehr gerin­
gem Maße wächst . Zum anderen sei eine Reihe von Ent­
wick lungs l ände rn m i t lang- und mittelfrist igen Schulden be­
lastet (Schuldenproblem), wobei die Rückzahlungsverpf l ich-
tungen sich ü b e r m ä ß i g auf kurze und mitt lere Fristen kon­
zentrierten. Und schließlich m ü ß t e n die für die Entwicklung 
zur Verfügung stehenden Mi t t e l wirksam mobilisiert und 
sachgemäß eingesetzt werden (wirtschaftliches Problem), was 
durch politische und gesellschaftspolitische Faktoren, ideolo­
gische Vorurteile, Inf lat ion, Kapitalflucht u . a. erschwert 
werde. Alles das werde die Weltbank zwingen, ihre Ge­
schäftspolit ik der sich wandelnden Lage ihrer unterentwickel­
ten Mitglieder anzupassen. 
Die Gesamtsituation, vor der sich die Welthandelskonferenz 
gestellt sieht, l äß t sich m i t wenigen Worten umre ißen . M i t 
den wachsenden Aufgaben steigt für die En twick lungs länder 
der Bedarf an Devisen. Kredi te allein sind keine Hilfe. Schon 
jetzt werden die Expor te r löse zu einem erheblichen Tei l für 
die Bedienung g e w ä h r t e r Darlehen i n Anspruch genommen. 
Die Preise vieler Rohstoffe stagnieren, w ä h r e n d die Preise 
der Inves t i t ionsgüter vielfach steigen. Auch dem Absatz­
volumen der Rohstoffe sind Grenzen gesetzt. Das Eindringen 
m i t Halb- und Fertigwaren in die hoch entwickelten M ä r k t e 
der Indus t r i e l änder ist schwierig und mitunter durch Han­
delshemmnisse erschwert. 
I n Resolution 917 ( X X X I V ) hat der ECOSOC die Einsetzung 
eines vorbereitenden Ausschusses für die Welthandelskonfe­
renz beschlossen. Der Ausschuß hat erstmalig vom 22. Januar 
bis 5. Februar 1963 unter seinem Präs iden ten M . A . Rosen-
stad-Hansen, D ä n e m a r k , i n New York getagt. Folgende 30 
L ä n d e r sind in dem Ausschuß vertreten: Äthiopien, Argen­
tinien, Australien, Brasilien, D ä n e m a r k , E l Salvador, Frank­
reich, Großbr i tannien , Indien, Italien, Japan, Jordanien, 
Jugoslawien, Kanada, Kolumbien, Libanon, Madagaskar, 
Neuseeland, Nigeria, Österreich, Pakistan, Peru, Polen, Sene­
gal, Tschechoslowakei, Tunesien, Uruguay, USA, UdSSR und 
V A R . Die Bundesrepublik entsandte eine Beobachterdelega­
tion. Wichtigstes Ergebnis dieser Tagung war das folgende 
vor läuf ige Programm für die Welthandelskonferenz, das 
inzwischen vom ECOSOC w ä h r e n d seiner Sommertagung i n 
Genf m i t Entsch l ießung 963 ( X X X V I ) gebill igt worden ist : 

I. Ausweitung des internationalen Handels und seine Be­
deutung für die wirtschaftliche Entwicklung 

1. Uberblick ü b e r Tendenzen und Zukunftsaussichten des 
Welthandels. 

2. Erfordernisse der En twick lungs l ände r auf dem Gebiet 
des Handels zum Zwecke eines beschleunigten wirtschaft­
lichen Wachstums. 

3. Internationaler Handel und seine Beziehungen zu natio­
nalen Entwick lungsp länen , - m a ß n a h m e n und - ins t i tu t io-
nen. 

4. Handelsprobleme zwischen L ä n d e r n : 
a) auf gleichem Entwicklungsstand, 
b) auf verschiedenen Entwicklungsstufen, 
c) mi t verschiedenen wirtschaftlichen u n d sozialen Sy­

stemen. 
5. Grundsä t ze für internationale Handelsbeziehungen und 

handelspolitische M a ß n a h m e n mi t dem Ziel , die Entwick­
lung zu fördern . 

II. Internationale Rohstoffprobleme 

1. Überbl ick ü b e r langfristige Tendenzen und Aussichten für 
Rohstoff länder (einschließlich der terms of trade). 

2. M i t t e l und Wege für 
die Beseitigung von Handelshemmnissen (Zölle, andere 
Abgaben, Sonstiges) und Diskriminierungen, und für 
die Ausweitung der Aufnahmefäh igke i t der Rohstoff­
m ä r k t e , E r h ö h u n g des Verbrauchs iund der Einfuhr i n die 
industrialisierten Länder . 

3. F ö r d e r u n g des Rohstoffhandels der En twick lungs l ände r 
untereinander. 

4. Stabilisierung der Rohs to f fmärk te auf der Basis angemes­
sener und lohnender Preise einschließlich Rohstoffab-
kommen. 

5. Internationale Ausgleichszahlungen und andere M a ß n a h ­
men, um die Einnahmen der En twick lungs l ände r aus dem 
Export von Rohstoffen in ausreichender H ö h e zu sichern. 

III . Handel in Fertig- und Halbfabrikaten 

1. Mi t t e l und Wege zur Diversifizierung und Ausweitung des 
Exports von Fer t ig- und Halbfabrikaten aus Entwick­
lungs l ände rn m i t dem Ziel , den An te i l dieser L ä n d e r am 
Welthandel au e rhöhen . 

2. Ausweitung der Absa tzmögl ichkei ten für Waren der Ent ­
wick lungs l ände r i n I n d u s t r i e l ä n d e r n 
a) Programm für den schrittweisen Abbau und die völl ige 

Beseitigung der Zölle auf Fer t ig- und Halbfabrikate 
der En twick lungs länder , 

b) Programm für Abbau und Beseitigung von mengen­
m ä ß i g e n und sonstigen B e s c h r ä n k u n g e n sowie von 
Diskriminierungen, 

c) Programm zur E r h ö h u n g der Aufnahmefäh igke i t und 
des Verbrauchs von Waren der En twick lungs l ände r i n 
Indus t r i e l ände rn . 

3. F ö r d e r u n g des Handels der En twick lungs l ände r unter­
einander. 

IV. Verbesserungen für den Dienstleistungsverkehr der Ent­
wicklungsländer 

1. Die Rolle der Dienstleistungen i n der Zahlungsbilanz der 
En twick lungs länder . 

2. M a ß n a h m e n 
zur E r h ö h u n g der Einnahmen i m Dienstleistungsverkehr 
(z. B . Reiseverkehr) sowie zur Senkung von Transport­
kosten, Versicherungen und ähnl ichen Belastungen. 

V. Auswirkungen regionaler Wirtschaftsgruppen 
1. Gruppierungen und Hande l sp rä fe r enzen unter Industr ie­

l ä n d e r n sowie ihre Auswirkungen auf den Handel der 
En twick lungs länder . 

2. Desgl. Gruppierungen und P r ä f e r e n z e n unter Entwick­
lungs ländern . 

VI. Finanzieller Aspekt der Ausweitung des Welthandels 

1. M i t t e l - und langfristige Finanzierung des Handels der 
En twick lungs länder . 
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2. Koordinierung von Trade-and-Aid-Pol i t ik einschließlich 
technischer Hilfe . 

3. Mehr Kapi ta l und güns t igere Bedingungen für die Finan­
zierung der Exporte sowie der Einfuhren (Ausrüs tungen 
und Rohstoffe) der En twick lungs länder . 

V H . Institutionelle Fragen, Maßnahmen zur Ausweitung 
des internationalen Handels 

1. Beurteilung der Wirksamkeit bestehender internationaler 
Organisationen unter dem Gesichtspunkt der Handels­
probleme der En twick lungs lände r ; P r ü f u n g der Frage, 
wie die Handelsbeziehungen unter L ä n d e r n m i t ungle i ­
chem Entwicklungsstand und verschiedenem Wirtschafts-
und Handelssystem ausgebaut werden können . 

2. E r ö r t e r u n g von Möglichkeiten, 
u m Überschne idungen und Doppelarbeit solcher Organisa­
tionen zu beseitigen, 
u m die Mitgliedschaft auszuweiten, 
um sonstige organisatorische Verbesserungen durchzufüh­
ren 
und u m alles Notwendige zu unternehmen, damit die Er­
folge des Handels für die gesamte wirtschaftliche Entwick­
lung vo l l ausgenutzt werden können . 

VIII. Entschließungen 

W ä h r e n d seiner zweiten Tagung vom 21. M a i bis 29. Juni 
1963 in Genf b e m ü h t e sich der vorbereitende Ausschuß vor 
allem darum, den materiellen Inhal t der einzelnen Tages­
ordnungspunkte festzulegen und nach Möglichkeit Lösungs ­
vorschläge für die angesprochenen Probleme zusammenzu­
stellen. Es wurden Unte rausschüsse für folgende Fragen 
eingesetzt: 

1. Rohstoff p rob lème , 
2. Handel m i t Ha lb - und Fertigwaren, 
3. Finanzierungsfragen, 
4. Institutionelle Fragen, 
5. Verfahren und Organisation. 
Der vorbereitende Ausschuß w i r d am 3. Februar 1964 zu einer 
dr i t ten Tagung i n Genf zusammentreten. 
Man erwartet, d a ß auf der Welthandelskonferenz wenigstens 
w ä h r e n d der ersten und letzten zwei Wochen die L ä n d e r 
durch Minister vertreten und daß die einzelnen Delegationen 
stark genug sein werden, u m gleichzeitig die Sitzungen der 
5 Haup tausschüsse sowie der zahlreichen Unte rausschüsse 
und Arbeitsgruppen wahrnehmen zu können . Die Welthan­
delskonferenz w i r d eine eigene Verfahrensordnung haben, 
die sich an diejenigen der UN-Generalversammlung und des 
ECOSOC anlehnt. 

Die Ostb lockländer verfolgen m i t ihrer Zust immung zur K o n ­
ferenz nicht zuletzt propagandistische Absichten. Die Tat ­
sachen — also der Umfang der Handelsbeziehungen zwischen 
Ostblock und En twick lungs l ände rn — entsprechen dem an 
den Tag gelegten Interesse keineswegs. Insbesondere betra­
gen die Importe der Ostb lockländer aus den Entwicklungs­
l ä n d e r n nu r einen kleinen Tei l des Warenstroms i n die west­
lichen Lände r . Die i m Zuge der staatlichen Planwirtschaft 
e ingeführ ten Waren gelangen mitunter zu Preisen an den 
Ostblock-Konsumenten, die ein Vielfaches des Einkaufs­
preises betragen. Oder es geschieht, d a ß die Waren ü b e r h a u p t 
nicht i n ein Ostblockland verbracht werden, sondern — zum 
Nachteil direkter Handelsbeziehungen der En twick lungs l än ­
der — auf den W e l t m ä r k t e n auftauchen und zu besonders 
bi l l igen Preisen angeboten werden. 

Die En twick lungs länder sind nicht gewill t , ihre dringenden 
Anliegen m i t fremden Problemen zu belasten. Sie haben die 
Absicht, auf der Konferenz ausschließlich ihre eigenen Pro­
bleme zu diskutieren. Soweit die vorläuf ige Tagesordnung 

Mr. Laurence Michelmore wurde am 15. November 1963 von Gene­
ralsekretär U Thant zum Generalkommissar des Hilfswerks der 
Vereinten Nationen für die Palästina flüchtlinge ernannt. Michelmore 
steht seit 1946 im Dienst der UN und ist zur Zeit stellvertretender 
Personalchef des Generalsekretariats. 

Ansatzpunkte für eine Ausweitung i n anderer Richtung zeigt, 
werden vor allem die En twick lungs l ände r sich um eine Be­
sch ränkung auf ihre eigenen Anliegen b e m ü h e n . Das dü r f t e 
auch für die i m Bereich des Rohstoffhandele (landwirtschaft­
liche Produkte) liegenden Wünsche solcher L ä n d e r gelten, 
die nicht zu den En twick lungs l ände rn gerechnet werden. 
Wenn der Westen sich dem Gedanken einer Welthandels­
konferenz gegenübe r anfänglich zurückhiel t , so i n erster 
Lin ie deshalb, w e i l sich bereits zahlreiche internationale 
Inst i tut ionen intensiv und erfolgreich m i t den Anliegen der 
En twick lungs l ände r auf allen Entwicklungsgebieten und ins­
besondere auch auf dem Gebiet des Handels befassen, wei l 
die einzelnen westlichen L ä n d e r die ihnen zur Ver fügung 
stehenden handelspolitischen Mi t t e l bereits weitgehend ein­
gesetzt haben und laufend neue Mögl ichkei ten p rü fen und 
wei l es schließlich auf Grund f rühe re r Erfahrungen zweifel­
haft erscheint, ob die erzielbaren Ergebnisse in angemesse­
nem Verhä l tn i s zu dem Aufwand stehen, m i t dem eine so 
groß angelegte Konferenz verbunden ist. 
Unter den internationalen Arbei ten sind besonders die Be­
strebungen des Allgemeinen Z o l l - und Handelsabkommens 
(General Agreement on Tariffs and Trade, GATT) und des 
Rohistoffausschusses der Vereinten Nationen (Commission on 
International Commodity Trade, CICT) zu nennen. 
CICT hat sich i n grundsä tz l icher Hinsicht m i t der Frage der 
Stabilisierung der Preise auf den Rohs tof fmärk ten und der 
damit verbundenen Kontinuier l ichkei t i m Absatz der Roh­
stoffe befaßt . Von den auftretenden Schwankungen sind i n 
erster Linie diejenigen L ä n d e r betroffen, deren Ausfuhr sich 
auf eine kleine Auswahl von Rohstoffen b e s c h r ä n k t . Hier 
konnte ein Weg zum Ausgleich wenigstens der kurzfristigen 
Er lö s schwankungen gefunden werden. Der Internationale 
Währungs fonds (IWF) hat eich i m F r ü h j a h r 1963 bereit er­
k lä r t , den En twick lungs l ände rn fü r den kurzfristigen Rück-
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Der Schweizer Dr. Felix Schnyder wurde von der Generalversamm­
lung am 27. November einstimmig als Hochkomissar der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge auf weitere zwei Jahre bis Ende 1965 
wiedergewählt . Dr. Schnyder war seit 1948 Botschafter seines bandes 
bei den UN, bis er 1961 sein jetziges Amt übernahm. 

gang ihrer Expor te r löse — ausgehend von der Zahlungsbi­
lanz — zusätzliche Ziehungsrechte bis zu 25 v H ihrer Quoten 
und die Möglichkeit einer Q u o t e n e r h ö h u n g e inzu räumen , so­
fern sie bereit sind, bei der endgül t igen Lösung der Zah­
lungsbilanzschwierigkeiten m i t dem I W F zusammenzuarbei­
ten. 
A u ß e r d e m wurden mult i laterale Rohs tof fabkommèh zur 
Stabilisierung der Preise abgeschlossen, deren Instrumenta­
r i u m vor allem in gewissen Preisbestimmungen, i n der Fest­
setzung von Export- und Importquoten, in der V e r s t ä r k u n g 
der Vorratshaltung und i n der Anlage von buffer-stocks 
besteht, die je nach der Marktlage die Rohstoffe aus dem 
M a r k t nehmen oder auf den M a r k t bringen können . Gegen­
w ä r t i g bestehen Abkommen für Weizen, Zucker, Zinn, Kaffee 
und Olivenöl . E in Kakaoabkommen w i r d angestrebt. Stu­
diengruppen sind befaßt m i t Ble i und Zink, Baumwolle, 
Erdöl , Hartfasern, Jute, Kautschuk, Kupfer, Reis, Wein, 
Wolfram, Wolle sowie Zellstoff und Papier. 
Das GATT, das an Stelle der u rsprüngl ich neben Weltbank 
und I W F geplanten Welthandelsorganisation (Internationa] 
Trade Organization, ITO) auf der Basis der Havanna-Charta 
als Vereinigung einer Reihe westlicher L ä n d e r entstanden 
war, hat i n dem Maße, i n dem das Bedürfn is handelspoliti­
scher M a ß n a h m e n zugunsten der En twick lungs l ände r akut 
wurde, versucht, den besonderen Anliegen dieser L ä n d e r 
Rechnung zu tragen. A r t i k e l X V I I I r ä u m t den Entwicklungs­
l ä n d e r n i m Rahmen ihrer Rechte und Pflichten als Ver­
tragsparteien Sonderstellungen vor allem bei den Zo l lb in ­
dungen und bei den mengenmäß igen E in fuh rbesch ränkungen 
ein, von denen weitgehend Gebrauch gemacht w i r d . W ä h r e n d 
der X I I . Tagung der Vertragsparteien wurde ein besonderes 
Augenmerk auf die Preisschwankungen i m Rohstoffhandel, 
auf das Mißve rhä l tn i s zwischen Ausfuhrer lösen und Einfuhr­
bedürfn issen der En twick lungs l ände r sowie auf den Agrar -

protektionismus geworfen. E i n Expertenteam legte hierzu 
i m Oktober 1958 den sogenannten Haberler-Bericht vor, der 
nicht nur eine eingehende Analyse der Probleme, sondern 
auch Lösungsvorschläge en thä l t . I n der Folgezeit wurden 
Ausschüsse errichtet, die sich m i t den Problemen der Ent ­
wick lungs länder befassen. A u f der GATT-Minis ter tagung 
i m November 1961 wurde eine Reihe von Empfehlungen zu­
gunsten der En twick lungs l ände r ausgesprochen und auf der 
Ministertagung i m M a i 1963 wurden die Ziele eines Akt ions­
programms der En twick lungs l ände r i m Grundsatz gebilligt, 
das folgende 8 Punkte umfaß t und ebenfalls Gegenstand der 
Welthandelskonferenz sein w i r d : 
1. Standstil l für alle den Handel der En twick lungs l ände r 

hemmenden M a ß n a h m e n , 
2. a l lmähl iche Beseitigung aller m e n g e n m ä ß i g e n Besch rän ­

kungen, 
3. abgabenfreie Einfuhr aller tropischen Produkte, 
4. Beseitigung der Zölle auf Rahstoffe, 
5. Abbau und Beseitigung der Zölle auf Ha lb - und Fer t ig­

waren der En twick lungs lände r , 
6. a l lmähl icher Abbau interner Abgaben auf Erzeugnisse 

der En twick lungs lände r , 
7. Berichtspflicht an das GATT, 
8. sonstige M a ß n a h m e n zugunsten des Handels der Ent ­

wick lungs länder . 
Zur Durch füh rung des Programms wurde ein Aktionsaus­
schuß eingesetzt, der 3 Un te rausschüsse gebildet hat. Bed den 
am 4. M a i 1964 beginnenden Handelsverhandlungen des 
G A T T (Kennedy-Runde) sollen die Erfordernisse der Han­
delshilfe für die En twick lungs l ände r besonders berücksicht igt 
werden. 
Auch die wirtschaftlichen Regionalkommissionen der Ver­
einten Nationen für Europa (ECE), fü r Asien und den Fernen 
Osten (ECAFE), für Lateinamerika (ECLA) und für A f r i k a 
(ECA) haben sich, vor allem i n ihren Hande lsausschüssen , 
eingehend m i t der Ausweitung des Handels der Entwick­
lungs l ände r befaßt . 
Die Welthandelskonferenz steht also vor einer Fü l l e von a l l ­
gemeinen Problemen und Einzelfragen für die bereits u m ­
fangreiche Vorarbeiten geleistet sind. Ihre wesentliche A u f ­
gabe i n den Augen der En twick lungs l ände r w i r d es sein, den 
Anstoß zu einer neuen weltweiten Arbeitsteilung zu geben 
und den En twick lungs l ände rn einen besseren Platz i n den 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen zu sichern, der ihnen 
den weiteren wirtschaftlichen Aufbau ermöglicht . Die Ent ­
wick lungs länder selbst haben am Ende der 2. Tagung des 
vorbereitenden Ausschusses für die Welthandelskonferenz 
i m Jun i 1963 die wichtigsten Punkte zusammengestellt, für 
die die Konferenz konkrete M a ß n a h m e n beschl ießen soll: 
1. Ausweitung des Handels zwischen allen L ä n d e r n , gleich­

gül t ig ob ihre wirtschaftliche Entwicklung einen ähnl ichen 
Stand erreicht hat, ob sie auf verschiedenen Stufen der 
wirtschaftlichen Entwicklung stehen oder ob sie verschie­
dene Systeme der Wirtschafts- und Sozialordnung an­
wenden. 

2. Schrittweiser Abbau und baldige Beseitigung aller han­
delspolitischen M a ß n a h m e n , die die Ausfuhr der Ent­
wick lungs länder behindern, ohne daß die Entwicklungs­
l ä n d e r Gegenkonzessionen zu machen brauchen. 

3. Ausweitung der Exporte an unverarbeiteten sowie verar­
beiteten Rohstoffen aus Entwicklungs- i n Indus t r i e l ände r , 
und zwar zu stabilen und lohnenden Preisen. 

4. Ausweitung der M ä r k t e für Halb- und Fertigwaren aus 
En twick lungs lände rn . 

5. Bereitstellung von Kredi ten i n ausreichendem Umfang 
und zu güns t igen Bedingungen, damit die Entwicklungs­
l ä n d e r ihre Einfuhren an K a p i t a l g ü t e r n und industriellen 
Rohstoffen soweit e rhöhen können , wie es für den A u f ­
bau ihrer Wirtschaft notwendig ist; bessere Koordinie­
rung der Trade-and-Aid-Poli t ik . 
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6. Erleichterungen für die Entwick lungs l ände r i m Dienst­

leistungsverkehr, insbesondere E r m ä ß i g u n g der Frachten 
und Vers iche rungsgebühren ; Erleichterung der Lasten aus 
ihrer Verschuldung. 

7. Insti tutionelle Verbesserungen, gegebenenfalls neue or­

ganisatorische Einrichtungen, u m die Ergebnisse der 
Konferenz zur Durchführung zu bringen. 

Die Entwick lungs l ände r erwarten für eine Anlaufzeit, daß 
ihre Exporte eine Vorzugsbehandlung gegenüber entspre­

chenden Erzeugnissen erhalten, die die Indus t r i e l ände r u n ­

tereinander austauschen. Sie erwarten, daß die Regierungen 
der industrialisierten L ä n d e r sich akt iv darum b e m ü h e n , den 
Absatz der Erzeugnisse der Entwick lungs l ände r auf ihren 
M ä r k t e n zu fördern . 
Es ist schwer, i m gegenwär t igen Stadium zu sagen, welche 
Ergebnisse die Konferenz haben w i r d . Die Regierungen sind 

dabei, alle Möglichkei ten zu prüfen . Auch die Bundesregie­

rung ist i m Rahmen der Europä ischen Wirtschaftsgemein­

schaft und i n Zusammenarbeit m i t den anderen westlichen 
L ä n d e r n intensiv m i t der Vorbereitung der Konferenz be­

faßt. Es ist zu hoffen, daß die Konferenz geeignete Wege 
findet, u m den wirtschaftlichen Aufbau der Entwicklungs­

l ä n d e r weiter zu fördern, ihren Lebensstandard zu heben und 
al lmähl ich an denjenigen i n wirtschaftlich weiter entwickel­

ten Gebieten he ranzuführen . 

Anmerkungen der Redaktion: 
1 Siehe hierzu: Klemm, Felix, Beitrag der Bundesrepublik zur UN­

Konferenz über die Anwendung von Wissenschaft und Technik 
zum Nutzen der Entwicklungsgebiete in VN Heft 1/1963 S. 11 ff. 
und Timmler, Markus, Der ,,Super­Market" von Genf. Eine erste 
Bilanz der UNCSAT in VN Heft 3/1963 S. 84 f. 

2 Jahrzehnt der Vereinten Nationen für Entwicklung (1). — Ent­
schließung der Generalversammlung 1710 (XVI) vom 19. Dezember 
1961. Deutsche Ubersetzung s. V N Heft 5/1962 S. 157 f. 

Das Sekretariat der Vereinten Nationen (Schluß) dr. karl heinz kunzmann 
Reg.­Rat und Dozent für Völkerrecht an der 
Schule der Bundeswehr für Innere Führung 

VI. Die Organisation des Sekretariats 
A u f den Sitzungen der Vorbereitenden Kommission hatten 
sich zwei verschiedene Grundkonzeptionen gezeigt, eine „or­

ganische" und eine „ f u n k t i o n a l e " и . Die Idee der „organ i ­

schen" Konzeption ging dahin, das Sekretariat rund u m die 
vier Diskussionsgremien der Organisation aufzubauen — die 
Versammlung und die drei R ä t e —, so d a ß i n der Tat vier ge­

trennte Sekretariate mit nur loser Koordinierung entstanden 
w ä r e n . Der Grundgedanke der „funkt ionalen" Organisation 
bestand darin, die Auftei lung des Sekretariates nach den j e ­

weiligen Aufgabengebieten vorzunehmen. 
M i t der bei dieser Lösung unvermeidlichen Spezialisierung 
w i r d die Zusammenfassung zu einer gemeinsamen Arbeits­

leistung schwierig, wei l jede Fachabteilung dazu neigt, die ihr 
unterbreiteten Probleme nur aus ihrer „technischen" Sicht 
zu beurteilen. Die politische Betrachtung und Lösung bleibt 
dann dem problematischen Prozeß der Koordination ü b e r ­

lassen. 

Die Charta t r äg t i n A r t . 100 Abs. 2 dem „organischen" Aspekt 
Rechnung und bestimmt, d a ß besonderes Personal s tändig 
dem Wirtschafts­ und Sozialrat, dem T r e u h ä n d e r r a t und n ö ­

tigenfalls anderen Organen der U N zugeteilt werden soll, stellt 
aber klar, daß auch dieses Personal Tei l des Sekretariates ist. 
Die Charta erkennt die zentrifugalen Tendenzen, die eine rein 
organische Lösung birg t : die Gefahr, d a ß sich solche Abte i ­

lungen eng an den für sie jeweils zus tändigen Rat anlehnen 
und damit der Dienstaufsicht, der Kontrol le und der Leitung 
des Genera l sek re t ä r s entzogen werden. Die Vorbereitende 
Kommission hat darauf hingewiesen, daß bei einer rein or­

ganischen Struktur „geteilte Loyal i tä t und une rwünsch t e R i ­

va l i t ä t en zwischen den Abteilungen entstehen k ö n n t e n " 2 2 . 
Das Sekretariat bestand von 1946 bis 1954 aus acht Abte i lun­

gen 2 3 , vier organischen — Angelegenheiten des Sicherheits­

rates und der Treuhandschaft, wirtschaftliche und soziale A n ­

gelegenheiten — und vier „funkt ionalen" — Information, 
Recht, Verwaltung und Finanzen, Konferenz­ und Al lge ­

meine Dienste — Abteilungen. Jede Abtei lung wurde von ei ­

nem „Assis tant Secretary­General" m i t direktem Vortrags­

recht beim Genera l sek re t ä r geleitet. Die Konferenz­Abteilung 
und die Verwaltungs­Finanz­Abteilung wurden i n je zwei 
Unterabteilungen aufgegliedert. Auffallend ist, d a ß allen A b ­

teilungen streng abgegrenzte und sachlich genau definierte 
Aufgabenstellungen zugewiesen wurden, wobei an keiner 

Stelle die Maßgabe zur U n t e r s t ü t z u n g des Gene ra l s ek re t ä r s 
selbst auftaucht, also Entwicklung der allgemeinen Sekreta­

riatspolitik, Planung der Gesamtarbeit des Sekretariates m i t 
der Zuteilung von Pr io r i t ä ten , Hilfeleistung für die dem Ge­

n e r a l s e k r e t ä r ü b e r t r a g e n e n politischen Sonderaufgaben oder 
Koordination für die acht se lbs tändigen Abteilungen. 
I n der Praxis behalf sich der G e n e r a l s e k r e t ä r m i t der E i n ­

setzung von Ausschüssen und seit 1954 m i t der Ausgestaltung 
des „Exeku t iv ­Büros des Genera l sek re t ä r s " . Dieser Mangel 
an Organisation führ te von Anfang an zu einer Reihe von 
Vorschlägen zur persönl ichen U n t e r s t ü t z u n g und Entlastung 
des G e n e r a l s e k r e t ä r s : ein Stellvertretender G e n e r a l s e k r e t ä r 
oder ein „Genera l s t ab" oder ein „Kabine t t " . Angeregt von 
diesen Gedanken schlug Trygve Lie kurz vor seinem Aus­

scheiden vor, drei „S te l lve r t r e t ende G e n e r a l s e k r e t ä r e " zu er­

nennen. Dieser Vorschlag ist von der Versammlung niemals 
ernsthaft diskutiert worden. 

Dag H am m arsk jö ld erreichte nach seinem Amtsant r i t t i m 
Jahre 1954 eine Neuorganisation des Sekretariates 2 4 . Anstelle 
der Unterabteilungen und Unterabteilungsleiter treten Spit­

zenbeamte mit direktem Vortragsrecht beim G e n e r a l s e k r e t ä r . 
Die Abteilungsleiter tragen nicht mehr den Ti te l eines „Assi­

stant", sondern den eines „ U n d e r " ­ S e c r e t a r y ­ G e n e r a l . Zur 
persönl ichen U n t e r s t ü t z u n g des Gene ra l s ek re t ä r s e r h ä l t der 
Chef des „Execut ive­Off ice" Abteilungsleiterstatus, und für 
besondere politische Fragen stehen zwei „ U n t e r S e k r e t ä r e " zur 
Verfügung. Die neue Organisation Dag H a m m a r s k j ö l d u m f a ß t : 
das Büro des Genera l sek re t ä r s m i t 

1. dem Büro des Exekutiv­Assistenten 
2. der Rechtsabteilung 
3. der Finanzabteilung 
4. der Personalabteilung 

die Abteilungen für 
5.—6. Politische Sonderfragen 

7. Sicherheitsrat 
8. Wirtschafts­ und Sozialrat 
9. Treuhandrat 

10. öffent l iche Informationen 
11. Konferenzdienste 
12. Allgemeine Dienste 

Die Erfolge des Genera l sek re t ä r s w ä h r e n d seiner Amtszeit 
haben gezeigt, d a ß Dag Hammarsk jö ld eine angemessene Or­

ganisation seines Sekretariates gewähl t hatte, die es i hm er­
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möglichte, wi rksam und erfolgreich auch die i hm ü b e r t r a g e n e n 
politischen Aufgaben als Leiter der UN-Exekutive zu erfüllen. 
Wer i n den Ä u ß e r u n g e n des Gene ra l s ek re t ä r s die stets aus­
gezeichneten völkerrecht l ichen Beg ründungen und A b s t ü t z u n -
gen verfolgt, kann ermessen, wie der G e n e r a l s e k r e t ä r seinen 
Stab geführ t hat. Die Fortentwicklung seiner Stellung i m 
Rahmen der Charta ist beredtes Zeugnis dafür , wie eine r ich­
tige Beurteilung der „Verfassungslage" es erlaubt, unter Aus­
schöpfen aller rechtlichen Möglichkei ten die Ins t i tu t ion des 
G e n e r a l s e k r e t ä r s zu s t ä rken und gegenüber den Mi tg l i ed ­
staaten zu verteidigen. 
Die Frage der Neu-Organisation des Sekretariates ist erst 
kurz vor dem Tode Dag Hammarsk jö ld s Gegenstand einge­
hender P r ü f u n g e n gewesen, die ihren Ans toß von den Fragen 
der Sparsamkeit und der geographischen Vertei lung der Spit­
zenstellen erhalten hat. Fünf verschiedene Lösungsvorschläge 
sind hierbei vorgetragen worden S 5 . 
Den geringsten Eingriff bringt der Vorschlag von drei ehe­
maligen P rä s iden ten der Generalversammlung, die die Auf ­
fassung des Genera l sekre tä r s teilen, d a ß er nicht ü b e r genü ­
gend hochqualifizierte Spitzenbeamte bei der Durchführung 
seiner politisch-diplomatischen Exekutiv-Aufgaben verfüge, 
und vorschlagen, drei weitere U n t e r s e k r e t ä r e für besondere 
politische Aufgaben in die Organisation des Sekretariates e in­
zubauen. 
Der Sachvers tändigenausschuß für Tä t igke i t und Organisation 
des Sekretariates hat infolge der verschiedenen Gruppierun­
gen seiner Mitglieder drei Vorschläge vorgelegt: einen sowje­
tischen für die Durchführung des Troika-Systems, einen der 
Sachvers tänd igen aus Ghana, der Vereinigten Arabischen Re­
pub l ik und Indien und einen der westlichen Sachve r s t än ­
digen. 
Der sowjetische Vorschlag des Troika-Prinzips liegt a u ß e r h a l b 
jeder Möglichkeit der praktischen Verwirkl ichung. Er ist m i t 
den Bestimmungen der Charta unvereinbar, da eine Ä n d e r u n g 
der A r t i k e l 97, 98, 99, 100 und 101 Abs. 3 erforderlich sein 
w ü r d e , die nach A r t i k e l 108 vom Sicherheitsrat rat if iziert 
werden müß te , was bei der derzeitigen Zusammensetzung aus­
geschlossen ist. 
Ähnl ich einschneidend ist der Vorschlag der drei afro-asiati-
schen Sachvers tändigen. I n Anlehnung an den sowjetischen 
Troika-Vorschlag w i l l dieser Dreiervorschlag zwischen dem 
G e n e r ä l s e k r e t ä r und den Un te rgene ra l s ek re t ä r en (Abteilungs­
leitern) drei „Ste l lver t re tende Gene ra l s ek re t ä r e " e inführen, 
die „ u n t e r Berücksichtigung der hauptsächl ichen politischen 
Gruppierungen" ausgewähl t , grundsätz l ich nicht aus der Reihe 
der Un te rgene ra l sek re t ä re ausgesucht, sondern a u ß e r h a l b des 
Sekretariatspersonals rekrut ier t werden sollen. Die drei Stel l ­
vertreter, denen allein unmittelbares Vortragsrecht beim Ge­
n e r a l s e k r e t ä r zukommt, sollen insbesondere m i t politischen, 
diplomatischen und ad-hoc Aufgaben eines besonderen Cha­
rakters beauftragt werden, jedoch auch für Verwaltungs- und 
Finanzfragen zuständig sein. Die beiden Stellen für Unter­
gene ra l s ek re t ä r e mi t besonderen politischen Aufgaben und 
die Stelle des „Exeku t iv -Ass i s t en ten" werden überzäh l ig wer ­
den. Die nach der gegenwär t igen St ruktur verbleibenden neun 
Abteilungen werden von U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r e n geleitet, w o ­
bei Rechtsberater, Finanzkontrolleur und Personaldirektor 
nicht mehr dem „Büro des G e n e r a l s e k r e t ä r s " angehören , son­
dern selbs tändige, den übr igen Abteilungen gleichgeordnete 
Abteilungen leiten. Auch für sie führ t dann der Weg zum 
G e n e r a l s e k r e t ä r übe r die Stellvertreter. 

Es ist ein „ U n d e r s t a t e m e n t " , wenn die V ä t e r dieses Vorschla­
ges aus führen , die gegenwär t ige Organisation solle beibehal­
ten und nur eine wesentliche Ä n d e r u n g i m Hinbl ick auf die 
Handhabung politischer Angelegenheiten e ingeführ t werden. 
Tatsächlich w i r d die gesamte Struktur des Sekretariats geän ­
dert, der G e n e r a l s e k r e t ä r jeder unmittelbaren fachlichen Be­
ratung und der i n den jetzigen „Büros" gegebenen Möglich­
keiten der Kontrol le und Leitung des Sekretariates beraubt 

und damit ganz auf die Mi t t l e r ro l le und Koord ina t ions fäh ig ­
keit seiner „S te l lve r t r e t e r " angewiesen. 
Der Vorschlag der A u s s c h u ß m e h r h e i t hat m i t dem Dreier­
vorschlag gemeinsam, daß er die „Büros des Generalsekre­
t ä r s " auflöst und die Arbeitsgebiete des Sekretariates auf 
acht Abteilungen verteilen w i l l , die jede durch einen A b t e i ­
lungsleiter geleitet werden sollen. 
Dieser Vorschlag w i r d dem Erfordernis nach Wirtschaftlich­
kei t der Sekretariatsverwaltung gerecht. Er reduziert die 
Spitzenstellen von 13 auf zunächs t 8 und i m Endergebnis auf 
7. Da bei der Streichung der Stellen auch bei diesem Vor ­
schlag die beiden Posten für besondere politische Angelegen­
heiten und die Stelle des „Exeku t iv -Ass i s t en ten" entfallen 
und die Le i tungsbüros des Gene ra l s ek re t ä r s aufgelöst werden, 
w ü r d e auch er eine wesentliche Schwächung des General­
s e k r e t ä r s zur Folge haben. 
Es ist festzustellen, d a ß allen Vorschlägen die Tendenz ge­
meinsam ist, die Stellung des G e n e r a l s e k r e t ä r s zu schwächen 
und i h m bereits von der rein organisatorischen Seite her die 
Ü b e r n a h m e besonderer politisch-diplomatischer Aufgaben der 
Friedenssicherung unter A r t . 98 der Charta zu erschweren. 
Dies gi l t auch für den Vorschlag der Ausschußmehrhe i t , der 
S taa t sangehör ige von Frankreich, Kolumbien, Großbr i t ann i en 
und den USA angehör ten . D a ß a u ß e r d e m jeder auf eine Re­
duzierung der Spitzenstellen zielende Reformvorschlag die 
Frage der angemessenen geographischen Vertei lung dieser 
Stellen erschwert und nicht erleichtert, ist ein weiterer und 
wesentlicher Mangel der ange führ t en Vorschläge. 
G e g e n ü b e r diesen Vorschlägen hat Dag H a m m a r s k j ö l d 
eigene Vorstellungen en twicke l t 2 ' . Dag H a m m a r s k j ö l d s tützt 
sich dabei auf die Charta, die i hm allein Verantwortung und 
Zus tänd igke i t für die Organisation seiner B e h ö r d e übe r t r äg t . 
Der Gene ra l s ek re t ä r geht i n seinem Vorschlag von einer ein­
zigen Ebene von Spitzenbeamten i m Abteilungsleiterrang und 
m i t direktem Vortragsrecht aus. Diese Spitzenbeamten sollen 
i n zwei Gruppen geteilt werden, eine Gruppe m i t vornehmlich 
„poli t ischen" und eine andere m i t vornehmlich „ v e r w a l t u n g s ­
m ä ß i g e n " Aufgaben. Obwohl zwischen beiden Gruppen kein 
Rangunterschied bestehen soll, sind die Beamten der ersten 
Gruppe „Ass i s t an t -Sec re t a ry -Genera l s " , die der zweiten „ U n -
der-Secretary-Generals". Insgesamt sollen fünf «Assis tants" 
ernannt werden, für 1) Angelegenheiten der Generalver­
sammlung, 2) Angelegenheiten des Sicherheitsrates, 3—5) Po­
litische Angelegenheiten, deren Amtszeit jeweils eine Amts ­
periode von fünf Jahren dauern soll. Die Gruppe der Unter­
gene ra l s ek re t ä r e soll neun Personen umfassen, von denen vier 
die Büros des Gene ra l s ek re t ä r s leiten — Kabinettschef, Leiter 
der Verwaltungsabteilung, der Personaldirektor und der 
Rechtsberater —, w ä h r e n d die ü b r i g e n fünf die Abteilungen 
für Treuhandschaft, Wirtschafts- und Sozialangelegenheiten, 
Konferenz- und Allgemeine Dienste, Informat ion und Techni­
sche Hi l fe leiten. 

Der Vorschlag Dag H a m m a r s k j ö l d s weist gewisse verwal ­
t ungsmäß ige Schwächen auf. Voraussetzung einer wirksamen 
Verwal tung ist die klare Abgrenzung der sachlichen Z u s t ä n ­
digkeit der einzelnen Abteilungen und damit des Umfanges 
der Verantwortung, die sie direkt gegenüber dem B e h ö r d e n ­
leiter haben. Wenn der Gene ra l s ek re t ä r einerseits von einer 
einzigen Spitzengarnitur gleichen Ranges spricht, so zeigen 
doch gewisse Unterschiede hinsichtlich der Auswahl und der 
Amtsdauer der „Ass t i s tan ts" und der „Unte r sek re t ä re" , daß 
den ersteren nicht nur von ihrer politischen Aufgabenstellung 
her besonderes Gewicht zukommt. Der G e n e r a l s e k r e t ä r 
schließt denn auch eine mögliche Unterordnung von „Unte r ­
s e k r e t ä r e n " durch besondere Delegation von Befugnissen 
auf einen „Assis tant" i m Einzelfall nicht aus. Die Abgrenzung 
der Aufgaben des „Kabinet tschefs" , dem Abteilungsleiterstel­
lung zukommen soll und nicht bloß die Stellung eines ersten 
P r iva t s ek re t ä r s , sowie die Zuordnung des „Kommissa r s für 
Technische Hi l fe" und des „Pe r sona ld i r ek to r s " zu Abteilungs­
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[eitern gleichen Ranges, dür f t en Probleme aufwerfen. 
Bei der Umorganisation des Sekretariates i m Jahre 1961 l ieß 
der G e n e r a l s e k r e t ä r den Gedanken der Zweitei lung der Spit­
zenbeamten nach politischen und v e r w a l t u n g s m ä ß i g e n Ge­
sichtspunkten fallen. Der G e n e r a l s e k r e t ä r füh r t e einzelne 
Gedanken aus dem von i hm vorgelegten Vorschlag aus, wobei 
er zum Tei l die gegen seine P l ä n e laut gewordene K r i t i k be­
rücksichtigte. Die Organisa t ionsvorschläge des Sachve r s t änd i ­
genausschusses blieben demgegenübe r unberücks icht ig t : W ä h ­
rend alle i n diesem Ausschuß e rö r t e r t en Vorschläge die „Bü­
ros des G e n e r a l s e k r e t ä r s " abschaffen woll ten, hat der Gene­
ra l s ek re t ä r seinerseits diesen Tei l seiner Verwal tung ge­
s t ä r k t 2 7 . 
Der G e n e r a l s e k r e t ä r wandelte das A m t des „Exeku t iv -Ass i -
stenten" i n das eines „Kabinet tschefs" um, wobei der Begriff 
des Kabinetts nicht i m modernen staatsrechtlichen Sinne zu 
verstehen ist, sondern i m Sinne des „P r iva tkab ine t t s " angel­
sächsischer P r ä g u n g , bei der dem Kabinettschef die Stellung 
eines P r i v a t s e k r e t ä r s zukommt. Neben seiner Funkt ion als 
P r i v a t s e k r e t ä r des Gene ra l s ek re t ä r s ist der Kabinettschef 
aber gleichzeitig Chef des Protokolls und für die Angelegen­
heiten der Generalversammlung verantwortl ich. Er ist des­
halb zu Recht Abteilungsleiter i m Rang eines Untergeneral­
sekre tä r s . Z u den „Büros des G e n e r a l s e k r e t ä r s " gehören auch 
weiterhin Rechts-, Finanz- und Personalabteilung. Nunmehr 
werden aber auch die Büros der U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r e für 
besondere politische Angelegenheiten m i t einbezogen. M i t die­
ser Erweiterung seines „Büros" s t ä r k t der G e n e r a l s e k r e t ä r 
seine Stellung. Die ü b r i g e n sieben Abteilungen bleiben er­
halten. 

Diese Organisationsform des Sekretariates stellt ein Opt imum 
dar, da sie sich i m Kongo-Konf l ik t b e w ä h r t hat. Es spricht 
für die Klughei t von U Thant, daß er sich zunächs t ein eigenes 
Ur te i l ü b e r die Frage der Organisation bilden w i l l . Die ein­
zige Neuerung die U Thant e ingeführ t hat, ist das sogenannte 
„Kabine t t " des Gene ra l sek re t ä r s . Gibt es i m Sekretariat der 
U N nunmehr w i r k l i c h ein „Kab ine t t " 2 8 ? 
Anläßl ich seiner Wahl durch die Generalversammlung er­
k l ä r t e U Thant am 3. November 1961 unter anderem: „ . . . ich 
habe m i r insbesondere vorgenommen, eine bestimmte Anzahl 
von Personen, gegenwär t ige oder zukünf t ige Untergeneral­
sekre tä re , zu bitten, mich i n den wichtigen Fragen der Aus­
ü b u n g derjenigen Funktionen zu beraten, die dem General­
s ek re t ä r durch die Charta der U N ü b e r t r a g e n werden" 2 9 . A m 
29. Dezember 1961 wies U Thant anläßl ich der Ernennung von 
drei weiteren U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r e n darauf hin, daß die acht 
U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r e seine „Ers ten Ratgeber" seien 3 0 . Diese 

I~Jeuchelei ist eine Schwäche der Politik 

und verrät wenig Klugheit: Es bedarf 

eines starken Geistes und eines starken 

Herzens, um zu tuissen, wann man die 

Wahrheit sagen und sie tun kann. Große 

Heuchler sind deshalb nur die schwachen 

Politiker. 
François Bacon 

Stellungnahmen des Gene ra l s ek re t ä r s werden i n seinem 
17. Jahresbericht wie folgt p räz i s ie r t : 

„Der Gene ra l s ek re t ä r hat am 29. Dezember 1961 i n Ü b e r ­
einstimmung m i t seiner f rüher vor der Generalversamm­
lung abgegebenen E r k l ä r u n g angekündig t , d a ß er acht 
U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r e gebeten hat, seine Hauptratgeber 
i n allen wichtigen Fragen zu sein, die sich aus der Durch­
füh rung der durch die Charta der U N dem Generalsekre­
t ä r ü b e r t r a g e n e n Aufgaben ergeben. Er wies darauf h in , 
daß es seine Absicht sei, sich mit ihnen einzeln, gemein­
sam oder in anderer Weise, wie es die Umstände ver­
langen, zu beraten." (Unterstreichung vom Verfasser) 3 1 . 

Der letzte Satz dieser E r k l ä r u n g zeigt, daß von einem „Kab i ­
nett" des Gene ra l s ek re t ä r s i m modernen staatsrechtlichen 
Sinne nicht gesprochen werden kann. Das moderne „Kab i ­
nett" stellt eine Form der F ü h r u n g durch eine Mehrheit von 
Personen, das Kol legium der Minister, dar. Normalerweise ist 
auch der „P remie rmin i s t e r " in diesem Kreise nur ein „ p r i m u s 
inter pares". Die Füh rungsen t sche idungen des Kabinetts wer­
den durch Beschlußfassung getroffen, wobei allen Mitgl iedern 
grundsätz l ich gleiches Stimmrecht zukommt. Von einem sol­
chen System kann jedoch nicht die Rede sein, wenn sich der 
Genera l sek re tä r , je nach den U m s t ä n d e n , m i t einzelnen oder 
allen seinen „Ra tgebe rn" be rä t . A u ß e r d e m w i r d stets betont, 
daß es sich u m eine b loße Beratung, nicht u m eine gemein­
same Beschlußfassung handelt. Die Entscheidungen t r i f f t a l ­
lein der Genera l sekre tä r . Eine andere Handhabung der 
F ü h r u n g des Sekretariates w ä r e m i t den Bestimmungen der 
Charta auch nicht zu vereinbaren, da allein der General­
s e k r e t ä r als einziger g e w ä h l t e r Beamter des Sekretariates 
die Verantwortung für die F ü h r u n g der Sekre ta r ia t sgeschäf te 
gegenüber den übr igen Hauptorganen der U N t räg t . 
M i t der A m t s ü b e r n a h m e durch U Thant haben sich also zu­
nächst keine Neuerungen i n der Organisation und F ü h r u n g 
des Sekretariates ergeben. Wie sich auch aus der Vollendung 
der Kongo-Akt ion ergibt, greift die A m t s f ü h r u n g der beiden 
Gene ra l s ek re t ä r e nahtlos ineinander über . Dami t hat sich 
tatsächlich die von der Vorbereitenden Kommission er­
wünsch te internationale Verwaltungstradit ion des Sekretaria­
tes der U N entwickelt. Unter der F ü h r u n g se lbs tändiger und 
unabhäng ige r G e n e r a l s e k r e t ä r e w i r d das Sekretariat nur von 
den Grundsä t zen und Zielen der Charta und den Richtlinien 
der beschl ießenden Organe geleitet. Das Sekretariat steht 
damit auch weiterhin als wirksames Instrument für die 
Durchführung einer internationalen UN-Po l i t i k zur Ver fü ­
gung, so wie sie Dag H a m m a r s k j ö l d i n seinem politischen 
Testament, seiner E in füh rung zum 16. Jahresbericht des Ge­
ne ra l sekre tä r s , aufgezeigt hat. 

Die sich nach der Wahl U Thants zum G e n e r a l s e k r e t ä r der 
Vereinten Nationen a u f d r ä n g e n d e Feststellung, die Sekreta­
riatskrise sei ü b e r w u n d e n , geht demnach an der ta tsächl ichen 
Lage des Sekretariates vorbei. Ü b e r w u n d e n ist die Krise u m 
das A m t des G e n e r a l s e k r e t ä r s : Die „Sekre t a r i a t sk r i se" hat 
nicht stattgefunden. 

Anmerkungen : 
21 S. Anm. 12a, aaO, p. 14 ff.; Baily, Sidney D., s. Anm. 1, aaO, 

p. 68 ff. 
22 S. Anm. 12a, aaO, p. 16. 
23 Organigramm in The United Nations Secretariat, s. Anm. 12a, aaO, 

p. 50 und Un-Doc. A/4776 p. 13. 
24 UN-Doc. A/4776 p. 14 und UN-Doc. A/4901 Annex 1 p. 1. 
25 UN-Doc. A/4776 p. 15 ff.; 10. Bericht des Komitees für Verwaltungs­

und Haushaltsfragen, UN-Doc. A/4901, insbes. die Zusammenfas­
sung in Annex 1. 

26 UN-Doc. A/4794. 
27 UN-Doc. A/4794 und UN-Doc. St/SER.F/179/Rev. 1 sowie das Organi­

gramm bei Baily, Sidney D., s. Anm. 1, aaO, p. 74 f. 
28 Vgl. Kägi, Ulrich, Der Generalsekretär und sein Kabinett, in 

V E R E I N T E NATIONEN 10. Jg. (1962) Heft 2 S. 60 ff. 
29 Revue des Nations Unies 10 Jg. (1961) No. 11 p. 53 f. 
30 Revue des Nations Unies 11. Jg. (1962) No. 11 p. 59. 
31 Annual Report of the Secretary General on the Work of the 

Organization, 16 June 1961 — 15 June 1962. New York: United 
Nations 1962, General Assembly Official Records Suppl. No. 3 
(A/5203) p. 108 f. 
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UN und Sonderorganisationen in Kürze 

Die Trauerfeierlichkeiten für Präsident 
Kennedy in den Vereinten Nationen 

„John Fitzgerald Kennedy, der 35. 
P räs iden t der Vereinigten Staaten, ist 
tot. Er starb auf seinem Posten, i m 
Dienst seines Landes. Die he imtück i ­
sche Tat eines Meuchelmörders , ge­
boren aus H a ß und Fanatismus, gegen 
die er so kra f tvo l l kämpfte , hat ein 
Leben voller Erfolge und voller Hoff­
nung für sein Land und die Menschheit 
in der B lü te seiner Jahre ausgelöscht. 
Nicht nur Amerika, sondern die ganze 
Welt trauert u m seinen Hinschied, denn 
die ganze Welt hat einen jener seltenen 
Menschen verloren, in denen sich Ener­
gie und G r o ß m u t verbinden, u m i m 
Dienste edelster Ziele glorreiche und 
fruchtbare Taten zu bewirken. 
John Fitzgerald Kennedy war ein Len­
ker der Völker i m vollen Sinne des 
Wortes. Sein unerschüt ter l icher Glaube 
an die Notwendigkeit, die u n v e r ä u ß e r ­
lichen Rechte auf die Würde der Mensch­
heit erneut zu bekräft igen und zu s t ä r ­
ken, und sein Kampf gegen Vorurteile, 
Diskr iminierung und ungleiche Behand­
lung gewannen ihm die U n t e r s t ü t z u n g 
und die Liebe von Mill ionen, die noch 
unter diesen Ungerechtigkeiten leiden. 
Sein umfassender Überblick ü b e r die 
Weltprobleme, der ihn befähigte , die 
Verteidigung der Grundsä tze und Idea­
le, von denen er überzeugt war, m i t der 
Geduld zu verbinden, die zur Wahrung 
des Friedens und für ein besseres ge­
genseitiges Vers tändnis unter den Völ­
kern nöt ig ist, gewann i hm die Bewun­
derung und die Achtung unter allen 
Nationen. 

Seine Schlichtheit und seine Liebens­
w ü r d i g k e i t als Sohn, Gatte und Vater 
l ießen ihn sehr tief i n die Herzen seiner 
Landsleute eindringen und sehr tief 
gleichfalls i n die Herzen jenseits der 
Landesgrenzen. 
Das B i l d von Präs iden t Kennedy, die 
Spuren, die er hinterlassen hat, k ö n n e n 
nie mehr ausgelöscht werden. Diese 
Spuren sind ebenso tief i n dieser Halle 
der Generalversammlung verzeichnet, 
i n der w i r heute versammelt sind, 
seiner ehrend zu gedenken.. ." 

M i t diesen Eingangsworten eröffnete 
der P r ä s i d e n t der jetzigen General­
versammlung, Carlos Sosa-Rodriguez, die 
Trauersitzung der Vereinten Nationen 
am Dienstag, dem 26. November 1963, 
zu Ehren des ermordeten amerikani­
schen P räs iden ten Kennedy. Ernst, 
W ü r d e und echte Trauer lagen ü b e r 
der Versammlung der Delegierten aller 
111 Mitgliedstaaten der Weltorgani­
sation. P r ä s i d e n t Kennedy hatte noch 
zu Beginn der Tagung an gleicher Stelle 
zur gleichen Versammlung gesprochen. 
Seinen Worten und seinem Auftreten 
waren Vertrauen, Festigkeit ebenso wie 
Geduld und Selbstbeherrschung zu ent­
nehmen gewesen. Sein hoher I n ­
tellekt, sein Wirklichkeitssinn und die 
Kenntnis der Weltlage, sein Unwi l le 

gegen Phrasen und Unaufrichtigkeit 
p rädes t in ie r t en ihn zum w ü r d i g e n F ü h ­
rer der westlichen Welt. Als solcher 
scheute er sich nicht, echte Entspannung 
mi t dem großen Gegenspieler zu su­
chen, woh l wissend, d a ß jeder andere 
Weg auf die Dauer zur allgemeinen 
Vernichtung führen müsse . Aber er 
suchte Entspannung nicht aus Schwäche, 
sondern aus Einsicht. Er konnte sich, 
seiner Festigkeit und, wenn es sein 
m u ß t e , seines Mutes bewußt , ü b e r bis­
weilen geäußer t e Vorwür fe der Nach­
giebigkeit hinwegsetzen. Er t rug die 
Verantwortung, und er t rug sie k lug 
und würd ig . I n weniger als drei Jahren 
hat er die Welt ve rände r t , dem Westen 
Vertrauen und Ini t ia t ive zu rückgewon­
nen. Seine echten F r i edensbemühungen 
wurden m i t denen des verstorbenen 
Papstes Johannes X X I I I . verglichen. 
Die drei Kugeln des Attentates wurden 
mi t den drei Schüssen, die Ghandi er­
mordeten, und sein Eintreten und die 
Folgen dieses Eintretens für die Rassen­
gleichheit i n seinem Lande mi t Handeln 
und Tod des fast genau 100 Jahre zu­
vor gleichfalls erschossenen Präs iden ten 
Abraham Lincoln verglichen. 

Solche und ähnliche Gedanken beweg­
ten i n der Trauerstunde alle, die für 
ihre Staaten oder für Staatengruppen 
das Wort ergriffen. Es waren die Ver­
treter aller Länder , aller Rassen, aller 
Religionen und aller politischen Blöcke 
und Richtungen. Es sprachen der P r ä ­
sident der Generalversammlung, Gene­
ra l sekre tä r U Thant für sich und meh­
rere Tausende von UN-Beamten. Es 
sprachen die 13 Vizepräs identen, unter 
ihnen zwei Delegierte des Ostblocks, die 
Vorsitzenden der sieben Hauptaus­
schüsse, die anwesenden P rä s iden t en 
f rüherer Generalversammlungen, Paul 
Spaak, Padilla Nervo, Mrs. Pandit 
Nehru, Be laûnde , Boland, Mongi S l im 
und Zafrulla Khan. Der Chefdelegierte 
der Vereinigten Staaten, Botschafter 
Adla i Stevenson, dankte als letzter i m 
Namen seines Landes. I m Auftrag des 
neuen P rä s iden t en Johnson konnte er 
der Versammlung mitteilen, daß die 
Vereinigten Staaten unvermindert die 
Weltorganisation i n ihren Anstrengun­
gen, den Frieden zu erhalten, unter­
s tützen w ü r d e n . Die Vereinigten Staa­
ten w ü r d e n für Abkommen wi rken , wo 
solche möglich, und m i t Geduld und 
Beharrlichkeit verhandeln, bis solche 
möglich. Stevenson schloß: „ John K e n ­
nedy glaubte leidenschaftlich daran, d a ß 
Friede und Gerechtigkeit untrennbar 
sind; und er glaubte, wie er dieser Ver­
sammlung 1961 sagte: , In der Entwick­
lung dieser Organisation liegt die einzig 
wahre Alternative zum Kr ieg . . 

A n den Beisetzungsfeierlichkeiten i n 
Washington am Tage zuvor hatten als 
Vertreter der Vereinten Nationen Ge­
ne ra l s ek re t ä r U Thant, der P rä s iden t 
der Generalversammlung, der P rä s iden t 
des Sicherheitsrates und die sechs U n ­

te rgene ra l sek re t ä re amerikanischer Na­
t iona l i tä t teilgenommen. 

Die Nachricht von der Ermordung 
Kennedys t raf bei den Vereinten Na­
tionen ein, w ä h r e n d die Generalver­
sammlung am Freitag, dem 22. Novem­
ber, ihre Nachmittagssitzung abhielt. 
Der P r ä s i d e n t teilte mit , er habe die 
traurige Pflicht, dem Plenum den t ra ­
gischen Tod P rä s iden t Kennedys, der 
an diesem Mit tag in Dallas, Texas, er­
mordet worden sei, mitzuteilen. Er 
sprach sein Beileid und das der Gene­
ralversammlung dem Ständ igen Ver­
treter und Chefdelegierten der Ver­
einigten Staaten bei den Vereinten Na­
tionen, Botschafter Adla i Stevenson, 
aus, ferner Vizepräs ident Lyndon John­
son und Mrs. Kennedy und der Fa­
milie des P rä s iden ten . Generalsekre­
t ä r U Thant wünsch t e seine tiefe Trau­
er übe r dieses so tragische Ereignis 
und seine Anteilnahme für Mrs. K e n ­
nedy, die Mitglieder der Familie, die 
amerikanische Regierung und die 
amerikanischen B ü r g e r auszusprechen. 
Die Versammlung erhob sich zu einer 
Schweigeminute. Der P r ä s i d e n t ver­
tagte die Sitzung. Die Flagge vor dem 
H a u p t g e b ä u d e der Vereinten Nationen 
ging auf halbmast. 

Die allgemeine Stimmung beim E i n ­
treffen der Nachricht kennzeichnete der 
französische Delegierte bei den Ver­
einten Nationen, Botschafter Seydoux, 
m i t folgenden Worten: „Alle, die am 
vergangenen Freitag i n den Vereinten 
Nationen anwesend waren, als die 
schreckliche Nachricht eintraf, werden 
den Augenblick nie vergessen. I n der 
Stille, die unmittelbar eintrat — jene 
Stille, die große Ereignisse begleitet —, 
schien es, wie wenn das Leben dieses 
Hauses unterbrochen w ä r e . Zweifel, 
B e t ä u b u n g und Bes tü rzung zeichneten 
sich auf allen Gesichtern ab. Jeder, 
gleich welchen Landes oder welcher 
Stellung, empfand die gleiche Bewe­
gung. Man hatte das Gefühl, d a ß sich 
unsere Gemeinschaft ins t inkt iv u m u n ­
sere amerikanischen Freunde zusam­
menschl ieße. Dieses Gefühl ergriff bald 
die ganze Welt. E in Mann, ein junger 
Mann, ein Staatsoberhaupt, der P r ä ­
sident der Vereinigten Staaten von 
Amerika, einer der g röß ten F ü h r e r 
unserer Zeit, war gerade unter den K u ­
geln eines Meuche lmörders gefallen." 

Trotz aller Trauer und allen tiefemp­
fundenen Mitgefühls durchzog die Ver­
sammlung der Entschluß, nicht in Trau­
er zu verharren, sondern den Tod des 
Ermordeten als die Verpflichtung auf­
zufassen, für die von i hm angestrebten 
Ziele wei terhin ta tkräf t ig zu wi rken . 

Fortsetzung der Beobachtertätigkeit 
in Jemen 

Genera l s ek re t ä r U Thant hat am 31. 
Oktober die Fortsetzung der Beobach­
te r tä t igke i t durch die Vereinten Natio­
nen in Jemen angeordnet, nachdem 
er tags zuvor ihre Einstellung und die 
Rückkehr der Beobachtermission aus 
Jemen in die Wege geleitet hatte. 
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I n Jemen, vor allem in den nördl ichen 
gebirgigen Grenzgebieten, besteht ein 
mehr oder weniger heftiger B ü r g e r ­
krieg zwischen den königs t reuen A n ­
h ä n g e r n des ges türz ten Imam al-Badr 
und den Truppen der jetzigen republ i ­
kanischen Regierung. Ausländische be­
waffnete Mächte sind beteiligt und ge­
fährden hierdurch den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit. Einerseits 
versorgt Saudi-Arabien die A n h ä n g e r 
des Imam mi t Waffen und Munit ion, 
andererseits un te r s tü tzen in Jemen be­
findliche Einheiten der Vereinigten 
Arabischen Republik in S t ä r k e von 
anfangs 20 000 Mann die republ ikani­
sche Regierung. U m die Gefahren zu 
beseitigen und den Bürge rk r i eg nach 
Möglichkeit zu beenden, mindestens 
aber den Versuch zu machen, ihn in 
Grenzen zu halten, hatte der Sicher­
heitsrat am 11. Juni seine Einwil l igung 
zur Aufstellung einer Beobachtermis­
sion der Vereinten Nationen gegeben. 
Sie erhielt die Aufgabe, die Durch­
führung eines zwischen den Regierungen 
Jemen, Saudi-Arabien und Vereinigte 
Arabische Republik am 20. Ju l i auf Ver­
mi t t lung der USA zustandegekomme­
nen Ubereinkommens zu überwachen , 
demzufolge die V A R ihre Einheiten aus 
Jemen zurückziehen und Saudi-Arabien 
jede Hilfe an die royalistischen A n ­
h ä n g e r einstellen w ü r d e n (Vgl. V N 
5/1963 S. 150 ff., 4/1963 SS. 137 und 144, 
3/1963 S. 75). Die Beobachter tä t igkei t 
der U N war vorerst für zwei Monate 
vorgesehen. Sie erhielt eine Gesamt­
s tä rke von rund 200 Mann. Das Beob­
achtungsgebiet umfaß t 15 000 q k m und 
erstreckt sich i m Norden Jemens bei­
derseits der jemenitisch-saudiarabischen 
Grenze in einer Tiefe von etwa je 
20 k m ü b e r einige hundert Kilometer. 
Die Kosten wurden anteilig von Saudi-
Arabien und der V A R ü b e r n o m m e n . 
I n seinem Bericht vom 4. September 
an den Sicherheitsrat m u ß t e der Ge­
ne ra l s ek re t ä r feststellen, d a ß die betei­
ligten Parteien die entscheidenden Ver­
pflichtungen aus dem von ihnen ge­
schlossenen Ü b e r e i n k o m m e n bis dahin 
nicht erfüllt hatten. Nachdem jedoch 
die Parteien auch weiterhin die A n ­
wesenheit der Beobachtermission i n 
Jemen wünsch ten und die Kosten für sie 
zu zahlen bereit waren, verfügte der 
Gene ra l sek re t ä r die Fortsetzung der 
Beobachter tä t igkei t für vorerst weitere 
zwei Monate. Nach Ablauf dieser Zeit 
gab U Thant in seinem neuen Bericht 
vom 28. Oktober an den Sicherheitsrat 
bekannt, daß auch jetzt keine Durch­
führung des Vertrags durch die Haupt­
parteien Saudi-Arabien und V A R er­
folgt sei. Die beiden Staaten beschuldig­
ten sich gegenseitig, das Ü be r e i nkom ­
men nicht durchgeführ t zu haben und 
durchzuführen. Saudi-Arabien behaup­
tet, seinerseits die Lieferung von Kriegs­
material an die Royalisten eingestellt 
und mit der Beobachtermission zur 
Überprüfung dieser Behauptung zusam­
mengearbeitet zu haben, w ä h r e n d die 
VAR nicht, wie vereinbart, ihre Truppen 
abgezogen hä t t e , sondern wei terhin 
ihre mil i tär ische Tät igkei t ausüb te , die 

von Jemen beherrschten Gebiete bom­
bardiere und saudiarabisches Terr i to­
r i u m überf löge. Die Regierung der 
VAR, deren Truppen sich in Jemen auf 
Grund eines Beistandspaktes zwischen 
der republikanischen Regierung Jemens 
und der V A R befinden, ist der M e i ­
nung, daß , wie auch immer die Unter­
s tü tzung der I m a m - A n h ä n g e r durch 
Saudi-Arabien gegenwär t ig erfolge, die 
i m Besitz des Imam befindlichen Vor ­
r ä t e ebenso wie die nach völ l igem A b ­
zug der VAR-Truppen erneut mögliche 
Belieferung mi t Waffen es i hm erlaub­
ten, die Operationen gegen die recht­
mäß ige republikanische Regierung Je­
mens fortzusetzen. I m übr igen habe 
die V A R einen erheblichen Tei l ihrer 
Truppen abgezogen. 
Nach Meldungen der UN-Mission hat 
die Kampf tä t igke i t insgesamt nach­
gelassen. I n den meisten Gebieten ist 
sie völlig zum Stillstand gekommen. 
Die Parteien begnügen sich i m allge­
meinen mi t der Sicherung ihrer jetzigen 
Positionen. A l l e direkt oder indirekt 
Beteiligten suchen nach einem K o m ­
promiß . 
Wenn sich Saudi-Arabien Ende Okto­
ber weigerte, abermals für weitere 
zwei Monate die hälftig anfallenden 
Kosten für die Beobachtermission zu 
übe rnehmen , so sollte damit ein gewis­
ser Druck auf die V A R zur Lösung des 
Problems auf dem Wege übe r die UNO 
erreicht werden. Die V A R ihrerseits 
hatte die Weiterzahlung ihres Anteils 
zugesagt. 
U Thant nahm jedenfalls ungeachtet 
der Kompromiß t endenzen die faktische 
Nichtdurchführung des Ü b e r e i n k o m ­
mens zwischen Saudi-Arabien und der 
V A R wie auch die Weigerung Saudi-
Arabiens, eine Kostenbeteiligung w e i ­
terhin zu übe rnehmen , zum Anlaß , dem 
Sicherheitsrat i n seinem Bericht vom 
28. Oktober 1963 anzukündigen , d a ß 
er die seinerzeit von den Parteien 
erbetene Beobachter tä t igkei t der U N 
mi t Ablauf des 4. November einstellen 
werde. Nach Bekanntwerden dieser A n ­
ordnung stellte sich schnell heraus, d a ß 
die Anwesenheit der Beobachtermission 
in Jemen allseitig e rwünsch te r und 
nützl icher war, als es auf Grund der 
Nichtdurchführung des Abkommens 
durch die Vertragsparteien den A n ­
schein hatte. Die Vereinigten Staaten 
vor allem sahen in der weiteren A n ­
wesenheit der UN-Mission in dem k r i -
senhaltigen Gebiet zum mindesten eine 
Möglichkeit, die Spannungen niedrig zu 
halten. Durch eine sehr schnelle und 
wirkungsvolle diplomatische Tät igkei t 
in Riad, der Hauptstadt Saudi-Arabiens, 
wurde erreicht, daß auch Saudi-Arabien 
die Anwesenheit der UN-Mission für 
abermals zwei Monate zu finanzieren 
sich bereit e rk lä r t e . U Thant konnte 
daraufhin am 31. Oktober in einer 
Ergänzung zu seinem Bericht an den 
Sicherheitsrat mittei len, d a ß er auf 
Grund der nunmehrigen Mit te i lung 
Saudi-Arabiens, gleichfalls die Kosten 
für eine weitere zweimonatige Anwe­
senheit und Tät igkei t der UN-Beobach­

termission zu ü b e r n e h m e n , das Verb le i ­
ben der Mission verfügt habe. 
Gene ra l sek re t ä r U Thant hat den Lei ter 
des Europäischen Büros der Vereinten 
Nationen, Un te rgene ra l s ek re t ä r Pier P. 
Spinelli, zu seinem Sonderbeauftragten 
in Jemen und gleichzeitig zum Chef 
der UN-Beobachtungsmission ernannt, 
wie am 4. November am Haupsitz in 
New York bekanntgegeben wurde. Er 
löst damit als Chef den Generalleut­
nant P. S. Gyani ab, der nach Rück­
t r i t t des schwedischen Generals v o n 
Horn (Vgl. V N Heft 4/1963 S. 137) vor ­
ü b e r g e h e n d von seinem Posten als K o m ­
mandeur der an der ägypt isch- is rae l i ­
schen Grenze stehenden Ordnungstruppe 
der UNO, der sogenannten UNEF, zum 
Jemen abkommandiert war ; Gyani 
ü b e r n i m m t wieder seine alte Aufgabe. 
Der Ernennung Spinellis kommt i m 
Hinblick auf die Lösung der Jemen-
Frage möglicherweise entscheidende 
Bedeutung zu. Spinelli ist mi t den 
Angelegenheiten des Vorderen Orients 
vertraut. So spielte er als Vertreter 
H a m m a r s k j ö l d s in der Jordanien-Krise 
des Jahres 1958 eine wichtige Rolle. 
Wie u . a. aus diplomatischen Kreisen 
Beiruts einige Tage nach der Ernen­
nung Spinellis verlautete, sind Be­
strebungen i m Gange, die Jemen-Krise 
bis zum Ablauf der jetzigen Beobach­
tungszeit, also bis zum 4. Januar 1964, 
endgül t ig zu lösen. Es soll ein z w i ­
schen den Vereinten Nationen, der Ve r ­
einigten Arabischen Republik und Sau­
di-Arabien unter M i t w i r k u n g der USA 
abgeschlossener Geheimvertrag v o r ­
liegen, dessen Verwirkl ichung Spinell i 
zur Aufgabe hat. Nach i hm w ü r d e 
die V A R ihre Truppen restlos aus Je­
men abziehen, worauf eine neue v o r l ä u ­
fige jemenitische Regierung gebildet 
w ü r d e , deren Spitze sowohl für die V A R 
wie für Saudi-Arabien tragbar w ä r e . 
Saudi-Arabien hä t t e das republ ikani­
sche Regime i n Jemen anzuerkennen, 
sofern es zwischen Saudi-Arabien und 
der VAR eine strikte Neu t r a l i t ä t wahr t 
und dem jemenitischen V o l k erlaubt, 
sich seine Regierung und Regierungs­
form zu wäh len . 

Veränderungen in den 
Mitgliedschaften der Vereinten Nationen 
und der Sonderorganisationen 

IAEO: Zugang durch die Republik E l ­
fenbe inküs te am 5. Dezember 1963 als 
84. Mitgl ied . 

FAO: Z u g ä n g e durch Algerien, B u r u n ­
di, Rwanda, Tr inidad und Tobago sowie 
Uganda als ordentliche Mitgl ieder und 
durch Kenia, Malta und Sansibar als 
assoziierte Mitglieder am 19. November 
1963. Damit e rhöh t sich die Zahl der 
ordentlichen Mitglieder auf 106 und 
die Zahl der assoziierten Mitgl ieder 
auf 6. 

GATT: Zugänge durch Dahome am 
10. September 1963 als 54., Senegal am 
24. September als 55., Mauretanien am 
26. September als 56., Madagaskar am 
27. September als 57. und Jamaika am 
22. Oktober als 58. Mitg l ied . 
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Die Bundesrepublik und die Vereinten Nationen Dokumente und Nachrichten 

Das seefaste Seminar über internationale Gesundheitsfragen 

und die Arbe i t der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
führ te unter ihrem Vorsitzenden Professor Dr . Jusatz, He i ­
delberg, die Gesundheitskommission der D G V N vom 22. bis 
26. Oktober i m Internationalen Ins t i tu t Schloß Mainau für 
60 Professoren, Medizinal rä te , Oberinnen und einige Medi ­
zinstudenten aus zehn europäischen L ä n d e r n durch. Es galt 
Informationen übe r das Thema „Die Aufgaben der Wel t ­
gesundheitsorganisation i m Rahmen des Entwicklungsjahr­
zehnts der Vereinten Nationen" zu vermit te ln . Der Schwer­
p u n k t lag in den Ausführungen derjenigen Referenten, die 
selbst als Ärz te in den En twick lungs ländern tä t ig waren. 
So berichteten u. a. Obermedizinalrat Dr . Haisch, Reichenau, 
ü b e r seine Tät igkei t als Psychiatrischer Berater der WHO 
i n Süd-Vie tnam, Professor Hasselmann, Erlangen, ü b e r die 
seelischen und körperl ichen Voraussetzungen für Entwick­
lungshelfer, Dr . J ä g e r von der Deutschen Stiftung für Ent­
wick lungs l ände r in Berl in ü b e r die Ausbildungsarbeit der 
WHO i n Äthiopien und Dr. Beutler von der Univers i t ä t 
Basel ü b e r die Problematik einer wirksamen Entwicklungs­
hilfe auf Grund seiner Erfahrungen i m Kongo. Andere Vor ­
t r äge befaßten sich mi t den Vereinten Nationen, der Wel t ­
gesundheitsorganisation und der Entwicklungshilfe. Es ver­
dient noch besonders e r w ä h n t zu werden, daß der Nestor 
der deutschen Tropenmedizin, der 86jährige Professor Dr. 
Ernst Rodenwaldt, anwesend war und sich an den Diskussio­
nen lebhaft beteiligte. 

Tag der Vereinten Nationen 

Z u m Tag der Vereinten Nationen, m i t dem jähr l ich der 
G r ü n d u n g der Weltorganisation am 24. Oktober 1945 ge­
dacht w i r d , fanden wieder mehrere Veranstaltungen statt. 
So i n Berl in , Bremen, Konstanz, Mannheim, München, Ra­
vensburg und Stuttgart. — Der Landesverband Baden-
W ü r t t e m b e r g der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen nahm den Tag zum Anlaß für ein Podiumsgespräch, 
das Professor Erbe MdL, Tübingen , der stellvertretende Vor ­
sitzende der DGVN, leitete und an dem der Redakteur der 
Zeitschrift „Außenpolit ik", Dr . Bechthold, Stuttgart, Mr . 
Duckworth-Barker, Sonderbeauftragter für Entwicklungshilfe 
beim Europäischen Büro der Vereinten Nationen in Genf, 
M r . Kellermann, Botschaftsrat der US-Botschaft i n Bern 
und f rühe re r amerikanischer Vertreter bei der UNESCO, 
sowie S taa t s sekre tä r Dr. Seifriz, der Vertreter des Landes 
B a d e n - W ü r t t e m b e r g beim Bund, teilnahmen. Die Veran­
staltung nahm einen ausgezeichneten Verlauf und war g l än ­
zend besucht. 

Pädagogen-Seminar am Schliersee 

„Die Aufgaben Europas innerhalb der Vereinten Nationen" 
w a r das Thema eines von der Deutschen Gesellschaft für 
die Vereinten Nationen i m Europa-Haus Schliersee vom 
4. bis 8. November 1963 durchgeführ t en Seminars, an dem 
fast ausschließlich Pädagogen aus der Bundesrepublik t e i l ­
nahmen. Hauptreferent war der stellvertretende Informa­
tionschef des Europäischen Büros der U N in Genf, Monsieur 
Jean Back, der zwei Referate hiel t und dabei u . a. ü b e r 
seine Tät igkei t und Erfahrungen als Angehör iger der U N -
Mission i m Kongo berichtete. 

Mißbrauch der UN durch die SBZ zurückgewiesen 

Der Beobachter der Bundesrepublik Deutschland bei den 
Vereinten Nationen hat am 5. November 1963 den S tänd igen 
Vertre tern der Mitgliedstaaten bei den Vereinten Nationen 
i n New York eine Note zugehen lassen. Sie ist die Zurück ­
weisung eines weiteren Versuchs der Zonenbehörden , sich 
nach und nach die ihnen fehlende völkerrecht l iche Anerken­
nung zu verschaffen und als „Regierung" angesehen zu wer­
den. I m Bereich der Vereinten Nationen bedienen sie sich 
hierzu der Methode, Eingaben, die sie selbst bei den Verein­
ten Nationen auf direktem Weg als nicht anerkannte Regie­
rung nicht anbringen können , durch andere kommunistische 

Staaten als offizielle UN-Dokumente einschleusen zu lassen. 
So hat i n diesem Fa l l die Tschechoslowakei als Mitgliedstaat 
durch ihren Delegierten bei den Vereinten Nationen eine 
eigene Eingabe zu dem Tagesordnungspunkt „Prüfung von 
G r u n d s ä t z e n des Völkerrechts betreffend freundschaftliche 
Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen Staaten i m E i n ­
klang m i t der Charta der Vereinten Nationen" gemacht, der 
sie als Anlage eine Stellungnahme der Zonenbehörden bei ­
fügte. Die Bundesrepublik, die bei den Vereinten Nationen 
Beobachterstatus hat und i m Gegensatz zu den Zonenbe­
hörden m i t allen, a u ß e r einigen kommunistischen Staaten, 
diplomatische Beziehungen un te rhä l t , ist auf solche Schritte 
nicht angewiesen. Sie hat jederzeit die Möglichkeit , sich 
direkt an die Regierungen oder an die Chefdelegierten der 
Mitgliedstaaten zu wenden, wie sie es auch bei ihrer jetzigen 
An twor t wieder getan hat. Der nachstehende Wort laut der 
deutschen Note läß t den Sachverhalt selbst erkennen: 
„Der S tändige Beobachter der Bundesrepublik Deutschland 
bei den Vereinten Nationen beehrt sich, die Aufmerksamkeit 
Ihrer Exzellenzen, der S tänd igen Vertreter bei den Vereinten 
Nationen auf nachstehendes hinzuweisen: 
Der S tänd ige Vertreter der Tschechoslowakischen Soziali­
stischen RepubUk bei den Vereinten Nationen hat unter dem 
Datum des 10. Oktober 1963 einen Br ief an den P r ä s i d e n t e n 
der X V I I I . Generalversammlung der Vereinten Nationen m i t 
der Bit te gerichtet, einen beigefügten vom 23. September 1963 
datierten Br ief von Dr. Lothar Bolz, .Außenmin i s te r ' der 
sogenannten Deutschen Demokratischen Republik, und eine 
E r k l ä r u n g von dessen ,Regierung' i n Umlauf zu setzen (A/C. 
6/L. 530). Dieser Brief ist darauf angelegt, den Eindruck zu 
erwecken, daß i n Deutschland eine andere Regierung als die 
der Bundesrepublik Deutschland bestehe. I n diesem Z u ­
sammenhang sollte daran erinnert werden, d a ß eine große 
Mehrheit der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen den 
Anspruch der der Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
aufgenöt igten Behörden , als Regierung anerkannt zu werden 
und den genannten Tei l Deutschlands als gesonderten Staat 
anerkennt zu sehen, nicht gelten läßt . 
Die E r k l ä r u n g dieser Behörden , die vorgeblich den Tages­
ordnungspunkt ,Prüfung von Grundsä t zen des Völkerrechts 
betreffend freundschaftliche Beziehungen und Zusammen­
arbeit zwischen Staaten i m Einklang m i t der Charta der Ver­
einten Nationen' behandelt, erweckt also den klaren A n ­
schein, darauf gerichtet zu sein, daß für die Sowjetische Be­
satzungszone Deutschlands erneut der Anspruch auf Eigen­
staatlichkeit geltend gemacht w i r d , und sich zu diesem Zwecke 
i n i r re führender Weise auf die Grundsä tze des Völkerrechts 
und die Charta der Vereinten Nationen zu berufen. 
Ferner stellt die Pol i t ik der Behörden der Sowjetischen Be­
satzungszone Deutschlands eine klare Verneinung des Selbst­
bestimmungsrechts aller Völker dar, we i l sie auf der Teilung 
Deutschlands gegen den Wil len seiner Bevölkerung beruht. 
Die i n der E r k l ä r u n g enthaltene Behauptung, die Pol i t ik der 
.Regierung der Deutschen Demokratischen Republik' . . . ,hat 
sich stets von den Grundsä t zen der Charta der Vereinten 
Nationen leiten lassen', erweist sich damit als i r re führend. 
Die Behörden der sogenannten Deutschen Demokratischen 
Republik haben sich eines beispiellosen Verfahrens bedient: 
Sie haben veran laß t , daß Vorschläge innerhalb der Vereinten 
Nationen i n Umlauf gesetzt wurden, deren notwendiges Ergeb­
nis die Ze r s tö rung der politischen Einheit der deutschen 
Nation w ä r e und die so den Wünschen der übe rwä l t i genden 
Mehrheit ihres eigenen Volkes Hohn spräche. Das deutsche 
Volk tei l t vo l l und ganz die weltweite Friedenssehnsucht. Die 
in Rede stehende E r k l ä r u n g betrifft jedoch Vorschläge, die 
unter dem Vorwand, der Sache des Friedens zu dienen, allem 
Anschein nach darauf angelegt sind, durch Verewigung der 
Spaltung der deutschen Nation die internationale Spannung 
nur zu verschärfen. Wer den Frieden w i l l , sollte das Selbst­
bestimmungsrecht der Völker une ingeschränk t und übera l l 
anerkennen. Hierzu sind die Behörden der Sowjetischen Be­
satzungszone nicht gewill t . Statt dessen haben sie künst l iche 
Grenzen errichtet, haben die unmenschliche Berliner Mauer 
gebaut und damit dem deutschen Volk das Recht auf Fre i -
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zügigkeit i n seinem eigenen Lande gewaltsam verweigert. 
Indem sie sich für solche Zwecke auf die Charta der Vereinten 
Nationen berufen, treiben sie m i t deren Buchstaben und Geist 
Mißbrauch. 
Der S tändige Beobachter der Bundesrepublik Deutschland 
benutzt diese Gelegenheit, Ihren Exzellenzen, den S tändigen 
Vertretern bei den Vereinten Nationen die Versicherung seiner 
vorzüglichsten Hochachtung zum Ausdruck zu bringen." 

Berliner Journalisten besuchen die UNO 
Wie schon im Vorjahre haben auch zur 18. Generalversamm­
lung zwei Gruppen Berliner Journalisten die Vereinten Natio­
nen besucht, um sich jeweils für eine Woche ein B i l d von 
der konkreten Arbei t der Vereinten Nationen zu machen. 
I n l ängeren Gesprächen m i t Botschafter von Braun, dem 
deutschen Beobachter bei den Vereinten Nationen, mi t Dele­
gierten verschiedenster Länder , vor allem Lateinamerikas, 
und mi t Experten aus dem Sekretariat der U N wurden die 
wichtigsten Tagesordnungspunkte er läu ter t , ebenso wie die 
laufende Arbei t der Vereinten Nationen, insbesondere auf 
dem Gebiet der Entwicklungshilfe. 
Zu den Gesprächspa r tne rn der Berliner Journalisten, die 
Tagespresse, Rundfunk und Fernsehen vertraten, gehör ten 
der Direktor des Sonderfonds und f rühere Administrator des 
Marshall-Plans, Paul Hoffman, der Vertreter der Weltbank, 
Dr. Enrique Lopez, sowie die Botschafter Francis T. P. 
Pl impton und Charles W. Yost von der amerikanischen U N -
Mission. 

Deutsche Besucher der Beobachtermission 
I n den ersten beiden Monaten der 18. Generalversamm­
lung hatte der deutsche Beobachter, Botschafter von Braun, 
mehrfach prominenten Besuch aus Deutschland, was Gele­
genheit zu einer E r l ä u t e r u n g der deutschen Stellung bei den 
Vereinten Nationen und der konkreten Auswirkungen der 
gegenwär t igen Konstellation in den U N auf deutsche Inter­
essen bot. Zu diesen Besuchern gehör ten der P räs iden t des 
Bundesrats und Minis te rpräs iden t von W ü r t t e m b e r g - B a d e n , 
K u r t Georg Kiesinger, der Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Walter Scheel, der Berliner Senator für 
Wirtschaft, Professor Dr. K a r l Schiller, der f rühere B ü r g e r ­
meister von Hamburg Dr. K u r t Sieveking. Auch der Geschäfts­
führer der Deutschen Presse-Agentur, Dr. Wolfgang Weynen, 
benutzte die Gelegenheit seiner Nordamerikareise zu meh­
reren Gesprächen mi t dem deutschen Beobachter und zu 
Expertenbesuchen in den U N . 

Kanadisches Fernsehen behandelt sowjetische UNO-Angriffe 
auf Deutschland 
Die Tatsache, daß die Sowjetunion i n der 18. Generalver­
sammlung sich zwar i m allgemeinen befleißigte, sich i m 
„Geiste von Moskau" von Angriffen gegen den Westen zurück­
zuhalten, jedoch unvermindert ihre Attacken gegen die 
Bundesrepublik Deutschland fortsetzte, ve r an l aß t e die Cana­
dian Broadcasting Corporation, eine ihrer wöchent l ichen 
UNO-Ubersichten i m Fernsehen ausschließlich diesem Thema 
zu widmen. Ausschnitte aus der Gromyko-Rede und den A n ­
griffen des sowjetischen Abrüs tungsde leg ie r ten Nowikow und 
Bilder von der sowjetischen Behandlung amerikanischer Ge­
lei tzüge auf der Berliner Autobahn wurden vom Sprecher 
des kanadischen Rundfunks entsprechend interpretiert. I m 
Anschluß daran wurden dem deutschen Beobachter bei den 
UN, von Braun, eine Reihe von Fragen gestellt, die er ü b e r ­
zeugend dahin beantwortete, es sei sowohl bei den Angriffen 
i n der UNO wie bei den Zwischenfäl len auf der Autobahn 
deutlich erkennbar, daß sich die Sowjets bemüh ten , einen 
K e i l zwischen Deutschland und seine Verbünde ten zu treiben. 

Zurückweisung sowjetischer Angriffe gegen die Bundesrepu­
blik durch Frankreich, Großbritannien und die U S A 
Die Sowjetunion scheint m i t der übl ichen Rollenverteilung 
auf ihre Ve rbünde t en seit dem Moskauer Atomtestabkommen 
in ihrer Propaganda eine neue Takt ik zu verfolgen. A u f 
eine kurze Formel gebracht lautet sie: Mache in weltweiter 
Milde, aber verteufle die Bundesrepublik! Die G r ü n d e sind 
klar. Die Sowjetunion w i l l die Aufmerksamkeit der Welt 
von einer der Hauptursachen der internationalen Spannung, 
der künst l ichen, entgegen dem Wunsch des deutschen Volkes 

bestehenden Teilung Deutschlands ablenken und der Zone 
zur international anerkannten Staatlichkeit verhelfen, denn 
sie we iß wohl , d a ß das Ulbrichtregime sofort verschwinden 
w ü r d e , wenn die Bevö lke rung in der Zone frei handeln 
könn te . A l l e Völker der Welt sehnen sich nach Frieden und 
Entspannung. Danach richtet sich die Sowjetunion, wahr ­
scheinlich sogar aufrichtig, da sie übe rzeug t ist, d a ß Ent­
spannung ihren Interessen dient. W i r d hierbei zugleich die 
Bundesrepublik als imperialistisch und kr iegs lüs te rn hinge­
stellt, so ist sie S törer der Entspannungstendenz. Schon die 
Rede des sowjetischen Außenmin i s t e r s Gromyko am 19. Sep­
tember dieses Jahres in der Generaldebatte zu Beginn der 
augenblicklich noch tagenden Generalversammlung ließ die 
neue Tak t ik erkennen. Seine Aus führungen waren in der 
Tat friedlich bis auf die Ausfäl le gegen die Bundesrepublik. 
Mehrere Male haben sich die Vertreter der Sowjetunion i n 
den Vereinten Nationen i n gleicher Weise verhalten. A m 
bemerkenswertesten der sowjetische Botschafter Nowikow 
i m Haup taus schuß für Pol i t ik und Sicherheit am 31. Oktober 
und 6. November. Es war durchaus nötig, daß diese Propa­
ganda entlarvt wurde. Das geschah sozusagen in einer ge­
meinsamen A k t i o n der drei H a u p t v e r b ü n d e t e n der Bundes­
republik am 13. November. Der nachtstehende Wort laut l äß t 
Themen und A r t und Weise der Entgegnungen deutlich wer ­
den. Es sei noch auf einen anderen Punkt in diesem Z u ­
sammenhang hingewiesen. Häufig ist zu hören , d a ß die 
Bundesrepublik i n der UNO gegen Angriffe der Ostblock­
staaten zu selten, zu wenig oder nicht energisch genug ge­
schützt und verteidigt w i r d . Die Antwor ten der drei West­
mäch te zeigen das Gegenteil. 

Der Vertreter Frankreichs, Botschafter Seydoux, erklärte folgendes: 

Herr Vorsitzender! A m Schluß unserer Sitzung am 6. No­
vember glaubte Herr Nowikow, Anschuldigungen gegen die 
Bundesrepublik Deutschland und gegen die zwischen ihr und 
bestimmten NATO-Staaten verfolgte Pol i t ik vorbringen zu 
müssen . Ohne wegen dieser E r k l ä r u n g eine Polemik einleiten 
zu wollen, m u ß ich doch eine kurze Erwiderung geben, da 
Herr Nowikow sich i n einigen Punkten auf mein Land be­
zogen hat. 
Es scheint m i r nämlich, daß der Vertreter der Sowjetunion 
sowie eine sehr kleine Zahl anderer Mitglieder dieses Aus­
schusses beharrlich den deutsch-französischen Vertrag vom 
22. Januar 1963 als etwas Verdammenswertes darstellen, der 
i n der Welt, besonders i n Europa und dort vor allem i n den 
beiden beteiligten L ä n d e r n als eines der bemerkenswertesten 
und verhe ißungsvol l s ten Ereignisse der Nachkriegszeit beg rüß t 
worden ist, da er die Ver söhnung zweier bisher durch eine 
jahrhundertealte Riva l i t ä t getrennter Völker bekräf t ig te . 
Herr Nowikow, der in diesem Vertrag so etwas wie ein 
Instrument für eine beabsichtigte nukleare Auf rüs tung 
Deutschlands sieht, hielt es für angebracht, eine kürzl ich z w i ­
schen dem französischen Atomenergiekommissariat und den 
Siemens-Schuckert-Werken getroffene Vereinbarung zu er­
wähnen , die er als auf Grund des deutsch-französischen Ver­
trags übe r die mil i tär ische Zusammenarbeit geschlossen dar­
stellte, w ä h r e n d sie nur dazu bestimmt ist, unseren Nachbarn 
die von den Technikern des Verbands der französischen Elek­
t r i z i t ä t swerke beim Bau der Graphit- und D 2 0-Reaktoren ge­
sammelten Erfahrungen zugute kommen zu lassen. Ich glaube 
nicht, daß es sich die Sowjetunion zur Regel gemacht hat, die 
F rüch te der von ihr selbst i m Reaktorbau erworbenen Erfah­
rungen für sich zu behalten und ihren Freunden vorzuent­
halten. 
Der Vertrag übe r die deutsch-französische Zusammenarbeit 
b e r ü h r t i m Gegensatz zu dem, was einige Redner i m Verlauf 
dieser Debatte behauptet haben, in keiner Weise die Gül t ig ­
keit der 1954 von der Regierung der Bundesrepublik Deutsch­
land ü b e r n o m m e n e n Verpflichtungen, keine atomaren, bakte­
riologischen oder chemischen Waffen herzustellen. Man kann 
ohne böse Absicht nicht das Gegenteil behaupten. 
Abschl ießend möchte ich den Vertreter der Sowjetunion dar­
an erinnern, d a ß die wirkliche Ursache für die immer noch 
i n Europa bestehende Spannung nicht der ganz natür l iche und 
völlig rechtmäßige Wunsch der Bundesrepublik ist — eines 
Staates, dessen Absichten von Grund aus friedlich sind — 
m i t allen Mit te ln , die m i t seinen Verpflichtungen vereinbar 
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sind, die Verteidigung seines Landes auf sich zu nehmen. 
Ganz im Gegenteil: es ist die Drohung, die auf Ber l in und 
auf den Zugangswegen nach Ber l in lastet; es ist der Bau der 
Mauer, die man unter Verletzung der bestehenden inter­
nationalen Übere inkünf te und unter Mißachtung aller Ge­
fühle der Menschlichkeit mit ten in dieser Stadt errichtet hat, 
um die Stadtteile, die Familien zu trennen, um ein ganzes Volk 
von einer Welt abzuschneiden, zu der es, wie es uns bewiesen 
hat, weiterhin gehör t ; es ist die Weigerung, dem deutschen 
Volk das Selbstbestimmungsrecht zuzugestehen, die einzige 
sichere Grundlage, um endlich einen wirkl ichen Frieden in 
Europa zu schaffen. 

Der Vertreter des Vereinigten Königreiches, Sir Patrick Dean, gab 
folgende Erklärung ab: 

Meine Delegation hat mit großem Bedauern die von dem 
Vertreter der Sowjetunion soeben abgegebene E r k l ä r u n g so­
wie seine f rühere Erk lä rung vor diesem Ausschuß vernom­
men. Ich m u ß den Herrn Vorsitzenden und den Ausschuß um 
Nachsicht bitten, wenn ich eine kurze Erwiderung gebe. 
Zunächs t möchte ich die Aufmerksamkeit des Ausschusses 
auf den unnachgiebigen Ton der sowjetischen E r k l ä r u n g e n 
lenken, die w i r gehört haben. Nach unserer Auffassung pas­
sen sie kaum zu dem von der Sowjetunion geäuße r t en 
Wunsch, die Beziehungen zwischen Ost und West zu verbes­
sern, einem Wunsch, den meine Regierung in ganz besonderer 
Weise te i l t und den zu erfüllen w i r unsererseits unser Bestes 
getan haben. 
W i r beabsichtigen nicht, uns von einer solch offensichtlichen 
Inkonsequenz der Sowjetunion entmutigen zu lassen, aber 
w i r haben zumindest das Recht, Fragen an sie zu stellen. 
Warum gibt sie diese Erk lä rungen ab? Wünscht sie nicht, wie 
w i r alle, den Kalten Krieg zum Abschluß zu bringen? Be­
absichtigt sie wirkl ich, die Schranken des Miß t r auens und des 
Verdachts zwischen uns aufrechtzuerhalten und dies gerade 
i n einem Augenblick, wo sich die ersten Anzeichen eines 
Fallens dieser Schranken zeigen? Oder sind diese Beschuldi­
gungen gegen die Bundesrepublik Deutschland Teil des ver­
fehlten Propagandafeldzuges der Sowjetunion zur Rechtferti­
gung der Teilung Deutschlands, zur Rechtfertigung der Er­
richtung eines Regimes im östlichen Teil dieses Landes, das 
so dringend auf einige Zeichen öffentlicher Anerkennung an­
gewiesen ist, zur Rechtfertigung der sowjetischen und ost­
deutschen mil i tär ischen Vorbereitungen und der Anwesenheit 
von 22 sowjetischen Divisionen i n Ostdeutschland, sozusagen 
zur Rechtfertigung des Nichtzurechtfertigenden, nämlich der 
Berliner Mauer und zur Rechtfertigung dessen, was nicht 
einmal die Berliner Mauer verbergen kann: der Vorenthaltung 
des Selbstbestimmungsrechts für 18 Mil l ionen Menschen, die 
auf der anderen Seite der Mauer leben. 
Ich stelle diese Frage nicht in s t re i tsücht iger Absicht. Denn 
w i r haben heute die Aufgabe, die Tatsachen so zu sehen, wie 
sie sind, und uns nicht i r reführen zu lassen durch Versuche, 
übe r den wahren Lauf der politischen Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland Unklarheit zu schaffen. 
I n seiner Rede vom 6. November sagte Herr Nowikow: „Ich 
habe keineswegs die Absicht, hier auf eine Verschlechterung 
des Kl imas hinzuarbeiten, aber die Sowjetunion, die i m 
Zweiten Weltkrieg eine so große Zahl ihrer Söhne verloren 
hat und gewaltige Zers törungen erl i t t , beobachtet zur Zeit 
sehr sorgfäl t ig den Lauf der Entwicklung i n Deutschland, 
die Wiederauf rüs tung Deutschlands, das Wachsen der Gefahr, 
daß Deutschland zum dritten Male einen zers törenden Krieg 
in Gang setzen könnte ." (A/C. 1/PV. 1330, S. 88—90.) 
Ich möchte , um nach meinem eigenen Empfinden zu urteilen, 
sagen, d a ß w i r in England die letzten w ä r e n , zu versuchen, 
i n irgendeiner Weise die Größe der Verluste der Sowjet­
union sowohl an Menschen und Güte rn als auch hinsichtlich 
der Tiefe ihres Leids wäh rend des letzten Weltkriegs zu ver­
dunkeln oder zu bagatellisieren. Aber w i r in England wissen 
ebenfalls einiges übe r den Zweiten Weltkrieg. Auch w i r haben 
schreckliche Verluste erlitten und großes Leid erfahren. Wi r 
haben daher nur die größte Hochachtung und tiefstes M i t ­
gefühl für die Opfer, die unser sowjetischer V e r b ü n d e t e r 
bringen m u ß t e . 
Aber das Entscheidende ist, daß w i r jetzt 1963 versuchen, 
innerhalb dieses Ausschusses und außerha lb auf eine inter­
nationale Gemeinschaft hinzuarbeiten, deren Pol i t ik nicht 

länger auf Furcht und Miß t r auen geg ründe t sein soll. W i r 
werden unser Ziel nie erreichen oder zumindest nur sehr, sehr 
langsame Fortschritte machen, wenn einige von uns s tändig 
zurückschauen auf das, was sich vor zwanzig und mehr Jahren 
ereignet hat. 
Der Vertreter der Sowjetunion sprach von der Auf rüs tung 
der Bundesrepublik. Die Aufstellung bewaffneter S t re i tkräf te 
in der Bundesrepublik ist jedoch nicht aus sich selbst ent­
standen. Al le diese Klagen übe r deutsche Rachsucht und die 
Gefahr, daß Deutschland zum dri t ten Male einen vernichtenden 
Kr ieg in Gang setzen könnte , sind nicht nur unrichtig, sondern 
auch völlig belanglos. Die Auf rüs tung Deutschlands ist nicht 
mehr und nicht weniger als eine notwendige Reaktion auf eine 
sehr reale Bedrohung von außen. Sie wurde i m Rahmen und 
unter der Aufsicht eines Bündnisses von 14 weiteren Staaten 
unternommen. Sie stellt keine unkontrollierte und einseitige 
Handlung der Bundesrepublik Deutschland dar. Solange die 
Bedrohung besteht — und diese ist na tür l ich nicht nur gegen 
die Bundesrepublik Deutschland gerichtet, sondern gegen das 
westliche Bündn i s —, m u ß die Bundesrepublik, die sich in der 
eigentlichen Frontlinie des Gegensatzes, des unglücklichen 
Gegensatzes zwischen Ost und West befindet, i n der Lage 
sein, sich selbst zu verteidigen. Schließlich erkennen w i r alle 
das Recht auf Selbstverteidigung an. Es ist ausdrückl ich i n 
unserer Charta niedergelegt. Wie kann es dann der Bundes­
republik Deutschland vorenthalten werden? 
Wenn sich nur die Sowjetunion von diesen irrationalen Be­
fürchtungen freimachen w ü r d e , dann k ö n n t e n w i r i n der 
Lage sein, auf eine Lösung der deutschen Frage hinzuarbeiten 
und A b r ü s t u n g s m a ß n a h m e n in Europa und in der gesamten 
Welt w i rk l i ch beginnen zu lassen. Das betrachtet die britische 
Delegation als ihr Ziel, und daran arbeiten w i r mi t aller Kraf t . 
Ich möchte den sowjetischen Vertreter ernsthaft bitten, diese 
u n b e g r ü n d e t e n Angriffe auf die Bundesrepublik und die Ver­
suche, ihre Rolle i m westlichen Bündn i s falsch darzustellen, 
aufzugeben. 
Die Sowjetunion weiß sehr wohl — ebenso wie w i r es 
wissen —, daß , solange die gegenwär t igen Verhä l tn i sse an­
dauern, die Ver t e id igungsmaßnahmen , denen sich die Bundes­
republik aus freiem Wil len angeschlossen hat, notwendig sind. 
Das Bestehen dieser mil i tär ischen Bündn i s se ist eine unerfreu­
liche Tatsache, aber es ist eine Tatsache. W i r geben uns der 
ernsthaften Hoffnung hin, daß die Sowjetunion, statt ihre 
Mühe zu vergeuden und unsere ganze Zeit mi t diesen A n ­
griffen auf Deutschland zu verschwenden, sich jetzt ernsthaft 
hier ebenso wie an anderen Stellen der Aufgabe widmen wi rd , 
die jüngs ten Verbesserungen in den Beziehungen zwischen 
Ost und West zu festigen und zu erweitern. Können w i r in 
diesem Rahmen nicht dieses sterile und polemische Streit­
gespräch verlassen und in diesem Ausschuß versuchen, we i ­
tere positive und ernstzunehmende Bei t räge auf dem Gebiet 
der A b r ü s t u n g zu leisten? 

Der Vertreter der Vereinigten Staaten von Amerika, Botschafter 
Stevenson, ergänzte die Vertreter Frankreichs und Großbritanniens 
mit folgenden Hinweisen: 

Herr Vorsitzender! Ich möchte nur noch einmal meinem Be­
dauern d a r ü b e r Ausdruck geben, daß dieser Ausschuß wieder 
einmal mi t der E r ö r t e r u n g eines Themas beschäftigt ist, das 
nicht auf seiner Tagesordnung steht. W i r haben w ä h r e n d 
unserer Sitzung in der letzten Woche nach einer erneuten 
falschen Anschuldigung gegen den politischen Kurs der Bun­
desrepublik Deutschland erk lär t , daß unsere Delegation hofft, 
der Ausschuß werde seine konstruktive Arbei t für die A b ­
rüs tung wieder aufnehmen können . Leider scheinen einige 
Delegationen, insbesondere die der Sowjetunion, besondere 
G r ü n d e dafür zu haben, mi t diesen nicht herausgeforderten 
und ungerechtfertigten Angriffen gegen die Bundesrepublik 
Deutschland i m Zusammenhang mi t den uns vorliegenden 
Entschl ießungen fortzufahren. 
Der Vertreter Frankreichs hat heute noch einmal die Tat­
sachen übe r den Charakter der Außenpol i t ik der Bundesrepu­
bl ik vorgetragen, und der Vertreter des Vereinigten Kön ig ­
reichs hat diese Angriffe entschieden zurückgewiesen. Meine 
Delegation, Herr Vorsitzender, hä l t dies nicht für den ge­
eigneten Ort für eine eingehende Untersuchung der dieser 
Frage zugrunde liegenden politischen Motive, einer Frage, die 
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von Rechts wegen in den Rahmen der europäischen Sicher­
heitsvereinbarungen gehört . Da der Vertreter der Sowjet­
union jedoch diesen Meinungsaustausch beharrlich fortsetzt, 
möchte ich den E r k l ä r u n g e n meiner Kollegen von heute mor­
gen einiges hinzufügen. 
Es scheint klar auf der Hand zu liegen, daß diese melo­
dramatischen Anschuldigungen gegen Westdeutschland in 
Wirkl ichkei t gegen das N A T O - B ü n d n i s gerichtet sind, wie der 
Vertreter des Vereinigten Königreichs soeben ausgeführ t hat. 
Ich b in der Ansicht, Herr Vorsitzender, daß die Sowjetunion 
selbst erkennt, daß die westdeutschen S t re i tk rä f te und die 
NATO-St re i tk rä f t e dasselbe sind. Der sowjetische Vertreter 
bemerkte neulich i n einem anderen Zusammenhang, daß 
General Norstad, der f rühere Oberkommandierende der 
NATO, trotz des Geschreis deutscher „Mili tar is ten", „Revan­
chisten" usw. bestimmte Entscheidungen i m Hinblick auf die 
S t re i tkräf te i n der Bundesrepublik getroffen habe; die So­
wjetunion scheint sich also d a r ü b e r i m klaren zu sein, daß 
diese S t re i tk rä f te gänzlich unter internationalem Kommando 
stehen. 
Die westdeutschen St re i tkräf te spielen als wichtiger Be­
standteil der mi l i tär ischen Verteidigung Westeuropas eine 
entscheidende Rolle beim Schutz aller L ä n d e r der freien Welt. 
Diese ungeheure Aufgabe erfordert es, daß die i m Hoheits­
gebiet der Bundesrepublik Deutschland stationierten N A T O -
St re i tk rä f te eine Aus rüs tung erhalten, mi t der sie jeder 
Aggression einschließlich eines Kernwaffenangriffs standhal­
ten können. 
Ich halte es nicht für notwendig, die Mitglieder des Aus­
schusses an den Grund für die Schaffung der N A T O vor 
15 Jahren zu erinnern. Es genügt , sich daran zu erinnern, daß 
als An twor t auf bestimmte, den neu geschaffenen Frieden 
in Europa bedrohende Aktionen eine starke Streitmacht der 
westlichen Al l i i e r ten notwendig wurde, um Provokationen 
und Übergriffe zu verhindern. Man sollte sich ferner i m 
Zusammenhang mi t der Ve r s t ä rkung der S t re i tk rä f te in der 
Bundesrepublik Deutschland daran erinnern, daß es Ost­
deutschland war, das nach dem Zweiten Weltkrieg mi t der 
Wiederbewaffnung begann. 
Wi r i m Westen haben keinen Grund zu der Annahme, d a ß 
die potentielle Gefahr, der sich die Bundesrepublik Deutsch­
land und das übr ige Westeuropa gegenübersehen, schwächer 
geworden ist. Wi r hoffen es, aber die Verteidigung der N A T O -
Front m u ß fest gesichert werden. Die in westdeutschem Ho­
heitsgebiet befindlichen Kernwaffen unterstehen jedoch der 
ausschließlichen Kontrol le der Vereinigten Staaten und des 
Vereinigten Königreichs. 
Wie über t r ieben , wie beharrlich und wie häufig diese Vor­
wür fe gegen die Bundesrepublik Deutschland auch sein mögen, 

das N A T O - B ü n d n i s hat nicht die Absicht, seinen mil i tär ischen 
Schutz in Europa zu verringern, bis die Bedrohung, die ihn 
ins Leben gerufen hat und der er widerstehen soll, nicht mehr 
vorhanden ist. 
Die unglücklichen Vorfäl le auf der Autobahn, die sich kürzl ich 
ereigneten, haben uns wieder an die potentiellen Provoka­
tionen erinnert, auf welche das westliche Bündn i s e inschl ieß­
lich der Bundesrepublik gefaßt sein m u ß , w ä h r e n d w i r w e i ­
terhin auf eine beiderseitige Entspannung und ein Abklingen 
des Miß t rauens hoffen und darauf hinarbeiten. 
Die Vereinigten Staaten versuchen, trotz der immer noch 
bestehenden internationalen Spannungen übe r A b r ü s t u n g s ­
vereinbarungen zu verhandeln, und w i r hoffen, d a ß dieser 
Ausschuß seine B e m ü h u n g e n in Richtung auf dieses Ziel 
fortsetzen w i r d und daß w i r nicht durch eine weitere Polemik 
gegen das westliche Verteidigungssystem gestör t werden. 

Glückwünsche für Professor Cassin 

Professor R e n é - S a m u e l Cassin, dem Vizepräs identen des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, ist am 18. No­
vember 1963 von der Univers i t ä t Mainz die Ehrendoktor­
w ü r d e verliehen worden. B u n d e s a u ß e n m i n i s t e r Dr. Schröder 
sprach ihm hierzu seine Glückwünsche aus. Professor Cassin 
ist mi t der Allgemeinen E r k l ä r u n g der Menschenrechte der 
Vereinten Nationen auf das engste verbunden, vom ihm 
stammt i m wesentlichen der En twur f der E r k l ä r u n g (vgl. 
S. 190). 

Professor Dieminger im WMO-Ausschuß 

Angesichts der Anregungen, die die meteorologische For­
schung und die Wettervorhersage dadurch erhielten, d a ß 
Wettersatelliten auf die Umlaufbahn gebracht wurden, g r ü n ­
dete der I V . Kongreß der Weltorganisation für Meteorologie 
(WMO), eine Sonderorganisation der Vereinten Nationen, i m 
A p r i l 1963 in Genf einen Beratenden Ausschuß (Advisory 
Committee). Seine Aufgabe soll sein, die Organisation in 
Problemen der a tmosphär i schen Wissenschaften und in Be­
triebsfragen, insbesondere i m Zusammenhang m i t der Ver­
wendung von Wettersatelliten, zu beraten. Der General­
sek re t ä r der WMO hat jetzt die endgül t ige Zusammensetzung 
des Ausschusses bekanntgegeben. Danach befindet sich unter 
den 12 hervorragenden Naturwissenschaftlern aus aller Welt, 
die den Ausschuß bilden, mi t dem Direktor des Instituts für 
Ionensphä renphys ik i m Max-Planck-Inst i tut für Aeronomie, 
Lindau, Prof. Dr. Dieminger, auch ein Wissenschaftler der 
Bundesrepublik. 

Entschließungen der Generalversammlung zu Kernwaffen und Südrhodesien 

Kernwaffen 
Generalversammlung — Gegenstand: Ver­
hinderung der weiteren Ausbreitung von 
Kernwaffen. — Entschl ießung 1380 (XIV) vom 
20. November 1959 
Die Generalversammlung, 
— i m Bewuß t se in der jetzt bestehenden 

Gefahr, daß es zu einer Vermehrung 
der Zahl Kernwaffen besitzender Staaten 
kommen kann, wodurch die internationale 
Spannung und die Schwierigkeit, den 
Weltfrieden zu erhalten, zunimmt, was 
wiederum das Zustandekommen eines 
allgemeinen A b r ü s t u n g s ü b e r e i n k o m m e n s 
erschweren w ü r d e , 

— in der Übe rzeugung daher, daß eine 
E r ö r t e r u n g dieser Gefahr i m Rahmen 
der Beratungen ü b e r A b r ü s t u n g ange­
bracht ist, 

— i m Hinblick auf die Entschl ießung der 
Abrüs tungskommiss ion der Vereinten Na­
tionen vom 10. September 1959, 

—' in dem Wunsche, den Z e h n m ä c h t e - A b ­
rüs tungsausschuß auf ihre Uberzeugung 
aufmerksam zu machen, daß diese Frage 
e r ö r t e r t werden sollte, 

1. schlägt vor, daß der Z e h n m ä c h t e - A b ­
rüs tungsausschuß i m Verlauf seiner 

. Beratungen geeignete M a ß n a h m e n zur 
Vermeidung dieser Gefahr e rö r t e r t , 
einschließlich der Zweckmäß igke i t eines 
Inspektion und Kontrol le enthaltenden i n ­
ternationalen Ü b e r e i n k o m m e n s , demzu­
folge Kernwaffen herstellende Mächte es 
unterlassen, die Ver fügungsgewal t ü b e r 
solche Waffen einer Nation zu ü b e r t r a g e n , 
die sie nicht besitzt, und Mächte , die sie 
nicht besitzen, darauf verzichten, sie her­
zustellen; 

2. ersucht den Ausschuß, das Ergebnis seiner 
Beratungen ü b e r diese Angelegenheit in 
seinen Bericht an die A b r ü s t u n g s k o m m i s ­
sion aufzunehmen. 

(Abstimmungsergebnis: + 70; — 0; = 12: 
Albanien, Bulgarien, China, Frankreich, 
Peru, Polen, Rumän ien , Sowjetunion, Tsche­
choslowakei, Ukraine, Ungarn, Weißrußland. ) 

Generalversammlung — Gegenstand: Ver­
hinderung der weiteren Ausbreitung von 
Kernwaffen. — Entschl ießung 1576 (XV) vom 
20. Dezember 1960 

Die Generalversamlung, 
— i n Erinnerung an ihre Entschl ießung 1380 

(XIV) vom 20. November 1959, 
— i m Bewußtse in der jetzt bestehenden 

drohenden Gefahr, daß es zu einer Ver­
mehrung der Zahl Kernwaffen besitzender 
Staaten kommen kann, wodurch die i n ­
ternationale Spannung und die Schwierig­
keit, den Weltfrieden zu erhalten, zu­
nimmt, was wiederum das Zustande­
kommen eines allgemeinen A b r ü s t u n g s ­
ü b e r e i n k o m m e n s erschweren w ü r d e , 

— mi t Bedauern zur Kenntnis nehmend, daß 
der Zehnmäch te -Abrüs tungsaus schuß ke i ­
ne Möglichkeit sah, diese Frage, die i hm 
durch die Entschl ießung der Generalver­
sammlung 1380 (XIV) ü b e r w i e s e n worden 
war, zu e rö r t e rn , 

— in der Uberzeugung von der Notwendig­
keit eines Inspektion und Kontrol le ent­
haltenden Ü b e r e i n k o m m e n s , demzufolge 
Kernwaffen herstellende Mächte es unter­
lassen, die Ver fügungsgewal t ü b e r solche 
Waffen einer Nation zu ü b e r t r a g e n , die 
sie nicht besitzt, und Mächte, die sie 
nicht besitzen, darauf verzichten, sie her­
zustellen, 
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— i m Glauben ferner, daß es bis zum Ab­
schluß eines solchen internationalen Ab­
kommens w ü n s c h e n s w e r t ist, zwischen­
zeitlich freiwil l ige M a ß n a h m e n zu er­
greifen, um eine V e r g r ö ß e r u n g dieser 
Gefahr zu vermeiden, 

1. ersucht jede Regierung, alle Anstrengun­
gen zu machen, u m zu einem dauer­
haften Ü b e r e i n k o m m e n ü b e r die Verhin­
derung der weiteren Ausbreitung von 
Kernwaffen zu gelangen; 

2. fordert diese Waffen herstellenden Mächte 
auf, es als eine zwischenzeitliche f r e i w i l l i ­
ge M a ß n a h m e w ä h r e n d des Aushandelns 
eines derartigen dauerhaften Ü b e r e i n k o m ­
mens zu unterlassen, die Verfügungs­
gewalt ü b e r solche Waffen einer sie 
noch nicht besitzenden Nation zu ü b e r ­
tragen oder ih r die zu deren Herstellung er­
forderlichen Informationen zu ü b e r m i t ­
te ln; 

3. ersucht die Mächte, die solche Waffen 
nicht besitzen, es auf einer entsprechen­
den zwischenzeitlichen Grundlage zu un­
terlassen, diese Waffen herzustellen oder 
zu versuchen, sie sich anderweitig zu 
verschaffen. 

(Abstimmungsergebnis: + 68; — 0; = 26: 
Australien, Belgien, Bolivien, Brasilien, Chi­
na, Dominikanische Republik, El Salvador, 
Frankreich, Griechenland, Großbr i t ann i en , 
Guatemala, Hai t i , Italien, Kolumbien, Luxem­
burg, Nicaragua, Niederlande, Paraguay, 
Peru, Phil ippinen, Portugal, Spanien, Süd­
afrika, T ü r k e i , Uruguay, Vereinigte Staa­
ten.) 

Südrhodesien 
Generalversammlung — Gegenstand : Die S ü d ­

rhodesien­Frage. — Entschl ießung 1889 
( X V I I I ) vom 6. November 1963 

Die Generalversammlung, 
— nach P r ü f u n g der Südrhodes ien ­Frage , 
— in Erinnerung an ihre Entsch l i eßungen 

1514 (XV) vom 14. Dezember 1960, 1747 
(XVI) vom 28. Juni 1962 und 1760 (XVII ) 
vom 31. Oktober 1962, an die Entsch l ießung 
des Sonderausschusses für den Stand der 
D u r c h f ü h r u n g der Erk l ä rung ü b e r die 
G e w ä h r u n g der Unabhängigke i t an kolo­
niale L ä n d e r und Völker vom 20. Juni 
1963 sowie an die Entschl ießung der Ge­
neralversammlung 1883 ( X V I I I ) vom 
14. Oktober 1963, 

— nach E r ö r t e r u n g des Berichts des Sonder­
ausschusses für die Südrhodes i en ­F rage , 
besonders i m Hinblick auf die fortgesetzte 
Weigerung, der überwä l t igenden Mehrheit 
der afrikanischen Bevölkerung die po l i t i ­
schen Grundrechte zu gewähren , 

— i m B e w u ß t s e i n des Inhalts der vom Gene­
r a l s e k r e t ä r am 19. Dezember 1962 und 
6. Jun i 1963 vorgelegten Berichte, 

— i m B e w u ß t s e i n ferner der i m Vierten 
H a u p t a u s s c h u ß mündlich vorgebrachten 
Ersuchen, 

— i n Berücks ich t igung der Beschlüsse h i n ­
sichtlich der Entkolonialisierung, wie sie 
auf der i m Mai 1963 in Addis Ababa statt­
gefundenen Gipfelkonferenz der Unab­
h ä n g i g e n Afrikanischen Staaten gefaßt 
wurden, besonders derjenigen, die sich 
auf S ü d r h o d e s i e n beziehen, 

— i n g r o ß e r Sorge über die in Südrhodes i en 
bestehende explosive Lage, verursacht so­
wohl durch die Weigerung, der ü b e r w ä l ­
tigenden Mehrheit der afrikanischen Be­
v ö l k e r u n g die politischen Rechte zu ge­
w ä h r e n wie durch die Starrheit des an der 
Macht befindlichen Minderheitenregimes, 

— i n Anbetracht der Verschlechterung der 
Lage i n Südrhodes ien , die eine Bedrohung 
des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit darstellt, 

— i m B e w u ß t s e i n , daß die kolonialistische 
Minderheitsregierung von Südrhodes ien 
die Regierung des Vereinigten Königreichs 
von G r o ß b r i t a n n i e n und Nordirland er­
sucht hat, dem Ter r i to r ium auf der Grund­
lage der Verfassung von 1961, deren Auf­
hebung die Generalversammlung gefordert 
hat, die U n a b h ä n g i g k e i t zu gewähren , 

1. bi l l ig t den Bericht des Sonderausschusses 
für den Stand der Durchführung der Er­
k l ä r u n g ü b e r die G e w ä h r u n g der Unab­
häng igke i t an koloniale L ä n d e r und Völ­
ker, besonders seine Schlußfolgerungen 

und Empfehlungen, und spricht i h m ihre 
Anerkennung aus; 

2. bekrä f t ig t erneut das unve räuße r l i che 
Recht der Bevö lke rung von Südrhodes i en 
auf Selbstbestimmung und U n a b h ä n g i g ­
ke i t ; 

3. spricht dem G e n e r a l s e k r e t ä r für seine Be­
m ü h u n g e n i m Zusammenhang mit der 
Südrhodes i en ­F rage ihre Anerkennung aus; 

4. drück t ih r tiefes Bedauern d a r ü b e r aus, 
daß die Regierung des Vereinigten König­
reichs von Großbr i t ann i en und Nordir land 
die mannigfachen Entsch l i eßungen der 
Generalversammlung ü b e r Südrhodes i en 
nicht erfül l t hat; 

5. fordert die Regierung des Vereinigten 
Königreichs auf, dem Ersuchen der ge­
genwär t i gen Minderheitsregierung Süd­
rhodesiens nach U n a b h ä n g i g k e i t nicht 
stattzugeben, bis in dem Ter r i to r ium das 
Mehrheitsrecht, fußend auf dem allgemei­
nen Erwachsenenstimmrecht, e ingeführ t 
ist; 

6. l äd t die Regierung des Vereinigten König­
reichs ein weiteres Mal ein, unverzügl ich 
eine verfassunggebende Konferenz abzu­
halten, an der die Vertreter aller po l i t i ­
schen Parteien des Terr i tor iums teilneh­
men, um i m Hinblick auf die U n a b h ä n g i g ­
kei t Vorbereitungen für eine Verfassung, 
fußend auf dem allgemeinen Erwachsenen­
stimmrecht, zu treffen, einschließlich der 
Festsetzung eines möglichst f rühen Zeit­
punkts für die U n a b h ä n g i g k e i t ; 

Literaturhinweise 
Demographic Yearbook 1962. 

New York: United Nations 1963. 680 p. 
Clothbound $ 10.50, Paperbound $ 8.—. 
Sales No. 63. X I I I . 1. 

Seit 1948, mit Ausnahme eines Zweijahres­
bandes für 1949/50, haben die Vereinten Na­
tionen jähr l ich bis heute i n ununterbroche­
ner Folge ein sehr umfangreiches Demogra­
phisches Jahrbuch i n englischer und fran­
zösischer Sprache herausgegeben. Die Bevöl­
k e r u n g s v e r ä n d e r u n g e n unserer Zeit haben 
eine enorme Bedeutung erlangt. Der Grund 
liegt in dem immer schnelleren Anwachsen 
der Wel tbevö lkerung . Grundlagenwerke wie 
die Demographischen J a h r b ü c h e r sind heute 
unumgängl ich notwendig. Der jetzt vorl ie­
gende Band für 1962 gleicht in Aufbau und 
Anordnung seinen Vorgänge rn . Er hat 102 
Textseiten. 563 weitere Seiten sind Tabellen. 
Jeder Jahresband hat einen anderen Schwer­
punkt, der besonders ausführ l ich behandelt 
w i r d . Die Zusammenstellung des Jahrbuchs 
erfolgt durch das Statistische A m t der Ver­
einten Nationen. Das A m t arbeitet auf das 
engste mit den offiziellen nationalen stati­
stischen Stellen i n 250 L ä n d e r n und Gebieten 
zusammen. Den i m vorliegenden Band er­
faß ten Zahlen liegen die Bevö lke rungszäh ­
lungen der Jahre 1955 bis 1962 zugrunde. Wo 
solche nicht durchgeführ t wurden, fußen sie 
auf St ichprobenzäh lungen des gleichen Zelt­
abschnitts. Die Statistiken des Bandes behan­
deln u. a. die Bevö lke rung nach Geschlecht, 
Alter und Familienstand; Zuwachsraten; 
Gliederung der Bevö lke rung nach Verwal­
tungseinheiten, nach Großs täd ten , Städ ten 
und Dörfern i n verschiedenen Größenord ­
nungen, nach Haushalten usw. Andere Ta­
bellen geben Auskunft ü b e r den internatio­
nalen Reiseverkehr unter verschiedenen 
Merkmalen, über den Umfang von Aus­ und 
Einwanderungen, gegliedert nach Alter , Ge­
schlecht usw. Auch die gebräuchl ichs ten Sta­
t is t iken ü b e r die Flächengrößen der Länder , 
Gebiete usw., Bevölkerungsd ich te , Wachs­
tumsraten verschiedener A r t , Geburtlichkeit, 
Sterblichkeit, Lebenserwartung, Eheschlie­
ßungen , Scheidungen sind wie üblich ent­
halten. — Eine l ängere Abhandlung gibt zu 
Beginn Auskunft ü b e r die Verfügbarke i t 
von nationalen Bevölke rungss ta t i s t iken und 
ü b e r die Methoden, sie zuverläss ig auszuwer­
ten. — Die Bevö lke rungszäh lungen werden 
heute begriffen als das Zusammenspiel des 
Zählens , Zusammenstellens und der Ver­
öffent l ichung von demographischen, w i r t ­

7. ersucht alle Mitgliedstaaten dringend, und 
besonders jene mit engen Beziehungen zu 
der Regierung des Vereinigten König­
reichs, ihren ä u ß e r s t e n Einf luß auszuüben , 
um die Verwirkl ichung der berechtigten 
Hoffnungen der B e v ö l k e r u n g S ü d r h o d e ­
siens sicherzustellen; 

8. fordert den G e n e r a l s e k r e t ä r auf, seine 
guten Dienste weiterhin zur Verfügung 
zu stellen, um einen Ausgleich i n dem 
Ter r i to r ium zu fördern , wie es Paragraph 4 
der Entschl ießung 1760 (XVII ) vorsieht, und 
ü b e r das Ergebnis seiner B e m ü h u n g e n so­
wohl der Generalversammlung w ä h r e n d 
ihrer achtzehnten Tagung wie auch dem 
Sonderausschuß zu berichten; 

9. beschließt , die Südrhodes i en ­F rage auf der 
Tagesordnung ihrer achtzehnten Tagung 
zu belassen. 

(Abstimmungsergebnis: +73; —2: Portugal, 
Südaf r ika ; = 19: Australien, Belgien, Däne ­
mark, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
I r land, I tal ien, Japan, Kanada, Luxemburg, 
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Öster­
reich, Schweden, Spanien, Türke i , Vereinigte 
Staaten; u. a. nahm G r o ß b r i t a n n i e n nicht an 
der Abst immung teil.) 

Anmerkung: Die i m zweiten Absatz der P r ä ­
ambel genannte Entsch l ießung 1514 (XV) ist 
i n deutscher Ubersetzung enthalten i n V N 
Heft 4/1962 S. 117. 

schaftlichen und sozialen Angaben bezüglich 
aller Personen i n einem bestimmten Gebiet 
für eine bestimmte Zeit. Die erhaltenen I n ­
formationen sind vielfach nützl ich und not­
wendig. Der Hauptzweck 1st, für Pol i t ik 
und Verwaltung einwandfreie Unterlagen zu 
l iefern. Wirtschaftliche und soziale Entwick­
lung, Bevölkerungspol i t ik , Beschäf t igungs­
m a ß n a h m e n , Einwanderungspolitik, Erzie­
hungsprogramme, Hausbau fö rde rung , öffent­
liches Gesundheitswesen, Soz i a lmaßnahmen 
und eine große Zahl weiterer öffentl icher und 
privater Tät igke i t en h ä n g e n von den Er­
gebnissen solcher Volkszäh lungen ab. Hier­
aus ergibt sich der Wert zuver läss iger stati­
stischer Unterlagen. Ein Index für alle bis­
her vorliegenden 14 J a h r e s b ä n d e beschl ießt 
das Jahrbuch. — Die demographischen Jahr­
bücher der Vereinten Nationen haben sich 
durch ihre exakte Bearbeitung internatio­
nales Ansehen verschafft. 

Volle, Hermann und Claus­Jürgen Dulsberg: 
Probleme der internationalen Abrüstung. 
Die Bemühungen der Vereinten Nationen um 
internationale Abrüstung und Sicherheit 
1945—1961. 

Frankfur t und Ber l in : Alfred Metzner 
Verlag 1963. X L V I I , 984 Seiten. 96,— D M . 
(= Rüs tungsbesch ränkung und Sicherheit. 
Schriftenreihe des Forschungsinstituts der 
Deutschen Gesellschaft für Auswär t i ge Po­
l i t i k е. V. Band 1/1, I I , Bonn.) 

Vor acht Jahren, zu einer Zeit, als man sich 
selbst i n Fachkreisen i n Deutschland noch 
nicht n ä h e r mit der Abrüs tungs f rage befaßte , 
hat Hermann Volle eine Arbei t ü b e r die 
A b r ü s t u n g s v e r h a n d l u n g e n i n den Vereinten 
Nationen vorgelegt, die damals Anerken­
nung, insbesondere auch i m Ausland, gefun­
den hat. Die nun zusammen mit Claus­
J ü r g e n Dulsberg erstellte Veröffent l ichung 
ist mehr als eine Fortsetzung oder erweiterte 
Neuauflage. Sie ist schlechthin das deutsche 
Standardwerk zur Abrüs tungs f rage . — I n 
einer Ein füh rung zeichnet Ulrich Scheuner, 
Ordinarius für internationales Recht an der 
Univers i t ä t Bonn, die großen Züge der histo­
rischen Entwicklung des Themas A b r ü s t u n g 
und damit auch gleichzeitig die wesentlichen 
Voraussetzungen für die Lösung dieses so oft 
durch enge Detailbetrachtungen zerredeten 
Problems auf. Referierend' stellen die Auto­
ren den Verhandlungsverlauf von 1945 bis 
Ende 1961 dar. Sie geben zunächs t Aus­
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kunft da rübe r , mit welchem Auftrag und 
welchen insti tutionellen Voraussetzungen 
und Grenzen die Vereinten Nationen vor die 
Lösung des A b r ü s t u n g s p r o b l e m s gestellt 
sind. Es folgen die Verhandlungen in der 
Atomenergiekommission und der Kommis­
sion für he rkömml iche Rüs tungen , die durch 
das amerikanische Kernwaffenmonopol und 
das sowjetische B e m ü h e n um dessen Uber­
windung gekennzeichnet waren. Ihnen schlie­
ß e n sich die E r ö r t e r u n g e n ü b e r einen Pha­
senplan der allgemeinen und kontrol l ier ten 
A b r ü s t u n g i n der Abrüs tungskommiss ion 
und deren Fünfmäch te ­Unte rausschuß an, die 
dann i m Jahre 1957 scheiterten. Das letzte 
Kapi te l behandelt die Anpassung der A b ­
rüs tungsp läne an den Durchbruch der ther­
monuklearen und ­Raketenwaffen und gibt 
einen z u s a m m e n h ä n g e n d e n Einblick in die 
verschiedenen Verhandlungen bis zur Ge­
neralversammlung 1961. Der schwierige Ver­
handlungsverlauf stellt hohe Anforderungen 
an die Autoren; es ist ihnen aber gelungen, 
alle wichtigen Phasen klar und i m Umfange 
ausreichend zu schildern und mit Quellen zu 
belegen. Die Verfasser haben sich auf die 
Darstellung der Verhandlungen selbst be­
schränkt , sich mit Wertungen zurückgeha l ­
ten und nur da, wo sie es für notwendig 
hielten, mit wenigen Sätzen die beeinflus­
senden weltpolitischen Entwicklungen ange­
deutet. Ein Mehr in dieser Richtung h ä t t e 
den Rahmen gesprengt. Aber i n der Einfüh­
rung von Scheuner w ä r e eine solche Uber­
sicht möglich und nützl ich gewesen. — Der 
große Umfang der Arbei t ve ran l aß t e die 
Auftei lung i n zwei Bände , und wie so oft 
machte man aus der Not eine Tugend. Der 
zweite Band widmet sich nämlich der Doku­
mentation, so daß es dem Leser möglich ist, 
die einschlägigen Texte und die Register 
und Karten gleichzeitig und nebeneinander 
zu benutzen. Dieser zweite Band en thä l t die 
137 wichtigsten Texte, Entsch l ießungen der 
Generalversammlung, Entwür fe , Vorschläge, 
Memoranden, Reden und Briefe. Die 129 U N ­
Dokumente sind in deutscher und englischer 
Sprache nebeneinander wiedergegeben. Eng­
lisch ist meist die Originalsprache. Bei Tex­
ten m i t französischer und russischer Original­
sprache w i r d gleichfalls nur die deutsche und 
englische Ubersetzung gegeben, wahrschein­
lich wei l hier die Beschaffung des Materials 
Schwierigkeiten bereitet hat. Nichtsdesto­
weniger ist auch in diesen Fäl len der eng­
lische Wortlaut von großem Wert, denn die 
amtlichen Ubersetzungen der vereinten Na­
tionen werden m i t große r Sorgfalt und 
Sachkunde und unter der Interpretations­
kontrolle des Ursprungslandes durchgeführ t , 
so daß man mit dem englischen Ersatz­
text das Original t r i f f t oder i hm nahe ist. 
Hinzu kommt, daß sich in den A b r ü s t u n g s ­
verhandlungen i m englischen Sprachgebrauch 
eine feine und exakte Terminologie her­
ausgebildet hat, der die deutschen Aus­
drücke manchmal noch nachhinken. Die deut­
sche Überse tzung der englischen Texte dürf te 
zuverläss ig sein. Quellenangaben, F u ß n o t e n 

und Ti te l mit kurzge faß ten Inhaltsangaben 
lassen auf sorgfäl t ige Edit ion schließen. — 
Wer sich einmal i n die Dokumentation der 
Vereinten Nationen einarbeiten m u ß t e , weiß 
die gebotene Dokumen ta t i onsübe r s i ch t ü b e r 
die Fundstellen zu schätzen. Ein Blick auf 
das Sach­ und Personenverzeichnis zeigt, 
welche Fül le an Material mit den beiden 
B ä n d e n geboten w i r d . — Das Forschungs­
insti tut der Deutschen Gesellschaft für Aus­
wär t i ge Pol i t ik hat mit dieser Veröffent­
lichung das deutschsprachige Handbuch zur 
Abrüs tungs f rage herausgebracht. Es bietet 
dem Wissenschaftler, Polit iker, Journalisten 
und sonstigen an der Abrüs tungs f rage inter­
essierten Kreisen das grundlegende und zu­
verläss ige Material zum Vers tändn i s der ge­
genwär t igen neuen Phase der A b r ü s t u n g s ­
diskussionen und erlaubt eine schnelle Ein­
füh rung i n ihre Teilprobleme. D a r ü b e r h in ­
aus ist für die zukünf t ige Erarbeitung eines 
deutschen Standpunktes i n der A b r ü s t u n g s ­
frage wertvolle Vorarbeit geleistet worden. 

Gordon, K i n g : UN i n the Congo. A Quest 
for Peace. 

New York: Carnegie Endowment for I n ­
ternational Peace 1962. 184 p. Paperbound 
$ 1.95. 

Es ist nötig, daß die Aufgabe, die der Welt­
organisation i m Kongo nach dessen Selb­
s t änd igwerden Mit te 1960 zufiel, gründl ich 
und umfassend untersucht w i r d ; denn die 
UNO ist i n den Vorjahren wegen ihrer 
Tät igke i t i m Kongo und besonders i n Ka­
tanga von interessierten Wirtschaftskreisen, 
denen sich die Presse vor allem in West­
europa m e r k w ü r d i g weitgehend zur Ver­
fügung stellte, auf das heftigste angegriffen 
worden. Jedes sachliche und kenntnisreiche 
Buch, auch wenn es nur Teiluntersuchungen 
bietet, t r äg t zur Lösung der Aufgabe, und 
sei es nur, nachträgl ich den Vereinten Na­
tionen Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, 
bei. Hier liegt ein solches Buch vor, und 
es m u ß i hm i n Englisch lesenden Kreisen 
weite Verbreitung gewünsch t werden. Schon 
das Wirken des Autors b ü r g t für eine zu­
verläss ige und lesbare Darstellung. Gordon 
war von 1950 bis 1962 h ö h e r e r Beamter der 
UNO, zuerst einige Jahre i n der Abtei lung 
für Menschenrechte, dann vorwiegend auf 
verantwortlichen Posten i m Außend iens t , so 
i n Korea, i m Nahen Osten und zuletzt in 
verschiedener Verwendung i m Kongo selbst. 
Ab 1961 war er dort Informationschef der 
gesamten Operationen der U N bis zu sei­
nem Ausscheiden aus den Diensten der 
U N i m August 1962. Seitdem ist Gordon 
Professor für internationale Angelegenhei­
ten. 
Das Buch beginnt mit einem kurzen Rück­
blick auf die koloniale Zeit des Kongo. Es 
folgen die Meuterei der unter belgischer 
F ü h r u n g stehenden Truppen, das Ersuchen 
der neuen kongolesischen Regierung an die 
Vereinten Nationen um Hilfe , deren Eingrei­
fen i m Kongo, das verwickelte Verhä l tn i s 

von innerer und ä u ß e r e r Hilfe der U N i m 
Kongo, aus der sich die entscheidenden 
Schwierigkeiten der Durchführung der Auf­
gabe ergeben. Die Darstellung endet nach 
Lumumbas Ermordung, H a m m a r s k j ö l d s Tod 
und den S o m m e r p l ä n e n des Jahres 1962 zur 
Lösung des Katanga­Problems mit einem 
Zwischenfazit. Der Wert des Buches liegt 
nicht i n einer Schilderung des ä u ß e r e n Ge­
schehens, es ist auch keine Reportage. Es ist 
eine Darstellung, die die innere Linie des Ab­
laufs aus ihren Motiven heraus logisch ent­
wickelt . Sie w i r k t völlig objektiv und hat 
den Vorzug der Klarhei t . Es tu t der Unter­
suchung keinen Abbruch, daß sie nicht mehr 
den vorläuf ig letzten A k t der Entwicklung 
i m Kongo en thä l t , da sich das spä te re Ge­
schehen aus dem Dargestellten ergibt. Wer 
sich ü b e r die UN­Akt ion i m Kongo ein zu­
treffendes B i l d machen w i l l , sollte zu dieser 
wertvol len Untersuchung greifen. 

Oertel, Ferdinand: Geburt einer neuen Welt. 
Entwick lungsvölker . Entwicklungshilfe. Do­
kumentarischer Bildband mit einem Vorwort 
von Ludwig Erhard und Bei t r ägen von Ger­
hard Fritz, Walter Kiefer und Walter Molt. 

Essen: Fredebeul & Koenen 1962. 196 Sei­
ten. 164 Photos. Format 21 X 27 cm. 
Leinen 38, 50 D M . 

Entwicklungshilfe gehör t heute zu den am 
meisten genannten Schlagworten. Wer dar­
aus den Schluß zieht, daß die Notwendigkeit 
einer Entwicklungshilfe in der Öffentlich­
kei t allgemein anerkannt sei, i r r t . Der 
S t a a t s b ü r g e r m u ß also wissen, wofür er 
gibt. Pannen, die se lbs tvers tändl ich auch bei 
der Durchführung der Entwicklungshilfe vor­
kommen, wie etwa das ominöse goldene 
Bett für eine schwarze First Lady, werden 
ungebühr l i ch breitgetreten und schädigen 
das gegenteilige B e m ü h e n anderer. Jedes M i t ­
tel und jede Publ ikat ion sind b e g r ü ß e n s w e r t , 
die geeignet sind, ü b e r die Entwicklungshilfe 
wirksam aufzuk lä ren . Der hier anzuzeigende 
Band erweist sich als besonders wer tvol l . 
Er bietet in sehr anziehender Gestalt, durch 
beste Verbindung von ausgezeichneten B i l ­
dern und sachlich einwandfreiem instruk­
t ivem Text, das Problem Entwicklungshilfe 
so, wie es bei einer breiteren gebildeten 
Leserschaft ankommt. — Nach einer Ein­
führung in das Problem beginnen die beiden 
Teile. Der erste gibt einen Uberblick über 
alle Lebensbereiche in den Entwicklungs­
l ä n d e r n durch Bilder f ü h r e n d e r Photogra­
phen, e rgänz t durch Schaubilder und Ta­
bellen. I m zweiten Teil geben drei Experten 
eine vorwiegend textliche Darstellung der 
praktischen Entwicklungshilfe. Professor 
Ludwig Erhard weist i m Vorwor t unge­
schminkt darauf hin , daß die mit der Lösung 
der Entwicklungsprobleme z u s a m m e n h ä n g e n ­
den Fragen für uns alle entscheidend ge­
worden sind. Das gi l t nicht nur aus humani­
t ä r en Grü n d en , das gi l t gleichfalls aus sehr 
n ü c h t e r n e n politischen und wirtschaftlichen 
G r ü n d e n . Niemand w i r d das Buch unbe­
troffen aus der Hand legen. 

AN UNSERE LESER 

Der Bericht aus New York über die aktuellen Ereignisse am Hauptsitz der Vereinten Nationen, der regelmäßig unsere Hefte 
einleitet, fehlt dieses Mal. Nach der mehrwöchigen üblichen Generaldebatte in der Generalversammlung, über die in der 
vorigen Ausgabe der Zeitschrift berichtet wurde, standen bei Redaktionsschluß die Hauptausschüsse im wesentlichen noch 
im Anfang ihrer Verhandlungen, so daß noch nicht abgerundet über sie berichtet werden konnte. Das Fehlen des New 
Yorker Berichts ermöglicht es zugleich, dieses Heft mit zwei Beiträgen über die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
und ihre Auswirkungen einzuleiten, eine Plazierung, die der Bedeutung des 15. Jahrestages der Verkündung der Allge­

meinen Erklärung entspricht. Das erste Heft des kommenden Jahrgangs wird и. a. den geschlossenen Bericht über die 
gegenwärtig noch tagende 18. Generalversammlung bringen. Ferner wird Heft 1/1964 neue Tabellen bringen, da noch 
während der jetzigen Tagung mit der Aufnahme weiterer Mitglieder in die Vereinten Nationen zu rechnen ist. Von den 
in diesem Heft wiedergegebenen Entschließungen der Vereinten Nationen beziehen sich die über Non­proliferation auf den 
gleichlautenden Beitrag auf Seite 194 ff. dieses Heftes; die übrigen sind Vorabdrucke im Hinblick auf den Abschlußbericht 
aus New York in der nächsten Ausgabe. 

Wir Wünschen unseren Lesern ein frohes Weihnachtsfest und ein gutes Neues Jahr. Die Redaktion 
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In allen Ländern der Erde 

lesen seit 44 Jahren Industrie 

und Handel die 

E U R O P A - P O S T 

Verstärkte Zielstreuung im EWG-EFTA-Raum. 

Tausende Geschäfte kamen dadurch schon zustande. 

Tausende werden folgen. 

Sorgen Sie dafür, daß Sie durch engen Kontakt zu diesem 

großen Exportorgan stets mit dabei sind. 

T E C H N I K - A U S G A B E N 

F E R T I G W A R E N - A U S G A B E N 

B R A N C H E N - S o n d e r h e f t e 

A l l e i n i g e s o f f i z i e l l e s O r g a n d e r H a n n o v e r - M e s s e 

Die ÜP ist der Prototyp des erfolgreichen Werbeträgers 

und rechtfertigt unbegrenztes Vertrauen. 

Verlangen Sie eat-FM-63-Merkblatt über selektive Länder­

gruppen-Kampagnen. 

U B E R S E E - P O S T NÜRNBERG 2 



W A S W I R D A U S U N S E R E M G E L D ? 

Ist die schleichende Geldwertminderung der jüngsten Ver­

gangenheit auf die Finanzpolitik der öffentl ichen Hand, 

auf Kreditinflation oder importierte Inflation zurückzu­

führen oder handelt es sich um eine Lohninflation? 

Die einen erklären, die inflationistische Preisentwicklung sei 

das Ergebnis einer Lohnpolitik, die dem volkswirtschaftlichen 

Produktivitätszuwachs nicht Rechnung getragen habe. 

Die anderen behaupten ebenso nachdrücklich, die schleichende 

Inflation sei von der Wirtschaft zu verantworten, die hohe 

Preise gefordert habe. 

Eine dritte Gruppe schließlich stellt die staatliche Wirtschafts­

und Finanzpolitik unter Anklage. 

Diese gegenseitigen Vorwürfe laufen auf die Auseinander­

setzung hinaus, ob das Huhn vor dem E i oder das E i vor dem 

Huhn da war. 

Dieser wenig aussichtsreiche Meinungsstreit kann den Ver­

braucher - und das sind wir alle - aber keinesfalls befriedigen. 

Dr. Franz Günnicker Der Verfasser des Werkes 

B L E I B T D I E D E U T S C H E M A R K S T A B I L ? 

ca. 140 Seiten, DIN A 5, Paperback, ca. 10,80 DM 

geht den Ursachen der Inflation im allgemeinen nach, unter­

sucht kritisch die Entwicklung auf dem Gebiete des Geldwesens 

im letzten Jahrzehnt in der Bundesrepublik Deutschland und 

befaßt sich mit den Möglichkeiten einer wirksamen Bekämp­

fung der Inflation. 
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Bücher über Europa-Fragen? Fragen Sie den Europa Union Verlag! 
Erste Auflage vergriffen! Zweite Auflage vergriffen! Dritte überarbeitete und erweiterte Auflage erschien im November! 

Eine Bestandsaufnahme von der Vielgestalt der europäischen Agrarwirtschaft: 

LANDWIRTSCHAFT IN EUROPA 
Herausgegeben vom Gustav-Stresemann-Institut i n der Reihe „europäische hefte" 

140 Seiten und dazu 34 Seiten mehrfarbige Karten, 170x140 mm, zweifarbiger, cellophanierter Einband, 11,80 D M . 

A U S D E M V O R W O R T : 

Das Vorgefühl tiefgreifender V e r ä n d e r u n g e n durch die 
wirtschaftliche Integration i n Europa schafft gegen­
w ä r t i g i n weiten Kreisen der landwirtschaftlichen Be­
vö lke rung Sorge und Furcht. Aus Sorge und Furcht 
wachsen allzuleicht Unmut und Widerstand. So wi t te r t 
man Gegnerschaft, statt Partnerschaft zu suchen, und 
setzt auf die Verteidigung der Vergangenheit mehr als 
auf die Chancen der Zukunft. 

Immer wieder haben w i r bei internationalen Tagungen 
und Konferenzen über Fragen der Landwirtschaft be­
obachtet, daß die Kenntnis ü b e r die Landwirtschaft 
anderer L ä n d e r in Europa gering ist. N a t u r g e m ä ß 
stammen alle Lehrbücher der Landwirtschaft aus der 
Zeit, i n der die nationalen Wirtschaftsordnungen der 
Landwirtschaft Möglichkeiten gaben und Grenzen setz­
ten. Es w i r d sicherlich noch geraume Zeit vergehen, bis 
eine europäische Landwirtschaft ihre jungen Land­
wi r t e m i t europäischen L e h r b ü c h e r n ausstatten kann. 

A U S D E M I N H A L T : 

Europäisches Bauerntum zwischen Vergangenheit und 
Zukunft . Die Gestaltung der Gemeinsamen Agrar­
pol i t ik der EWG. 

L Ä N D E R B E R I C H T E : 

E W G - L ä n d e r 
Die skandinavischen L ä n d e r 
G r o ß b r i t a n n i e n und Ir land 
Die A lpen lände r 
Spanien, Portugal, Griechenland, Türke i , 
östl icher Tei l Europas. 

A N H A N G : 

Organisationen und Gemeinschaften wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit i n Westeuropa, 
Assoziierung der überseeischen L ä n d e r und Hoheits­
gebiete. 

G E S A M T S T A T I S T I K : 

Fläche und Bevölkerung , 
Erwerbs tä t igke i t , 
Auftei lung des Ackerlandes und Er t räge , 
Viehhaltung und Er t r äge , 
Maschinenbesatz, 
Betr iebsgröße, 
Düngemi t te lverbrauch . 

S O U R T E I L E N D I E F A C H L E U T E : 

Bundesministerium für E r n ä h r u n g , Landwirtschaft und 
Forsten, Bonn 
Das Heft bietet einen sehr aufschlußreichen Überblick über die 
landwirtschaftlichen Verhältnisse der europäischen Länder 
— eine Bestandsaufnahme von der Vielgestalt der europäi­
schen Agrarwirtschaft 
U r t e i l : Geeignet für die Lehrer und Schülerbüchereien 
der landwirtschaftlichen Fachschulen und für den Berater. 

Foschungsanstalt für Landwirtschaft, Braunschweig-
Völkenrode 
Gern habe ich Ihre Arbeit in meine Handbibliothek über­
nommen. Sie ist mir eine willkommene Hilfe, da sie neben 
den Zahlen und Daten aus der europäischen Landwirtschaft 
vor allem auch die anschaulichen Karten enthält. Ich hoffe, 
daß diese Arbeit eine recht große Verbreitung erfährt. 

Bayerisches Staatsministerium für E r n ä h r u n g , Land­
wirtschaft und Forsten 
Das Staatsministerium will den Landwirtschaftsämtern und 
Landwirtschaftsschulen den Bezug dieses Heftes empfehlen. 

Deutscher Industrie- und Handelstag, Bonn 
. . . eine Fülle von Material geboten wird, wie es in dieser 
übersichtlichen Form bisher nicht zugänglich war. 

Deutsche Bundesbank 
. . . ist geeignet, uns nützliche Anregungen für unsere Arbeit 
zu vermitteln. 

Deutsche Landjugend 
Und deswegen ist diese Arbeit so interessant, weil in sach­
licher Darstellung ohne Tendenz zu der einen oder der an­
deren Seite eine gründliche Information über die Verhältnisse 
der Landwirtschaft aller europäischen Länder gegeben wird. 

Deutsche Landwirtschaftliche Presse 
Mit dieser Veröffentlichung wird eine Lücke in der deutschen 
landwirtschaftlichen Sachliteratur geschlossen. 

Ernst Knorz, Berufsschuldirektor Landwirtschaftliche 
Kreisberufsschule, Wetzlar, i m Auftrag des Regierungs­
präs iden ten i n Wiesbaden 
Das vorliegende Heft ist für den Lehrer der landwirtschaft­
lichen Berufs-, Berufsfach- und Fachschulen eine gute Hilfe 
sowohl für den Unterricht in der politischen Unterweisung, 
in Wirtschaftskunde als auch im Fachkundeunterricht. 

Bul le t in des Presse- und Informationsamtes der B u n ­
desregierung 
Instruktive Materialsammlung dient der genauen Kennt­
nis der Landwirtschaft. 

Seminar für Agrarpol i t ik und Agrarrecht, 
St. Gallen (Schweiz) 
. . . die auf knappem Raum einen sehr guten Uberblick über 
die landwirtschaftlichen Probleme Europas gibt. 

Gegenwartskunde — Zeitschrift für Wirtschaft und 
Schule 
Diese kurze, aber sehr gehaltvolle und sachkundige Uber­
sicht über die europäische Landwirtschaft sollte in keiner 
Lehrerbücherei fehlen und kann als Grundlage für Schüler­
vorträge sehr gut verwendet werden. 

EUROPA UNION V E R L A G • Bonn . Düsseldorf • Köln (Stolkgasse 1) 



In Kürze erscheint: 

D E R V E R B R A U C H E R 
I M 
G E M E I N S A M E N M A R K T 

von Dr. Günther Voigt und Dr. Walter Bernauer 

ca. 220 Seiten, ca. 26,80 DM 

Band 25 der Schriftenreihe zum Handbuch für Euro­

päische Wirtschaft 

Der entstehende Gemeinsame Markt soll durch 

einen freien Warenverkehr eine bessere Güterver­

sorgung für die Bevölkerung der Mitgliedstaaten 

bringen und die Märkte stabilisieren; das eigent­

liche wirtschaftliche Ziel des EWG­Vertrages ist die 

Erhöhung des Lebensstandards der Verbraucher. 

So klar dieses Ziel ist, so unklar ist das Bild des 

Verbrauchers und der bisherige Erfolg in der E r ­

reichung dieses Zieles. 

Das vorliegende Buch analysiert zum erstenmal die 

Situation des Verbrauchers in unserer Zeit und 

zeigt seine Stellung im größer gewordenen Wirt­

schaftsraum Westeuropa. Es gibt einen wertvollen 

Einblick in die Bemühungen der anderen Mitglied­

staaten der E W G und in dritten Ländern, die uns 

in der Behandlung der Verbraucherfragen zum Teil 

weit voraus sind. 

V E R L A G A U G U S T L U T Z E Y E R 
B A D E N ­ B A D E N • P O S T F A C H 6 1 0 

D i e 
d e u t s c h e L a n d w i r t s c h a f f t 
i m G e m e i n s a m e n M a r k t 
2 . A u f l a g e 

2 2 0 S e i t e n , 2Э S c h a u b i l d e r u n d I S T a b e l l e n , 

D I N A S , P l a s t i k e i n b a n d 2 2 . - D M 

Der Verfasser wagt es, mit der zweiten Auflage dieses Buches *) 

dem Leser etwas sehr Ungewöhnliches zu präsentieren: einen Mei­

nungswechsel in einer wichtigen Frage. In der ersten Auflage 

hatte er die Meinung vertreten, daß die Getreidepreise in der 

EWG auf ein Niveau ausgerichtet sein sollten, das etwa in der 

Mitte zwischen den hohen deutschen Preisen und den wesentlich 

niedrigeren Preisen für Weizen in Frankreich und für Futterge­

treide in Belgien und Holland liegt. Die deutschen Preise hätten 

also gesenkt werden müssen. Der Grund für diese Meinung war, 

daß bei der Anhebung der Preise in den anderen Partnerländern 

der EWG auf das deutsche Niveau eine sehr starke Produktions­

steigerung und schließlich im gesamten EWG­Raum ein großer 

Getreideüberschuß zu erwarten ist, ein Oberschuß, den die 

EWG­Länder nirgendwo in der Welt verkaufen könnten, den sie 

also verschenken müßten. Das Verschenken von mehreren Mill, t 

europäischer Getreideüberschüsse, das ja nur zu Lasten der 

Steuerzahler erfolgen könnte, erschien dem Verfasser damals 

untragbar. 

Die Feststellung in der ersten Auflage, daß eine Anhebung der 

Getreidepreise auf das deutsche Niveau zu großen Überschüssen 

führen muß, bleibt unverändert bestehen. 

Grundlegend geändert hat sich aber die Meinung des Verfassers 

in der Frage, ob europäische Getreideüberschüsse unerwünscht 

oder erwünscht sind. Auf Grund mehrjähriger Studien über die 

Lage der Entwicklungsländer und über die Aussichten des Welt­

kampfes gegen den Hunger ist er zu neuen Erkenntnissen ge­

kommen. 

Die Einzeldarstellung dieser Tatsachen und Überlegungen finden 

sich in dem völlig neu geschriebenen Kapitel VI. 

Das bedeutet allerdings eine radikale Meinungsänderung. Der 

Verfasser hat lange mit sich gerungen, ob diese Meinungsände­

rung begründet ist. Sie ist für ihn zwingend geworden durch das, 

was er seit dem Erscheinen der ersten Auflage gelernt zu haben 

glaubt. Er denkt, daß man mit 70 Jahren noch nicht zu alt sein 

soll, um etwas Neues zu lernen. 

*) Beachten Sie bitte unseren Beitrag auf Seite 195 

V E R L A G A U G U S T L U T Z E Y E R 
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Warum hat der Blick 
durch die Wirtschaft einen so 
großen Widerhall gefunden? 

Durch das Fundament eines wel twei ten 

Korrespondenten- und Mitarbeiterstabes an 

allen internationalen Märkten ist es der 

Wirtschaftsredaktion möglich, den Leser 

schnell und zuverlässig über das Geschehen 

im Inland und Ausland zu unterrichten. 

Von wann an informieren Sie sich täglich in 

dem Blick durch die Wirtschaft? 

G e r n e e r h a l t e n Sie P r o b e e x e m p l a r e . S c h r e i b e n Sie b i t te an d ie V e r t r i e b s a b t e i l u n g 

Bl ick d u r c h d ie W i r t s c h a f t , 6 F r a n k f u r t / M a i n 1, Pos t fach 3463. 



Wie auf diesem ferngesteuerten Stahlentnahmewagen im neu errichteten 

Stahlwerk Oxelösund ist auch in vielen anderen Hüttenwerken der 

Schriftzug P INTSCH BAMAG das Zeichen für unbedingte Zuverlässig­

keit im rauhesten Betrieb. 

Die P I N T S C H B A M A G liefert alles, was für den rationellen Transport 

von Roheisen, Stahl, Schlacke, heißen Brammen und Blöcken gebraucht 

wird. 

This remote control steel disposal car in Steel Mill of Oxelösund is 

another il lustration of P I N T S C H BAMAG's equipment built for reliability 

in heavy duty service. 

PINTSCH BAMAG supplies all media to move molten iron, steel, slag, 

hot bars and ingots. 
T E L E X : 88 82 622 

P I N Y S C H B A M A G 
A K T I E N G E S E L L S C H A F T 

K Ö L N - B A Y E N T H A L W E S T G E R M A N Y 
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